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Abstract 

Seit 1988 kooperiert die Europäische Union mit Marokko im Bereich der Fischerei. Das 

2018 zwischen der Europäischen Union und Marokko beschlossene 

Fischereiabkommen ist das erste Abkommen seiner Art, das das von Marokko 

völkerrechtswidrig besetzte Gebiet der Westsahara explizit einschließt. Nachdem der 

Europäische Gerichtshof das vorherige Fischereiabkommen auf das bereits implizit mit 

einbezogene, aber namentlich nicht genannte Gebiet Westsahara für nicht anwendbar 

erklärte, bemühten sich zahlreiche Akteure in der Europäischen Union darum, dass 

das Gebiet wieder in das neue Abkommen aufgenommen wird. Dies widerspricht der 

Verpflichtung der EU, die marokkanische Herrschaft über die Westsahara nicht 

anzuerkennen und untergräbt die normativen Werte der EU wie Rechtsstaatlichkeit, 

Selbstbestimmung, Menschenrechte und Demokratie. Die Arbeit legt mit dem 

Forschungsansatz der historisch-materialistischen Politikanalyse offen, welche und 

wessen Interessen zu diesem Ergebnis geführt haben und zeigt, dass insbesondere 

eine mächtige Koalition wirtschaftsliberaler Kräfte ihre Interessen durchsetzen konnte. 

 

The European Union has been cooperating with Morocco in the area of fisheries since 

1988. The fisheries agreement concluded between the European Union and Morocco 

in 2018 is the first agreement of its kind to explicitly include the territory of Western 

Sahara, which was occupied by Morocco in violation of international law. After the 

European Court of Justice ruled that the previous fisheries agreement was not 

applicable to the territory of Western Sahara, which was already implicitly included but 

not mentioned by name, numerous players in the European Union endeavored to have 

the territory included in the new agreement again. This contradicts the EU's 

commitment not to recognize Morocco's rule over Western Sahara and undermines 

the EU's normative values of the rule of law, self-determination, human rights and 

democracy. This work uses the research approach of historical-materialist political 

analysis to reveal which and whose interests led to this result and shows that it was in 

particular a powerful coalition of liberal economic forces that was able to assert its 

interests.  
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II. Abkürzungsverzeichnis 
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EG  Europäische Gemeinschaft 

EK  Europäische Kommission 
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GD Mare  Generaldirektion Maritime Angelegenheiten und Fischerei  
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HRW  Human Rights Watch 
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IPÖ  Internationale Politische Ökonomie 

IB  Internationale Beziehungen  

MdEP  Mitglied des Europäischen Parlaments 

MINURSO        Mission des Nations Unies pour l’organisation d’un référendum au Sahara occidental 

MS  Mitgliedsstaaten (der EU) 

PECH  Fischereiausschuss des EU-Parlaments  

PSOE  Partido Socialista Obrero Español 

PP  Partido Popular 

TNK  Transnationale Konzerne  

UNO  United Nations Organisation / Vereinte Nationen 

WSRW  Western Sahara Ressource Watch 
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1. Einleitung 

Bereits seit 49 Jahren schwelt der Konflikt um die Westsahara. Das seit 1975 von 

Marokko völkerrechtswidrig besetzte Gebiet findet trotz der anhaltend angespannten 

Situation und der schlechten humanitären Lage zehntausender Flüchtlinge wenig 

Beachtung in Medien und Politik westlicher Staaten. Marokko, das das Gebiet als seine 

südlichen Provinzen betrachtet, nutzt die Rohstoffe des Gebiets zum eigenen 

wirtschaftlichen Vorteil, und auch die Europäische Union (EU) und ihre 

Mitgliedsstaaten (MS) beteiligen sich an der Ausbeutung der Rohstoffe der 

Westsahara durch Abkommen mit Marokko. 

Marokko entwickelte sich seit den 1970er Jahren zu einem wichtigen Partner der EU. 

Die Kooperation umfasst nicht nur Wirtschaft und Handel, sondern ebenso zahlreiche 

andere Bereiche, darunter Sicherheit, Migrationskontrolle und Bildung. Zugleich 

entwickelte und vertiefte Marokko auch die wirtschaftlichen Beziehungen mit der EU 

und insbesondere mit Spanien und Frankreich. Sowohl die Rohstoffe Marokkos und 

der Westsahara, allen voran Phosphat und Fisch, als auch gewisse Industriezweige, 

insbesondere die Automobilbranche, sind wichtige wirtschaftliche Kooperationsfelder 

der EU mit Marokko. Bereits 1967 wurde ein erstes Abkommen zwischen der EU und 

Marokko unterzeichnet und damit die bilateralen Beziehungen offiziell aufgenommen. 

Marokko kann sich heute zu den Staaten mit den am stärksten fortgeschrittenen 

Handelsbeziehungen zur EU zählen. Zentrales bilaterales Abkommen und Kernstück 

der Kooperation zwischen Marokko und der EU ist das 1996 unterzeichnete und im 

Jahr 2000 in Kraft getretene Europa-Mittelmeer-Abkommen zur Gründung einer 

Assoziation (im folgenden Assoziierungsabkommen genannt; in der Literatur wird 

dieses oft auch als Handelsabkommen oder Europa-Mittelmeer-Abkommen 

bezeichnet) (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 2000b). Marokkos Position 

als privilegierter Partner der EU setzte sich auch nach dem Inkrafttreten der 

Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) im Jahr 2004 und deren überarbeiteter 

Version aus dem Jahre 2015 fort (vgl. Amirah Fernández & Khader, 2020, S. 15; 

Suárez-Collado & Contini, 2022, S. 1163). 

Die Kooperation scheint also für beide Seite durchaus zufriedenstellend. Jedoch 

belastet der Konflikt um die Westsahara die Beziehungen seit Jahrzehnten. Normative 

Vorstellungen über Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, internationale Kooperation und 

Multilateralismus sowie Selbstbestimmung gehören zu den Grundwerten der EU. Es 
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ist das selbsterklärte Ziel der Union, diese von ihr als universal gültig angesehenen 

Normen und Werte in internationalen Verträgen, Abkommen und Organisationen 

hochzuhalten und zu verbreiten. Die von Manners angestoßene Debatte um die EU 

als normative Kraft bzw. „Normative Power Europe” wird immer noch gerne in 

zahlreichen Arbeiten diskutiert (Manners, 2002). Aufgrund dieser normativen Werte 

kann die EU der militärischen Annexion der Westsahara und der Unterdrückung des 

Sahrauischen Volkes durch Marokko nicht zustimmen, dies wäre konträr zu den 

eigenen Grundwerten. 

Dennoch hat die EU sowie einige ihrer Mitgliedsstaaten selbst zur momentanen 

Situation beigetragen und spielt eine Rolle in dem Konflikt. Bereits 1884 erhielt 

Spanien das Gebiet der Westsahara als Kolonie zugesprochen, die es bis 1975 behielt. 

In den chaotischen Zeiten rund um den Tod des spanischen Diktators Francisco 

Franco zog Spanien nach internationalem Druck und Drohungen seitens Marokkos 

seine Besatzungstruppen schließlich ab. Trotz der Forderung der Vereinten Nationen 

(UNO), ein Referendum über die Unabhängigkeit der Westsahara zu organisieren, 

beschloss Spanien, das Gebiet an Mauretanien und Marokko – die beiden 

afrikanischen Staaten erheben Ansprüche auf das Gebiet der Westsahara – 

abzutreten, ohne das Sahrauische Volke über seine Unabhängigkeit abstimmen zu 

lassen (vgl. United Nations, 1969, S. 63). 

Bereits 1973 formierte sich die Frente Popular para la Liberación de Saguía el Hamra 

y Río de Oro oder kurz: Frente Polisario. Diese militante Widerstands- bzw. 

Unabhängigkeitsbewegung kämpft seit ihrer Gründung gegen die Besetzung durch 

Spanien und für die Unabhängigkeit der Westsahara. Da der Abzug der spanischen 

Truppen Hand in Hand mit der militärischen Besetzung der Westsahara durch Marokko 

aus dem Norden und Mauretanien aus dem Süden ging, sah sich die Frente Polisario 

ab 1975 zwei neuen Gegnern gegenüber. Den Einmarsch Mauretaniens, das nur rund 

5000 Mann ins Feld führen konnte, schlug die Frente Polisario zügig zurück, und auch 

im Kampf gegen Marokko konnten zunächst Fortschritte erzielt werden. Jedoch 

wendete sich das Blatt, als Marokko zunehmend finanzielle und militärische 

Unterstützung durch Frankreich und die USA erhielt (vgl. Zunes & Mundy, 2010, S. 75). 

Daraus ergab sich im Konflikt mit Marokko ein Patt – keine der beiden Seiten konnte 

militärisch gewinnen. Bis heute hält Marokko rund zwei Drittel der Westsahara besetzt, 

während die Frente Polisario das restliche, an Mauretanien und Algerien grenzende 



   

 

8 
 

Drittel kontrolliert. Getrennt werden die beiden Seiten durch einen von Marokko 

errichteten und bewachten, oft als Berm bezeichneten, Sandwall sowie durch einige 

hunderttausend Landminen und seit 1991 auch durch die Friedenstruppen der UNO. 

 

 

Die UNO konnte 1991 einen Waffenstill zwischen Marokko und der Frente Polisario 

verhandeln. Seitdem versucht sie mit der Mission des Nations Unies pour 

l’organisation d’un référendum au Sahara occidental, kurz MINURSO, eine dauerhafte 

Lösung des Konflikts herbeizuführen. Die UNO erkennt das Selbstbestimmungsrecht 

der Sahrauis an und führt die Westsahara als sogenanntes nichtselbstverwaltetes 

Gebiet. Marokko beharrt hingegen darauf, dass die Westsahara seine südliche Provinz 

und damit Teil des marokkanischen Staatsgebietes sei und fordert, dies in Handels- 

und Wirtschaftsabkommen zu berücksichtigen. 

Trotz ihrer Unterstützung der Position der UNO, dass die Westsahara kein Teil 

Marokkos ist, kommt die EU dem Wunsch einer Einbindung des Gebiets in die mit 

Abbildung 1 - Karte der Westsahara/Stepmap 
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Marokko abgeschlossenen Abkommen nach. Lange Zeit vermied es die EU in den 

Abkommen mit Marokko, das Gebiet der Westsahara namentlich zu erwähnen, stets 

aber war es implizit eingeschlossen. Dadurch sind die EU sowie zahlreiche 

europäische Unternehmen stark an der Ausbeutung der Rohstoffe der Westsahara 

beteiligt. Die Ausbeutung von Rohstoffen aus einem nichtselbstverwalteten Gebiet ist 

nach internationalem Recht und der Rechtsprechung des Europäischen Gerichts 

(EuG) und des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) allerdings nur mit Zustimmung des 

betroffenen Volkes bzw. dessen anerkannter Vertretung rechtens. Jene Zustimmung 

fehlt der EU jedoch, wie die Klagen der Frente Polisario, der von der UNO sowie dem 

EuG und EuGH anerkannten Vertretung des Sahrauischen Volkes, verdeutlichen. In 

den von der Frente Polisario angestoßenen Fällen urteilten das EuG und der EuGH, 

dass eine Einbeziehung des Gebiets der Westsahara in die Abkommen zwischen 

Marokko und der EU nicht rechtens ist. 

Ihren eigenen Bekenntnissen zu Selbstbestimmungsrecht und Rechtsstaatlichkeit zum 

Trotz bemüht sich die EU, allen voran die Europäische Kommission, um immer neue 

Abkommen mit Marokko, die auch das Gebiet der Westsahara umfassen. Nach den 

Urteilen des EuG und des EuGH, die die Abkommen mit Marokko für auf die 

Westsahara als nicht anwendbar befanden, wechselte die Kommission ihre Taktik. Das 

Fischereiabkommen und das Assoziierungsabkommen, die nach den Urteilen des EuG 

und EuGH neu verhandelt werden mussten, weisen nun explizit darauf hin, dass das 

Gebiet der Westsahara mit eingeschlossen ist. Im sogenannten partnerschaftlichen 

Abkommen über nachhaltige Fischerei, das am 20. März 2019 in Kraft getreten ist, 

steht nun in Artikel 1 (h), dass mit dem Ausdruck „Fischereizone die Gewässer des 

östlichen Mittelatlantiks […], einschließlich der angrenzenden Gewässer der 

Westsahara gemeint sind” (Amtsblatt der Europäischen Union, 2019, S. 9). 

Gerechtfertigt wird dies seitens der Kommission mit dem vermeintlichen Nutzen für die 

lokale Bevölkerung. 

Dadurch wird seit mehreren Jahrzehnten zahlreichen EU-Unternehmen die 

Ausbeutung der Ressourcen der Westsahara, insbesondere von Phosphat und Fisch, 

ermöglicht. Auch genießen Produkte, die in der Westsahara produziert und von 

Marokko in die EU exportiert werden, die gleichen Vorteile bei Zoll und Import wie es 

marokkanische Produkte tun, da sie als marokkanische Produkte deklariert werden. 
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Im Bereich des Fischfangs zeigt sich die Bedeutung der Ressourcen der Westsahara 

besonders stark: Ein von der Kommission in Auftrag gegebener Bericht kommt zu dem 

Schluss, dass im Abkommenszeitraum 2014–2018 mehr als 90 % der Fänge der EU-

Fischereiflotte aus den Gewässern der Westsahara stammen (vgl. Europäisches 

Parlament, 2018, S. 16). 

Seit nun mehr 36 Jahren beutet die EU die reichen Fischbestände der Westsahara an 

der Atlantikküste aus. Bereits 1988 wurde das erste Fischereiabkommen zwischen der 

EU und Marokko abgeschlossen. Dieses umfasste schon damals das Gebiet der 

Westsahara. Stets wurden die Abkommen zur Ausbeutung dieser Fischbestände mit 

Marokko abgeschlossen, obwohl die Frente Polisario dies als „a massive enterprise of 

plundering and amassing of natural wealth of Western Sahara and a flagrant violation 

of international law“ bezeichnete (Western Sahara Resource Watch, 2006c). 

Mit Kritik an Marokko ist die EU ebenfalls sehr zurückhaltend. Einige Mitgliedsstaaten 

stellen sich trotz nachgewiesener Menschenrechtsverletzungen im Gebiet der 

Westsahara durch marokkanische Sicherheitsorgane schützend vor Marokko und 

unterstützen, wenn auch zurückhaltend und im Widerspruch zu den eigenen 

normativen Forderungen nach Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten, 

die Eingliederung der Westsahara als autonomes Gebiet in das marokkanische 

Staatsgebiet.  

Das Verhalten der EU im Westsaharakonflikt steht im Widerspruch zu den normativen 

Zielen und Bestrebungen, die die EU hochzuhalten und zu verbreiten versprochen hat. 

Das Verhalten der EU ist ambivalent: Einerseits hat die Westsahara einen klaren 

völkerrechtlichen Status als nicht selbstverwaltetes Gebiet. Daraus erwachsen 

Verpflichtungen hinsichtlich der Ausbeutung der Rohstoffe des Gebiets einschließlich 

dem Bekenntnis der EU, Hüterin von Grund- und Menschenrechten sowie von 

internationalem Recht, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie zu sein. Andererseits 

schließt die EU zahlreiche Verträge mit Marokko ab, die das Gebiet und die Rohstoffe 

der Westsahara umfassen – insbesondere auch die reichen Fischbestände der 

Atlantikküste vor der Westsahara. Mit der Ausbeutung und dem Handel der Rohstoffe 

aus dem nicht selbstverwalteten Gebiet der Westsahara verstößt die EU jedoch selbst 

gegen internationales Recht und widersetzt sich der Rechtsprechung ihrer eigenen 

Gerichtshöfe, da ihr die Zustimmung des Sahrauischen Volkes fehlt. Zugleich 

unterstützt die EU die militärische Annexion der Westsahara durch Marokko, das die 
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Abkommen als politischen Sieg und Unterstützung der eigenen Position interpretiert 

und postuliert. Die EU – insbesondere die Kommission – setzt sich selbst über die 

Urteile der EU-Gerichte hinweg und schließt stets neue Abkommen mit Marokko, die 

seit 2018 das Gebiet der Westsahara explizit einschließen. Das Verhalten der EU im 

Westsaharakonflikt ist gekennzeichnet von einem Widerspruch zwischen den 

normativen Aussagen und Ansprüchen der EU und ihrem geopolitischen und 

geoökonomischen, auf die eigenen Interessen ausgerichteten Vorgehen.  

1.1. Literatur zum Westsaharakonflikt 

Die Analyse des Westsaharakonflikts ist, obwohl dem Konflikt in der breiten 

Öffentlichkeit wenig bis keine Aufmerksamkeit geschenkt wird, in der 

wissenschaftlichen Literatur ein gut untersuchtes Thema. Als Standardwerk zum 

Konflikt um die Westsahara kann das Buch  Western Sahara: War, Nationalism and 

Conflict Irresolution von Zunes und Mundy (2010) angeführt werden. Die beiden 

Autoren erläutern die Geschichte des Konflikts seit seinen Anfängen in den 1970er 

Jahren und gehen insbesondere auf die Rolle der USA, aber auch einiger europäischer 

Staaten, insbesondere Frankreich und Spanien, ein. Zahlreiche weitere Publikationen 

untersuchen den Konflikt ebenfalls aus einer historischen Perspektive, etwa Arkell 

(1990), Bauer (1994), Boukhars und Amar (2011), Camprubí (2015), Daadaoui (2008), 

Darbouche und Zoubir (2008), Ojeda Garcia (2017), Seddon (1987), Theofilopoulou 

(2012, 2017). Für Expert*innen des internationalen und des Europarechts scheint der 

Konflikt ebenfalls ein interessantes Thema zu sein. Zu nennen wären hier 

exemplarisch und ohne jeglichen Anspruch auf Vollständigkeit die Arbeiten von 

Cristani (2019), Duval und Kassoti (2020), Ferrer Lloret (2022), Kalicka-Mikołajczyk 

(2021),  Wrange (2019, 2020), Odermatt (2020), Power (2016), Suárez-Collado und 

Contini (2022). Diese untersuchen den rechtlichen Anspruch Marokkos und/oder 

geben eine Einschätzung über die Rechtmäßigkeit des Vorgehens der EU in dem 

Konflikt bzw. bei dem Umgang mit den Ressourcen der Westsahara. Insbesondere seit 

den Urteilen des EuGH zu den Abkommen zwischen Marokko und der EU scheint das 

Thema innerhalb der Internationalen Rechtswissenschaften einen höheren Stellenwert 

zu haben. Dabei kommen nahezu alle Arbeiten zu dem Schluss, dass die Besatzung 

der Westsahara gegen internationales Recht verstößt und die EU durch ihr Vorgehen 

und die Zusammenarbeit mit Marokko bei der Ausbeutung der Rohstoffe der Region 

ebenfalls die Grenzen internationalen Rechts überschreitet. 
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Ausführlicher mit diesem Konflikt und der Rolle der EU, ihrer Institutionen oder ihrer 

Mitgliedsstaaten setzen sich dazu unter anderem folgende Arbeiten und Beiträge 

auseinander: Benabdallah (2009), Cavanagh (2021), Darbouch und Colombo 

(2010),Fleury-Graff (2018), Fransen und Ryngaert (2020), Grande-Gascón und Ruiz-

Seisdedos (2017), Kassoti (2019), Martín (2014), Milano (2006), Naïli (2019), Naylor 

(1987), Sánchez (2018), Schöldtz und Wrange (2006), Smith (2013, 2015), Soroeta 

Liceras (2009), Torrejón Rodríguez (2013, 2018), Urruela (1995), Vaquer i Fanés 

(2003, 2004), Vatsov (2023). Zahlreiche dieser Publikationen kommen zu der Einsicht, 

dass das EU-Parlament innerhalb der EU eine Rolle als Hüter der Rechte der Sahrauis 

übernommen hat. Diese Ansicht scheint teilweise zutreffend, muss aber eingeschränkt 

werden, wie in der weiteren Analyse gezeigt werden wird. Eine sehr ausführliche und 

aktuelle Literaturübersicht bietet die Arbeit von Allan und Ojeda García (2022). 

1.2. Forschungsinteresse und zentrale Fragestellung 

Die Politik der EU hinsichtlich der Ausbeutung der Rohstoffe der Westsahara ist auch 

innerhalb der EU nicht unumstritten. Das zeigt sich daran, dass einige Mitgliedsstaaten 

– etwa Schweden – einer Ausbeutung der Rohstoffe der Westsahara grundsätzlich 

ablehnend gegenüberstehen. 

Der Konflikt rund um die Frage der Westsahara und die Ausbeutung der Rohstoffe 

eines nichtselbstverwalteten Gebiets wird auch innerhalb der EU, auf mehreren 

Ebenen des politischen Gefüges der EU sowie in ihren Mitgliedsstaaten ausgetragen. 

Dabei verfolgen verschiedene Akteur*innen verschiedene Ziele und Interessen. Der 

fragmentierte Entscheidungsfindungsprozess in außenpolitischen Fragen erleichtert 

dessen Analyse nicht. Der Konflikt ist geprägt von einer Verdichtung unterschiedlicher 

Interessen zahlreicher Akteur*innen in den EU-Institutionen und der gesellschaftlichen 

Auseinandersetzung dazu sowie einer großen Anzahl Akteur*innen der EU-

Außenpolitik, insbesondere der EU-Außenhandelspolitik. Jedoch finden sich keine 

Literatur und Publikationen, die detailliert untersuchen, wie sich verschiedene 

Akteur*innen auf EU-Ebene zueinander verhalten, welche Interessen sie jeweils 

verfolgen und wie sich dies zu einer Politik gegenüber dem Westsahara-Problem 

verdichtet. Sollte eine Arbeit die Interessen der EU erwähnen, dann ist stets von der 

EU als Ganzes die Rede oder nur sehr oberflächlich von Kommission, Rat und 

Parlament. Mögliche konfligierende Interessen, die sich in den unterschiedlichen 
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Institutionen der EU verdichten, werden nicht bzw. nur sehr oberflächlich untersucht. 

Dies stellt somit eine Forschungslücke dar, die geschlossen werden sollte. 

Diese Auseinandersetzungen innerhalb der EU und ihrer Apparate sind 

Ausgangspunkt der vorliegenden Arbeit. Um das Thema im Rahmen einer 

Masterarbeit zu bewältigen, wird jedoch nicht die Politik der EU gegenüber dem 

Konflikt als Ganzes untersucht. Beleuchtet werden kann in der vorliegenden Arbeit nur 

ein konkretes Beispiel der Kooperation zwischen der EU und Marokko. Zentrales 

Thema dieser Untersuchung sind deshalb die Verhandlungen bzw. 

Auseinandersetzungen rund um das Fischereiabkommen von 2019. Die Kooperation 

der EU mit Marokko im Bereich der Fischerei ist ein wesentlicher und interessanter 

Teilbereich der wirtschaftlichen Zusammenarbeit beider Partner. Insbesondere das 

2019 von der EU mit Marokko abgeschlossene partnerschaftliche Abkommen über 

nachhaltige Fischerei ist ein interessanter Einstiegspunkt in die Analyse, da dieses die 

Küstengebiete der Westsahara nun explizit einbezieht. Anhand des 

Fischereiabkommens soll die Dominanz einer interessengeleiteten geopolitischen und 

geoökonomischen Politik der EU aufgezeigt werden, die ihre eigenen normativen Ziele 

und Bestrebungen konterkariert und diese zugleich als Rechtfertigung für ihre 

Außen(handels)politik verwendet. 

Zur Analyse der gesellschaftlichen Auseinandersetzungen nutzt die vorliegende Arbeit 

den Forschungsansatz der historisch-materialistischen Politikanalyse. Der von Brand 

(2013; Brand et al., 2022; hier als Policy Analyse) und der Forschungsgruppe 

Staatsprojekt Europa (2014) entwickelte Forschungsansatz ermöglicht die Analyse der 

beteiligten Akteur*innen, deren Interessen und Ressourcen sowie des konkreten 

Entstehungs- und Umsetzungsprozesses rund um das Fischereiabkommen der EU mit 

Marokko. Hauptuntersuchungsgegenstand sind die widerstreitenden Interessen 

zahlreicher EU-Akteur*innen sowie ihre Strategien, die die Verhandlungen über das 

Fischereiabkommen von 2019 beeinflussten. 

Die zentrale Frage dieser Arbeit lautet daher: Welche Interessen von Akteur*innen der 

Europäischen Union verdichten sich in dem partnerschaftlichen Abkommen über 

nachhaltige Fischerei, das 2019 zwischen der EU und Marokko abgeschlossen wurde, 

und wie konnten diese ihre Interessen durchsetzen? 
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Die Arbeit will damit auch einen Beitrag zur übergreifenden Kategorisierung und 

Klassifizierung der EU-Außenpolitik leisten. Spätestens seit der von Manners 

angestoßenen Debatte rund um die EU als normative Kraft sind zahlreiche Aufsätze 

erschienen, die sich mit einer Kategorisierung und Klassifizierung der EU-Außenpolitik 

befassen (vgl. Manners, 2002). Eine klare Einordnung der EU-Außenpolitik fällt 

dennoch nach wie vor schwer. Gerade die hier kurz umrissene Ambivalenz zwischen 

normativen Zielen und Bestrebungen und einer interessengeleiteten 

geoökonomischen und geopolitischen Politik erschwert eine eindeutige und 

übergreifende Kategorisierung und Klassifizierung der EU-Außenpolitik. 

Ein Ansatz, der in der materialistischen Analyse der EU herangezogen wird, um diesen 

Widerspruch zu erklären, ist die Einordnung der EU als „Imperium neuen Typs“ 

(Bieling, 2010, S. 222, 2019, S. 287). Aufbauend auf diesen Überlegungen lautet die 

zentrale These dieser Arbeit, dass in den Institutionen der EU eine einflussreiche 

Kapitalfraktion dominiert, die ihre Interessen im Bereich des Fischfangs in der 

Westsahara durchsetzen konnte und diese die normativen Ansprüche der EU zur 

Rechtfertigung eines imperialistischen Vorgehens in der Westsahara nutzt. Diese 

normativen Ansprüche der EU-Außenpolitik können dabei selbst als Bestandteil einer 

imperialen Logik verstanden werden, indem die Forderungen nach Demokratie, 

Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten als Bestandteile eines nach außen 

gerichteten Überlegenheitsanspruchs der EU interpretiert werden. Gleichzeitig dienen 

diese normativen Werte auch der Rechtfertigung des eigenen Vorgehens gegenüber 

Kritiker*innen innerhalb des politischen Gefüges der EU. 

Um dieser These nachzugehen und die Forschungsfrage der Arbeit beantworten zu 

können, wird die Arbeit wie folgt strukturiert: Im Anschluss an die Einleitung wird in 

Kapitel 2 ein Überblick über den Forschungsansatz der HMPA und dessen 

theoretisches Fundament gegeben. In Kapitel 3 wird genauer auf Überlegungen zur 

EU in der materialistischen Staatstheorie eingegangen. Kapitel 4 stellt das 

methodische Vorgehen der Arbeit und das herangezogene Analysematerial vor. 

Kapitel 5 bis 7 bilden den Hauptteil der Arbeit. In Kapitel 5 wird der Kontext, in dem die 

EU-Politiken gegenüber der Westsahara und ihren Fischbeständen entstanden sind, 

erläutert. Es folgen in Kapitel 6 ein Überblick über und eine Analyse der beteiligten 

Akteur*innen und deren jeweiliger Ressourcen. Abschließend wird in Kapitel 7 der 

Prozess der Aushandlung des Fischereiabkommens von 2019 bis zum Urteil des 
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EuGH 2021 nachgezeichnet. In der Ergebnisdiskussion (Kapitel 8) wird auf die oben 

genannte zentrale Forschungsfrage eingegangen, an die theoretischen 

(Vor-)Überlegungen angeknüpft und es werden weiterführende Überlegungen vor dem 

Hintergrund der theoretischen und empirischen Ergebnisse abgeleitet.  
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2. Historisch-materialistische Politikanalyse und theoretische 

Vorannahmen 

Ausgehend von den Überlegungen materialistischer Staatstheorie entwickelten Brand 

(2013; Brand et al., 2022) sowie die Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa (2014) 

die historisch-materialistische Policy- bzw. Politikanalyse (HMPA). Die beiden Ansätze 

unterscheiden sich insofern, als dass der Politikanalyse-Ansatz der Forschungsgruppe 

Staatsprojekt Europa einen stärkeren Fokus auf die Analyse von Herrschafts- und 

Machtverhältnissen legt, die sie in der Policy-Forschung als unzureichend erachtet. 

Der Schwerpunkt ihres Ansatzes liegt somit auf der Untersuchung macht- und 

herrschaftsstrukturierender Prozesse (vgl. Staatsprojekt Europa, 2014, S. 43). 

Gemeinsam ist beiden Ansätzen, dass sie die Entstehung und Reproduktion von 

konkreten Policies nachzuzeichnen versuchen. Da die vorliegende Arbeit den 

Entstehungs- und Umsetzungsprozesses des bilateralen Fischereiabkommens der EU 

mit Marokko hinsichtlich der darin aufgegangenen „Dynamiken und Konstellationen 

von Macht und Herrschaft im Politikprozess“ untersucht, fiel die Wahl auf den Ansatz 

der historisch-materialistischen Politikanalyse der Forschungsgruppe Staatsprojekt 

Europa (Wissel, 2015, S. 56). Hinzukommt der starke inhaltliche Fokus der 

Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa und ihrer Autor*innen, auf die Europäische 

Union, der ebenfalls für diese Wahl spricht. 

Ziel der HMPA ist die Analyse von Politiken vor dem Hintergrund einer Vielzahl sich 

widerstreitender Interessen einer potenziell unbegrenzten Anzahl an Akteur*innen und 

„ihren Myriaden von Handlungen, Taktiken und Strategien" (Staatsprojekt Europa, 

2014, S. 43). Da Politik dominant machtvermittelt ist, sind Machtkämpfe, 

Machtstrukturen und Machtressourcen in der materialistischen Staatstheorie von 

wesentlicher Bedeutung. Dabei stellt sich stets die Frage, wie und für wen Probleme 

(nicht) gelöst werden und wie dies als wesentlicher Bestandteil einer staatlichen 

Herrschaftspraxis verstanden werden kann (vgl. Wissel, 2015, S. 56). Die HMPA 

ermöglicht die empirische Analyse von gesellschaftlichen Konflikten rund um die 

Reproduktion von Herrschaftsverhältnissen. Mit der HMPA kann also konkret 

analysiert werden, „wie sich Herrschaft in einer von antagonistischen Widersprüchen 

durchzogenen Gesellschaft reproduziert“ (Wissel, 2015, S. 57). Dabei wird bei der 

HMPA von einem materialistischen Verständnis der Welt ausgegangen, dessen 

theoretisches Fundament in den folgenden Kapiteln kurz umrissen wird. Nach dem 
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Konzept der HMPA wird die kapitalistische Gesellschaftsstruktur und der ihr 

„innewohnende Objektivitätsüberhang“ als Ausgangspunkt der Analyse der Realität 

verstanden (Staatsprojekt Europa, 2014, S. 44). Gleichzeitig ist die konkrete 

Ausgestaltung der kapitalistischen Gesellschaftsstruktur nicht starr, sondern einem 

historischen Wandel unterworfen, der sich aus den Handlungen und Entscheidungen, 

sprich dem praktischen Umgang der Akteur*innen mit den vorgefundenen 

Begebenheiten, ergibt. Die Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa (2014) 

entwickelte den Ansatz, wie zuvor bereits umrissen, in Form einer historisch-

materialistischen Politikanalyse weiter, um so „Dynamiken und Konstellationen von 

Macht und Herrschaft“ besser in die Analyse aufnehmen zu können (Wissel, 2015, S. 

56). Die Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa und, darauf aufbauend, Wissel 

analysieren die Entwicklung der EU im Kontext eines konkreten Staatsprojektes (vgl. 

Staatsprojekt Europa, 2014; Wissel, 2015). Dabei wird die EU nicht als Staat gedacht. 

Vielmehr ist damit gemeint, dass die Institutionen der EU als staatsähnliche Apparate 

begriffen werden können. 

Die empirische Anwendung der materialistischen Staatstheorie weist das Problem der 

Überkomplexität auf. Auch die HMPA bringt die Herausforderung mit sich, die 

theoretisch unbegrenzte Anzahl an Akteur*innen und deren „Myriaden von 

Handlungen, Taktiken und Strategien“ für die empirische Analyse nutzbarzumachen 

(Staatsprojekt Europa, 2014, S. 43). Um dies zu bewerkstelligen und die beteiligten 

Akteure auf ein überschaubares Maß herunterzubrechen, werden in der vorliegenden 

Arbeit die an diesem Konflikt beteiligten Akteur*innen zu politischen Projekten 

gebündelt. Als politisches Projekt versteht Syrovatka „konkrete politische Initiativen, 

die durch spezifische Interessenskonstellationen unterschiedlicher Akteure artikuliert 

und vertreten werden“ (Syrovatka, 2016, S. 25). Er nimmt damit Bezug auf Bieling und 

Steinhilber, die politische Projekte ebenso als konkrete politische Vorhaben und 

Initiativen verstehen (vgl. Bieling & Steinhilber, 2000, S. 106f). Diese Vorhaben und 

Initiativen positionieren sich selbst als Lösung für akute gesellschaftliche Probleme. 

Soll der Lösungsansatz solcher politischen Projekte im „ganzen Gewebe der 

Gesellschaft verbreitet [werden]" (Eagleton, 2000, S. 137), also einen hegemonialen 

Status bekommen, werden diese Bob Jessop  zufolge zu Hegemonieprojekten (vgl. 

Jessop, 1983). Hegemonieprojekte spiegeln politikfeld-übergreifende 

Akteur*innengruppen wider, die versuchen, ihre Lösungsvorschläge für 

gesellschaftliche Konflikte zu universalisieren. 
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Allerdings argumentieren sowohl Brand et al. als auch Syrovatka, dass die Einteilung 

in Hegemonieprojekte Gefahr läuft, Mikrokonflikte in der Politikformulierung und 

innerhalb einer Akteursgruppe zu übersehen (vgl. Brand et al., 2022, S. 290; 

Syrovatka, 2016, S. 39). Ebenso bringen manche Konflikte sehr spezifische 

Akteurskonstellationen mit sich, die nicht unbedingt mit Hegemonieprojekten 

übereinstimmen müssen. Des Weiteren wird argumentiert, dass Akteur*innen ihren 

Lösungsansatz für ein spezifisches Problem durchsetzen wollen, aber nicht 

zwangsläufig einen hegemonialen Status anstreben. Sie schlagen deshalb vor, 

Akteur*innen zuerst anhand ihrer konkreten politischen Projekte zu bündeln und sie 

erst in einem zweiten Schritt – und auch das nur dann, wenn es aus 

forschungstechnischer Sicht sinnvoll erscheint – einem Hegemonieprojekt 

zuzuschreiben. Syrovatka  betont außerdem, dass eine Zuteilung politischer Projekte 

zu Hegemonieprojekten vor allem für größere Forschungsvorhaben mit einem 

längeren Forschungszeitraum sinnvoll erscheint (vgl. Syrovatka, 2016, S. 39). Aus 

forschungspragmatischen Gründen werden die Akteur*innen in dieser Arbeit in 

politische Projekte und nicht in Hegemonieprojekte eingeteilt. 

In der HMPA werden die Analyse gesellschaftlicher Konflikte und das Ringen 

unterschiedlicher politischer Projekte in drei einander bedingende Schritte unterteilt: 

Kontextanalyse, Akteur*innenanalyse und Prozessanalyse. Diese Dreiteilung hilft bei 

der Strukturierung der empirischen Arbeit, indem in den jeweiligen Analyseschritten 

spezifische Aspekte in den Blick genommen werden. Die Analyseschritte fokussieren 

jeweils auf spezifische Teilbereiche des untersuchten Konflikts. 

2.1. Operationalisierung der HMPA 

In der Kontextanalyse der vorliegenden Arbeit werden die historischen 

Rahmenbedingungen des Westsaharakonflikts und der Umgang der EU mit diesem 

auf unterschiedlichen Ebenen herausgearbeitet. Die Rekonstruktion der historischen 

Situation steht im Mittelpunkt der Analyse, um den Konflikt in seinen historischen 

Kontext einordnen zu können. Dabei werden sowohl etablierte gesellschaftliche 

Herrschaftsverhältnisse als auch aus dem Konflikt hervorgehende Dynamiken 

analysiert. Dadurch können strukturelle Faktoren und ebenso „konjunkturelle 

Dynamiken“ offengelegt werden (Staatsprojekt Europa, 2014, S. 54). Außerdem 

können durch die Aufarbeitung des Kontextes des Konflikts Schlussfolgerungen über 

die Kräfteverhältnisse der am untersuchten Konflikt beteiligten EU-Akteur*innen 
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gezogen werden. Ziel der Kontextanalyse dieser Arbeit ist die Rekonstruktion der 

politischen Auseinandersetzung der EU mit dem Westsaharakonflikt und der 

Entwicklungen, die schließlich zu dem Fischereiabkommen von 2019 führten. Im 

Rahmen der Kontextanalyse wird daher die Position der Akteur*innnen in den EU-

Apparaten und deren Wandel im Verlauf des Westsaharakonflikts nachgezeichnet. Die 

Position der EU-Apparate (bzw. bis zum Vertrag von Maastricht der Apparate der 

Europäischen Gemeinschaft (EG)) und deren Wandel im Verlauf des Konflikts wird aus 

offiziellen Dokumenten der EU und aus der Literatur sekundäranalytisch 

herausgearbeitet. 

In der Akteur*innenanalyse werden die zentralen Akteur*innen des Konflikts innerhalb 

der EU identifiziert. Herausgearbeitet wird, welche Ziele und Interessen diese 

Akteur*innen in der Aushandlung des Fischeiabkommens von 2019 verfolgten. Die 

Akteur*innenanalyse untersucht dementsprechend die Position unterschiedlicher 

gesellschaftlicher Akteure in Bezug auf den untersuchten Konflikt sowie deren 

Äußerungen, Einstellungen und Aktivitäten. Weiterhin bündelt die Akteur*innenanalyse 

die Vielzahl an Akteur*innen in politischen Projekten anhand ihrer zentralen Narrative 

und Forderungen. Die zentralen Akteur*innen in der Auseinandersetzung rund um das 

Fischereiabkommen zwischen der EU und Marokko werden identifiziert und deren 

unterschiedliche Ziele und Interessen analysiert. Zusätzlich wird, soweit möglich, ein 

Überblick über die jeweiligen Ressourcen der beteiligten Akteur*innen gegeben, um 

den Einfluss der Akteur*innen auf den Aushandlungsprozess nachvollziehen zu 

können. 

Die Prozessanalyse bildet abschließend unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 

Kontext- und Akteur*innenanalyse den spezifischen Prozess des Konflikts ab. Hier 

sollen konkrete Aushandlungen, gesellschaftliche Kämpfe und Konflikte in einem 

spezifischen Zeitraum nachgezeichnet und dynamisch rekonstruiert werden (vgl. 

Staatsprojekt Europa, 2014, S. 58). In der vorliegenden Arbeit wird deshalb der 

Aushandlungsprozess des Fischereiabkommens von 2019 innerhalb der EU-Apparate 

rekonstruiert. Basis der Prozessanalyse sind hierbei sowohl die aus offiziellen 

Dokumenten der EU hervorgegangenen Positionen zum Westsaharakonflikt als auch 

die Positionen, Praktiken und Ressourcen der in der Akteur*innen- und Kontextanalyse 

identifizierten und beschriebenen politischen Projekte. 
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2.2. Theoretische Ausgangslage und Fundament der kritischen Staatstheorie 

In der Forschung zur europäischen Integration haben sich in der Literatur 

insbesondere Global-Governance-Ansätze durchgesetzt. Mit Blick auf die zahlreichen, 

teils sehr widersprüchlichen Publikationen bleibt eine zentrale Erklärung europäischer 

Politiken bislang jedoch aus. Dabei ist zu betonen, dass die meisten Ansätze einem 

Problemlösungsansatz verhaftet bleiben (vgl. Cox, 2011, S. 43). Sie sind damit nicht 

in der Lage, Herrschafts- und Machtstrukturen, die der europäischen Politik inne sind 

und sich in die Institutionen der EU einschreiben, analytisch adäquat greifbar und 

analysierbar zu machen. Dies verhindert eine mögliche Erklärung des 

widersprüchlichen Handelns, weil die (wechselnde) Dominanz unterschiedlicher 

Akteur*innen innerhalb der EU-Institutionen nicht als Erklärungsansatz herangezogen 

wird. Die Analyse solcher Strukturen von Dominanz und Herrschaft bietet jedoch die 

Möglichkeit zu verstehen, wie unterschiedliche Akteure ihre Interessen innerhalb der 

EU-Apparate durchsetzen und somit Einfluss auf die europäische(n) Politik(en) 

nehmen können.  

Darin liegt die Stärke der HMPA als Forschungsansatz und kritischen – insbesondere 

neogramscianischen – Ansätzen der Internationalen Politischen Ökonomie (IPÖ). 

Indem die europäische Integration als ein Elitenprojekt analysiert wird, das mit der 

Krise des Fordismus entstanden und als Verfestigung eines neoliberalen Wirtschafts- 

und Staatsmodells zu verstehen ist, wird der Blick auf eben jene Strukturen von 

Dominanz und Herrschaft gelegt (vgl. Wissel, 2015, S. 24). Kritische Ansätze beziehen 

politische Herrschaft als Analysekategorie mit ein und untersuchen die europäische 

Integration als Rekonfiguration politischer Herrschaft. Dabei untersuchen sie, wie 

unterschiedliche gesellschaftliche Akteur*innen mit ungleichen Ressourcen an der 

politischen und gesellschaftlichen Auseinandersetzung teilnehmen.  

Gesetze und Politiken werden in der HMPA als Ergebnis gesellschaftlicher Konflikte 

und Auseinandersetzungen betrachtet. Dies ermöglicht es, jene Herrschafts- und 

Machtstrukturen in die Analyse mit einzubeziehen, die durch klassische 

Problemlösungsansätze nicht erfasst werden. Indem Staaten und Organisationen als 

Verdichtung unterschiedlicher Interessen und gesellschaftlicher Kräfte verstanden 

werden, können auch inkonsistente, widersprüchliche und konträre Politiken erklärt 

werden. Die Annahme, dass sich Kräfteverhältnisse in Staaten verdichten, ist zentraler 

Bestandteil materialistischer Ansätze der Internationalen Politischen Ökonomie (IPÖ) 
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bzw. der Internationalen Beziehungen (IB), die auf den Überlegungen Nicos 

Poulantzans (insb. Poulantzas et al., 2002) aufbauen. Diesen Ansätzen folgend sind 

„der Staat und seine Apparate […] aus den gesellschaftlichen Kämpfen heraus zu 

erklären“ (Staatsprojekt Europa, 2014, S. 15). Die HMPA wird in dieser Arbeit 

herangezogen, um die in den europäischen Apparaten verdichteten Interessen und 

gesellschaftlichen Konflikte zu durchleuchten. 

Die HMPA vereint in sich mehrere theoretische Vorüberlegungen und Erkenntnisse 

materialistischer Staatstheorie und führt diese in dem zuvor erläuterten empirisch 

operationalisierbaren Forschungsansatz zusammen. Im Folgenden wird ein Überblick 

über die zentralen Überlegungen kritischer bzw. materialistischer Staatstheorien 

gegeben und erläutert, wie diese als Fundament der HMPA dienen. 

2.3. Der Staat als materielle Verdichtung 

Um Machtasymmetrien in die Analyse internationaler Beziehungen einzubeziehen und 

eine Kritik politischer Herrschaft zu ermöglichen, entwarf Brand einen 

neopoulantzianischen Ansatz, „um den internationalisierten Staat und insbesondere 

den internationalen Staatsapparat theoretisch zu begreifen und empirisch zu 

erforschen“ (Brand, 2009, S. 236). Nach Nicos Poulantzas wird davon ausgegangen, 

dass der Staat als eine „materielle Verdichtung eines [gesellschaftlichen] 

Kräfteverhältnisses“ zu verstehen ist (Poulantzas et al., 2002, S. 159). In diesem 

Verständnis dient der Staat vor allem der Reproduktion einer kapitalistischen 

Gesellschaftsordnung. Diese Reproduktion ist aufgrund der inneren Widersprüche der 

kapitalistischen Produktionsweise krisenhaft, da diese Gesellschaftsordnung 

tendenziell ihre eigenen gesellschaftlichen und naturbedingten Voraussetzungen 

unterminiert (vgl. Syrovatka, 2016, S. 16). Der Staat dient der Bearbeitung manifester 

Krisen und dem Erhalt von Gesellschaft und Ordnung. Er steht dabei selbst jedoch 

außerhalb des kapitalistischen Verwertungsprozesses (vgl. Staatsprojekt Europa, 

2014, S. 26f). Der Staat ist weder bloßes Werkzeug einer kapitalistischen Klasse, noch 

nimmt er eine gänzlich neutrale Position ein. Vielmehr besitzt der Staat eine gewisse 

Autonomie. Diese Autonomie ermöglicht es dem Staat, zwischen verschiedenen 

sozialen Kräften zu vermitteln und Kompromisse zu schaffen (vgl. Brand et al., 2022, 

S. 284). Die materialistische Staatstheorie geht davon aus, dass im modernen 

westlichen Nationalstaat eine herrschende bürgerliche Klasse existiert, die sich 

wiederum aus verschiedenen Fraktionen zusammensetzt. Die Ziele und Strategien 
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dieser Fraktionen können dabei durchaus unterschiedlich und konträr sein, geeint sind 

sie jedoch in dem übergreifenden Ziel, die kapitalistische Reproduktion 

gesellschaftlicher und ökonomischer Beziehungen aufrechtzuerhalten. Poulantzas 

bezeichnet den Staat als „strategisches Feld“, das die Schaffung von Konsens 

zwischen den herrschenden Fraktionen ermöglicht (Poulantzas et al., 2002, S. 167). 

Da unterschiedlichste soziale Kräfte jeweils eigene politische Projekte verfolgen, 

benötigen diese jenes strategische Feld, auf dem Kompromisse und Bündnisse 

ausgehandelt werden können. Die Staatsapparate dienen den unterschiedlichen 

gesellschaftlichen Kräften als Austragungsort für ihre Konflikte. Dabei finden in den 

Apparaten des Staates die Auseinandersetzungen um die Organisation der 

gesellschaftlichen und ökonomischen Reproduktionsbedingungen zwischen den 

verschiedenen Fraktionen der herrschenden Klasse statt. In den einzelnen Apparaten 

verdichten sich unterschiedliche bis gegenläufige Interessen gesellschaftlicher 

Akteur*innen. Der Staat ermöglicht die Strukturierung und Vermittlung dieser 

Auseinandersetzungen, sodass Konflikte in Form eines geregelten Wettbewerbs 

ausgetragen werden. Der Staat hat die Fähigkeit, die latenten Interessen sozialer 

Kräfte in spezifische Politiken zu übersetzen. Diese Politiken dienen der Regulierung 

von Widersprüchen und Krisentendenzen (vgl. Brand et al., 2022, S. 284). Dabei 

beziehen sich unterschiedliche soziale Kräfte auf verschiedene Staatsapparate, die 

wiederum in eigener Weise auf gesellschaftliche Kräfte einwirken. „Der Staat ist somit 

ein strategisches Feld, geformt durch die komplexen, sich durchkreuzenden, 

dezentralen und antagonistischen Beziehungen zwischen den verschiedenen 

Sektoren des Staates“ (Staatsprojekt Europa, 2014, S. 30). 

Das Verhältnis der herrschenden Fraktionen kann nach Poulantzas  die Form eines 

„Blocks an der Macht“ annehmen (Poulantzas et al., 2002, S. 157). Bei diesem handelt 

es sich nicht einfach um die Summe aller Interessen der herrschenden Fraktionen, 

sondern es ist vielmehr ein Kräfteverhältnis zwischen diesen, wobei „sich unter 

Führung einer hegemonialen Fraktion ein instabiles Kompromissgleichgewicht 

darüber durchsetzt, wie die allgemeinen Reproduktionsbedingungen des Kapitals 

definiert werden“ (Syrovatka, 2016, S. 17). Diese hegemoniale Fraktion erzeugt damit 

eine Einheit und Kohärenz, die die Konkurrenz zwischen den einzelnen Apparaten des 

Staates teilweise überwindet. Eine solche staatliche Einheit ist bestimmend „für die 

Fähigkeit des Staats, gesellschaftliche Kohäsion herzustellen“ (Staatsprojekt Europa, 

2014, S. 30). Eine solche gesellschaftliche Kohäsion bedeutet, sowohl die 
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herrschenden Fraktionen auf ein dauerhaftes gemeinsames Projekt einzuschwören als 

auch die beherrschten Klassen durch den Staat konsensual einzubinden. 

Kurz gesagt ist der Staat in seiner Gesamtheit Ausdruck eines (hegemonial) 

durchgesetzten Gesamtinteresses des Blocks an der Macht, in dessen einzelnen 

Apparaten sich die verschiedenen Interessen der unterschiedlichen herrschenden 

Fraktionen verdichten (vgl. Syrovatka, 2016, S. 19). Gleichzeitig schreiben sich 

Klassenkämpfe in die Apparate und den Aufbau des Staates mit ein und prägen 

dadurch dessen Funktionsweise. Der Staat wird dementsprechend als soziales 

Verhältnis verstanden, das es ermöglicht, Konflikte zwischen den herrschenden 

Fraktionen untereinander, aber auch gegenüber den Beherrschten systematisch und 

geregelt auszutragen (vgl. Brand, 2009, S. 234). 

Der Staat ermöglicht so die Durchsetzung von politischen Projekten der verschiedenen 

Fraktionen und Klassen und gibt diesen gleichzeitig Stabilität und Kontinuität. Er 

sichert damit das Funktionieren des Kapitalismus, indem er eine relative 

Unabhängigkeit und Eigenständigkeit gegenüber den einzelnen Klassen einnimmt. 

Das bedeutet jedoch nicht, dass der Staat eine gänzlich neutrale Position innehat; 

vielmehr wirkt der Staat selbst strukturierend und konstitutiv auf die Kräfteverhältnisse 

ein und dient damit der Reproduktion kapitalistischer Gesellschaftsstrukturen. Zwar 

erhält der Staat seine Legitimität und Ressourcen aus der Gesellschaft, entwickelt aber 

eigene Steuerungs- und Herrschaftsstrategien in Form von Gesetzen und Regeln, die 

auf das gesellschaftliche Zusammenleben rückgekoppelt sind und es strukturieren. 

Der Staat entsteht dementsprechend aus der Gesellschaft, steht ihr jedoch als etwas 

Äußerliches und Verselbstständigtes gegenüber. „Nur weil der Staat […] über eine 

»relative Autonomie« verfügt, ist er überhaupt dazu in der Lage, zur Reproduktion 

dieser widersprüchlichen Vergesellschaftung beizutragen“ (Staatsprojekt Europa, 

2014, S. 28, Hervorhebung im Original). Dies erst ermöglicht ihm, strukturierend und 

vermittelnd auf mächtige gesellschaftliche Akteure einzuwirken und Konsens zu 

generieren. 

Zusammenfassend bedeutet das Konzept der materiellen Verdichtung, dass sich 

gesellschaftliche Kräfte und Kräfteverhältnisse im Laufe der Geschichte, sprich 

historisch, in die materielle Struktur von Staaten eingeschrieben haben. Dies impliziert, 

wie Brand et al. argumentieren, dass spezifische, asymmetrische Selektivitäten, also 

Filtermechanismen, hinsichtlich der Strategien, Interessen, Diskurse und 
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Handlungsformen unterschiedlicher gesellschaftlicher Interessen und politischer 

Akteure in deren Zugriffsmöglichkeiten auf den Staat und deren Möglichkeiten zur 

Ausgestaltung von Politiken bestehen (vgl. Brand et al., 2022, S. 284). 

2.4. Hegemonie – Sicherung der materiellen Verdichtung 

In diesem Zusammenhang verbindet die HMPA das Staatsverständnis Poulantzas eng 

mit den Überlegungen Antonio Gramscis zur Hegemonie. Hegemonie im 

gramscianischen Sinne beschreibt den Mechanismus, durch den dominante 

gesellschaftliche Kräfte ihre Interessen universalisieren und gesamtgesellschaftlich 

verankern (vgl. Brand et al., 2022, S. 284). Gramscis Staats- und 

Hegemonieverständnis ist ein zweiter wesentlicher Baustein der materialistischen 

Staatstheorie, um gesellschaftliche Kräfteverhältnisse zu analysieren und die 

Umsetzung politischer Projekte zu untersuchen. Gramscis Überlegungen beruhen 

darauf, dass er den Staat nicht mehr länger als rein repressiven Apparat versteht. 

Vielmehr ist in Gramscis Überlegungen das Zusammenspiel zwischen 

(zivil-)gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen mit der Analyse des Staates verbunden 

(vgl. Staatsprojekt Europa, 2014, S. 31). Gramsci bezeichnet dies als integralen Staat. 

Dieser besteht für ihn aus der politischen Gesellschaft, also dem Staat im engeren 

Sinne, und der Zivilgesellschaft (vgl. Wissel, 2015, S. 29). In seiner Gesamtheit ist der 

integrale Staat für Gramsci der institutionalisierte Ort gesellschaftlicher 

Auseinandersetzungen. Dabei kommt der Zivilgesellschaft eine zentrale Rolle zu. Die 

Zivilgesellschaft beschreibt er als zentralen Austragungsort gesellschaftlicher 

Konflikte. Damit rückt die Zivilgesellschaft in den Fokus der Analyse gesellschaftlicher 

Auseinandersetzungen. Gramsci versteht Zivilgesellschaft nicht – wie dies etwa bei 

Habermas der Fall ist – als Gegenstück zu den Staatsapparaten bzw. der politischen 

Gesellschaft. Vielmehr ist die Zivilgesellschaft – neben der politischen Gesellschaft – 

Teil des integralen Staates und ist selbst von Macht- und Herrschaftsverhältnissen 

geprägt (vgl. Syrovatka, 2016, S. 22). Die Zivilgesellschaft umfasst im Wesentlichen 

alle nicht staatlichen Organisationen, die auf das tägliche Leben und die öffentliche 

Meinung einwirken, wobei politische Parteien das Bindeglied zwischen 

Zivilgesellschaft und politischer Gesellschaft darstellen (vgl. Wissel, 2015, S. 30). In 

der Zivilgesellschaft generiert die herrschende Klasse bzw. der Block an der Macht 

den Konsens der beherrschten Klassen. Sie ist der Ort, an dem zentral um Hegemonie 

gerungen wird. Dadurch gelingen der herrschenden bürgerlichen Klasse sowohl die 

Rechtfertigung als auch der Erhalt ihrer Herrschaft. Sie sichert sich in und durch die 
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Zivilgesellschaft den Gehorsam der Beherrschten und somit ihren 

Herrschaftsanspruch. Gramsci versteht den Staat demnach als „den gesamten 

Komplex praktischer und theoretischer Aktivitäten [...], womit die führende Klasse ihre 

Herrschaft nicht nur rechtfertigt und aufrechterhält, sondern es ihr auch gelingt, den 

aktiven Konsens der Regierten zu erlangen [...]“ (Gramsci nach Staatsprojekt Europa, 

2014, S. S.31). Für Gramsci sind Konsens und Zwang die wesentlichen Elemente von 

Hegemonie. Allerdings zeichnet sich Hegemonie dadurch aus, dass nicht der 

gewaltsame Zwang für Gehorsam sorgt, sondern eine, auf dem Konsens der 

dominierten Klassen aufbauende Billigung der Führung der kapitalistischen Klasse 

erfolgt (vgl. Wissel, 2015, S. 29). 

Laut Terry Eagleton bedeutet, nach Hegemonie zu streben: „[…] eine moralische, 

politische und intellektuelle Führung im gesellschaftlichen Leben zu etablieren, indem 

man die persönliche ,Weltanschauung‘ im ganzen Gewebe der Gesellschaft verbreitet“ 

(Eagleton, 2000, S. 137, Hervorhebung im Original). Hegemonie soll von den 

Beherrschten als universell und dem Allgemeinwohl dienend angesehen werden. Der 

integrale Staat kann somit nicht auf seine repressiven Elemente verkürzt werden, 

sondern verdichtet in seinen Apparaten sowohl die herrschende Ideologie als auch den 

Konsens der Beherrschten. Ein Zwangspotential bleibt dabei jedoch allgegenwärtig. 

Dabei schützen die zivilgesellschaftlichen Strukturen den Staat vor politischen 

Auswirkungen ökonomischer Krisen und Katastrophen durch die auf Konsens 

basierende Verankerung der Herrschaftsstrukturen (vgl. Wissel, 2015, S. 30). Verkürzt 

gesagt bedeutet dies, dass Gramsci Hegemonie als aktiv generierten Konsens 

begreift, der, gepanzert mit Zwang, staatlich durchgesetzt wird. Dies erfolgt sowohl 

durch die Abschwächung und Kooptierung gegenhegemonialer Strömungen als auch 

durch materielle Zugeständnisse an die beherrschten Klassen. 

Treibende Kraft und zentrale Akteur*innen im Streben nach Hegemonie sind für 

Gramsci die Intellektuellen (vgl. Syrovatka, 2016, S. 24). Intellektuelle sind für Gramsci 

all jene, die zur Schaffung und Reproduktion von Hegemonie beitragen. Das umfasst 

potenziell jede*n. Dabei bringt jede um Hegemonie ringende Fraktion und Klasse ihre 

eigenen organischen Intellektuellen hervor (vgl. Wissel, 2015, S. 30). Diese 

übernehmen eine wesentliche Übermittlerfunktion in den gesellschaftlichen 

Auseinandersetzungen, indem sie moralische, politische und intellektuelle Werte 

definieren, verfestigen und verbreiten. Beispielhaft kann hier etwa Friedrich Hayek als 
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neoliberaler, organischer Intellektueller dienen. Dieser hat mit seinen Überlegungen 

zur rechtlichen Rahmung von Wirtschaftsbeziehungen, insbesondere im Bereich von 

Eigentumsrechten, wesentlich die Ideen und Vorstellungen über das Funktionieren der 

globalisierten Wirtschaft geprägt. Neben solchen „klassischen“ Intellektuellen meinte 

Gramsci mit seinem Begriff jedoch vor allem Personen wie Parteifunktionäre, 

Journalist*innen, Mitarbeiter*innen in Forschungsinstituten etc. Da sich Hegemonie 

nicht von selbst herstellt, sondern stetig umkämpft ist und erneuert werden muss, 

kommt den Intellektuellen eine zentrale Bedeutung zu, da sie in der politischen, 

ökonomischen und kulturellen Sphäre Kompromisse schaffen und diskursiv vermitteln 

(vgl. Wissel, 2015, S. 30). Sie sind es, die eine Weltanschauung oder Ideologie 

verbreiten und argumentativ unterfüttern. 

Hegemonie ist dabei stets umkämpft. Das bedeutet, dass sie auch einem Wandel 

unterliegt – und mit ihr auch die Struktur und Organisation der Zivilgesellschaft. Die 

unterschiedlichen Phasen und Ausprägungsformen des Kapitalismus bedingen 

dadurch die Verfasstheit der Zivilgesellschaft und die Versuche sozialer Kräfte, in ihr 

und durch sie die kapitalistische Gesellschaftsordnung zu verfestigen oder zu 

verändern. Solche Änderungen sind beispielsweise der Niedergang der fordistischen 

Produktionsweise und das Aufkommen der neoliberal geprägten Globalisierung. Diese 

Ablösung des Fordismus seit den 70er Jahren durch die von neoliberalen Kräften 

dominierte Globalisierung steht im Fokus jüngerer materialistischer Analysen.  

2.5. Trans- und Internationalisierung des Staates 

Die Globalisierung und die mit ihr einhergehende Inter- und Transnationalisierung des 

Staates führten zu einer wesentlichen Veränderung der Form des Staates. Die 

materialistische Staatstheorie beschäftigt sich seit den 70er Jahren bzw. seit dem 

Einsetzen der Krise des Fordismus mit der Trans- bzw. Internationalisierung des 

Staates und versucht, diese theoretisch einzuordnen. Die Akkumulationskrise des 

fordistischen Systems zog weitgehende Änderungen in der internationalen 

Arbeitsteilung und den Produktionsverhältnissen nach sich. Die wohlfahrtstaatliche 

und an den Nationalstaat gekoppelte Ausrichtung der Produktionsbedingungen war 

das zentrale politische Projekt des Fordismus und vieler westlicher Staaten. Jedoch 

wurde dies zunehmend zu einem Hindernis der Kapitalverwertung und schmälerte die 

Profite. Dies ging einher mit der endgültigen formalen Unabhängigkeit der zahlreichen 

Kolonien westlicher Staaten. Diese Entwicklungen bewegten die Kapitalfraktionen zu 
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einer Neu- und Umgestaltung der internationalen Arbeitsteilung. Das Kapital setzte 

eine räumliche Verlagerung der Produktion durch und etablierte eine neue 

internationale Arbeitsteilung sowie transnationalisierte Produktions- und 

Konsumprinzipien (vgl. Brand, 2009, S. 307). Die neue Arbeitsteilung war auf die 

Flexibilität transnationaler Produktionsbeziehungen gerichtet und machte sich die 

globalen Verwertungsbedingungen zunutze. „Die Transnationalisierung des Staates 

unterwarf die raum-zeitlich konkrete Form des modernen kapitalistischen Staates in 

den letzten dreißig Jahren gravierenden Veränderungen“ (Staatsprojekt Europa, 2014, 

S. 16). Die ökonomische Globalisierung ging mit der Transformation der 

Nationalstaaten einher. Dabei war vor allem die neoliberal geprägte, 

weltmarktorientierte Kapitalfraktion mit der Durch- und Umsetzung ihrer politischen 

Projekte erfolgreich (vgl. Brand, 2009, S. 307). 

Die Umsetzung der neoliberalen Projekte wurde den Staaten jedoch nicht von außen 

aufgezwungen, sondern war und ist ebenso Ergebnis komplexer innerstaatlicher 

Prozesse wie außerstaatlicher Einflüsse. Neoliberale Kräfte nutzten die Krise des 

Fordismus, um in den Staaten das Kräftegleichgewicht innerhalb des jeweiligen Blocks 

an der Macht zu ihren Gunsten zu verschieben. Brand  spricht hier von der 

Restrukturierung des kapitalistischen Machtblocks (vgl. Brand, 2014, S. 307). Diese 

Rekonstruktion des Machtblocks und des Staates ist jedoch ein „hochgradig 

konfliktiver und kontingenter Prozess […]“ (Brand, 2014, S. 307). Fundament der 

neoliberalen Kräfte ist die sogenannte innere Bourgeoisie, die durch eine 

nationalstaatliche Reproduktionsbasis und ihre gleichzeitige starke Einbettung in 

Prozesse der internationalen Produktion und Arbeitsteilung gekennzeichnet ist. Durch 

ihre Einbindung in internationale Prozesse der Kapitalakkumulation haben neoliberale 

Kräfte in den Staaten des kapitalistischen Zentrums ein Eigeninteresse an der 

Vertiefung der Internationalisierung des Staates und einer größeren regionalen 

Integration (vgl. Syrovatka, 2016, S. 28f). Es sind politische Entscheidungen in den 

Staaten, wie etwa die Bereitschaft zu einer verstärkten europäischen Integration und 

einer ökonomischen Liberalisierung, die aus dem Inneren eines Staates dessen 

eigene Transformation begünstigen. Bereits Gramsci wies jedoch darauf hin, dass sich 

immer auch internationale Kräfte in den Staat einschreiben. Die Dichotomie zwischen 

extern und intern ist nach einem materialistischen Staatsverständnis nicht geeignet, 

um die Transformation von Staaten zu begreifen. Vielmehr haben sich die nationale 

und die internationale Sphäre gegenseitig durchdrungen, „sodass die 
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Internationalisierungsprozesse sich sowohl als Ausdruck gewandelter 

Kräfteverhältnisse innerhalb der Nationalstaaten als auch als Folge einer gewandelten 

globalen Konstellation deuten lassen“ (Staatsprojekt Europa, 2014, S. 35). 

Die erfolgreiche Verschiebung der Kräfteverhältnisse im Block an der Macht in vielen 

Staaten ermöglichte eine Verdichtung der Interessen der Neoliberalen in den 

staatlichen Apparaten, die so auch in diesen reproduziert wurde (vgl. Syrovatka, 2016, 

S. 29). Zusätzlich schrieben sich inter- und transnationale Kräfte in die Staatsapparate 

ein. Der Staat nimmt somit bedingt die Interessen des internationalen Kapitals wahr. 

Der Umbau nationaler Machtblöcke und die Umsetzung zahlreicher neoliberaler 

politischer Projekte können als passive Revolution im Sinne Gramscis verstanden 

werden (vgl. Brand, 2014, S. 307). Die Globalisierung ist damit Produkt einer 

Verschiebung von Kräfteverhältnissen der herrschenden Fraktionen innerhalb der 

Staatsapparate sowie eine Verschiebung des Kräfteverhältnisses zwischen der 

herrschenden Klasse und den beherrschten Klassen. Ebenso führte dies dazu, dass 

sich internationale Kräfte in die nationalen Machtblöcke des kapitalistischen Zentrums 

einschreiben. Dadurch wird der Staat selbst zum Akteur seiner eigenen Transformation 

und begünstigt die neoliberale Wende durch die Reproduktion des internationalen 

Kapitals. 

Diese Verlagerung und Stärkung der globalen Verwertungs- und 

Akkumulationsprozesse umging zunehmend nationalstaatliche 

Regulationsmechanismen, weshalb es zu einer über den Nationalstaat 

hinausgehenden Institutionalisierung politischer und ökonomischer 

Steuerungsmechanismen kam. Gleichzeitig beförderte die neue internationale 

Arbeitsteilung eine Umbildung bzw. Neuformierung des kapitalistischen Machtblocks 

und die Bildung der transnationalen Klassenfraktion sowie eines transnationalen 

Produktionsnetzwerks. Dies zeigt sich in der zunehmenden Verlagerung spezifischer 

Staatsaufgaben in internationale Organisationen und Regime seit den 1970er Jahren. 

Brand hebt hervor, dass es nicht zwangsläufig der Nationalstaat sein muss, in dem 

sich soziale Kräfte verdichten (vgl. Brand, 2014, S. 308). Vielmehr geschieht dies durch 

die Internationalisierung des Staates auf mehreren Ebenen. Wesentlich für den 

internationalisierten Staat ist, dass er Ausdruck für die „multiskalare materielle 

Verdichtung sozialer Kräfteverhältnisse“ ist (Brand, 2014, S. 308). Die 

Internationalisierung des Staates geht mit einer räumlichen und sozialen 
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Diversifizierung staatlicher Ebenen und Formen einher, um die Vielzahl 

gesellschaftlicher Konflikte und Widersprüche bearbeitbar zu machen. Die 

Verlagerung von ursprünglich staatlichen Kompetenzen auf internationale 

Organisationen und Regime versteht Brand als materielle Verdichtung zweiter 

Ordnung, da sich gesellschaftliche und politische Kräfteverhältnisse eben nicht 

ausschließlich auf der nationalen Ebene verdichten, sondern dies multiskalar und auf 

mehreren Ebenen passiert (vgl. Brand, 2014, S. 308f). Zwar bleiben Nationalstaaten 

zentral und nationale Interessen werden durch die Exekutivorgane der Staaten in die 

internationalen Organisationen eingebracht, allerdings entwickeln internationale 

Organisationen eigenständige Kräfte, die ihre eigenen Interessen und Strategien 

verfolgen und diese auch gegenüber Staaten formulieren und durchzusetzen 

versuchen. Vereinfacht gesagt bedeutet dies, dass sich nationale Interessen, vermittelt 

durch die nationalen Exekutiven, in internationale Organisationen einschreiben. Neben 

diesen nationalen Interessen verdichten sich dort – in zweiter Ordnung – auch die 

Interessen eigenständiger internationaler Akteur*innen. 

Wissel argumentiert, dass sich durch die Inter- und Transnationalisierung auch die 

Zivilgesellschaft in Teilen inter- und transnationalisiert hat, „sodass sich auch die 

Räume, in denen um Hegemonie gerungen wird, ausdifferenziert haben […]“ (Wissel, 

2015, S. 38). Allerdings haben nicht alle Akteur*innen die nötigen Ressourcen, um in 

den neuen internationalen Räumen in den politischen Auseinandersetzungen 

mitzumischen. Es sind vor allem die Kräfte der transnationalen Kapitalfraktion, die die 

neuen Ebenen nutzen, um innerhalb ihrer Fraktion Kompromisse über die 

Ausprägungen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung auszuhandeln (vgl. Wissel, 

2015, S. 38). 
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3. Die EU in der materialistischen Staatstheorie  

Diese Überlegungen lassen sich auch auf die EU insgesamt und in weiterer Folge auf 

die Außen-, Handels- und Sicherheitspolitik der EU übertragen, um diese so analytisch 

fassen und bearbeiten zu können. Dazu ist ein grundlegendes Verständnis der 

Staatlichkeit der EU zu entwickeln. In Bezug auf die EU ergibt sich für die 

staatstheoretische Analyse allerdings das Problem, dass zwar viele staatliche 

Kompetenzen teilweise oder zur Gänze auf die supranationale oder zumindest 

intergouvernementale Ebene der EU übertragen wurden, jedoch die EU nicht als 

europäischer Staat bezeichnet werden kann. Dennoch lassen sich die Strukturen und 

Institutionen der EU als (Quasi-)Staatsapparate identifizieren (vgl. Wissel, 2015). Die 

Forschungsgruppe Staatsprojekt  Europa betrachtet die EU als „besondere 

Ausprägung eines postfordistischen europäischen Staatsprojekts" (Staatsprojekt 

Europa, 2014, S. 37). Die Verlagerung von Kompetenzen und Zuständigkeiten auf die 

europäische Ebene interpretieren die Autoren als eine Verschiebung des 

Kräfteverhältnisses innerhalb der Apparate der EU zugunsten einer neoliberal 

ausgeprägten Fraktion (vgl. Staatsprojekt Europa, 2014, S. 37). Auch kann die EU als 

materielle Verdichtung zweiter Ordnung begriffen werden und somit als Staatsprojekt 

mit einer gewissen Staatlichkeit betrachtet werden, nicht jedoch als eigenständiger 

Staat (vgl. Wissel, 2015, S. 27). Syrovatka betont, dass die europäische Integration 

„als ein Prozess der Rekonfiguration nationaler Staatsapparate und europäischer 

Organisationen und Institutionen gefasst werden“ kann (Syrovatka, 2016, S. 34). 

Durch diesen Prozess kommt es zum einen zu einer Kompetenzverlagerung weg von 

den Mitgliedsstaaten hin zu den neu geschaffenen quasistaatlichen Apparaten der EU. 

Zum anderen kommt es auch zu einer Europäisierung der Mitgliedsstaaten und der 

nationalen staatlichen Apparate. 

Durch die Rekonfiguration der nationalen Staatsapparate und die 

Kompetenzverlagerung auf die europäische Ebene ist ein hegemonialer 

transnationaler Block bzw. ein Staats-Zivilgesellschafts-Komplex entstanden, in dem 

transnationale Konzerne zusammen mit der Europäischen Kommission und den 

nationalen Regierungen eine dominante Rolle einnehmen. Dies ist insbesondere 

daran zu erkennen, dass primär wirtschaftsliberale Elitennetzwerke entstanden sind, 

die die strategische Ausrichtung der EU bestimmen (vgl. Bieling, 2010, S. 95f). 
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Wirtschaftsliberale Kräfte, insbesondere finanzstarke transnationale Konzerne (TNK), 

konnten im Zuge der Rekonfiguration und Vergemeinschaftung – etwa durch die 

Einheitliche Europäische Akte (EEA) von 1986, die Verträge von Maastricht (1992), 

Amsterdam (1997) und Nizza (2000) – große Teile ihrer politischen Projekte 

verwirklichen und dominieren die (schwachausgeprägten) zivilgesellschaftlichen 

Strukturen der EU (vgl. Wissel, 2015, S. 44). Dies zeigt sich nicht zuletzt in der stark 

wirtschaftsliberalen Ausprägung der EU-(Außen)Handelspolitik. Aufgrund der 

Krisenhaftigkeit und der stetigen Umkämpftheit des europäischen Projektes konnten 

neoliberale Projekte bislang allerdings bestenfalls dominant, nicht jedoch hegemonial 

durchgesetzt werden. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die EU kein einheitliches 

Staatsprojekt verfolgt. Dadurch fehlt es ihren Apparaten an Einheit und Kohärenz (vgl. 

Syrovatka, 2016, S. 34f). 

Stark geprägt ist das Staatsapparatesystem der EU durch den Neuen 

Konstitutionalismus. Das heißt: Sowohl die institutionelle Struktur als auch der 

Charakter des Integrationsprozesses sind maßgeblich durch das Ziel einer 

europäischen Markt- und Währungsintegration bestimmt (vgl. Bieling, 2010, S. 46). Für 

Stephen Gill  ist vor allem die Absicherung der kapitalistischen Produktionsweise durch 

eine Konstitutionalisierung dieser außerhalb der demokratischen Einflussnahme 

zentral (etwa Gill, 1998, 2003, 2014). Laut Gill ist das zentrale Anliegen des Neuen 

Konstitutionalismus, die Dominanz wirtschaftlicher Kräfte vor demokratischer 

Einflussnahme abzuschirmen und vor einer Rechenschaft gegenüber der Bevölkerung 

zu schützen (vgl. Gill, 2014, S. 34f). Die Isolation wirtschaftlicher Machtstrukturen 

gegen die Politik bzw. demokratische Mitbestimmung an der Ressourcenallokation 

ermöglicht es, private Macht- und Herrschaftsstrukturen eines kapitalistischen 

Systems aufrechtzuerhalten. 

Durch die Verfestigung demokratischer Regierungssysteme in weiten Teilen des 

Globus, insbesondere aber in den westlichen Staaten, ist der Neue 

Konstitutionalismus jedoch gezwungen, demokratische Strukturen abzuschwächen 

und zu kooptieren. Im Gegensatz zu den Bemühungen des Wirtschaftsliberalismus der 

20er und 30er Jahre des 20. Jahrhunderts versucht der Neue Konstitutionalismus 

nicht, demokratische Strömungen gänzlich zu unterdrücken, sondern erkennt die 

Notwendigkeit, diese abzuschwächen, zu integrieren, zu kooptieren oder zu 

entpolitisieren (vgl. Gill, 2014, S. 34). Auf EU-Ebene ist der Neue Konstitutionalismus 
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„durch eine besondere institutionelle Struktur geprägt“ und ist Ausdruck einer 

fragmentierten supranationalen Rechtsstaatlichkeit, die es der EU erlaubt, sich auf 

einen technokratischen und entpolitisierten Modus der Entscheidungsfindung und 

Kommunikation zu berufen (Bieling, 2010, S. 47). 

May  betont, dass eine solche Form der Rechtsstaatlichkeit nicht lediglich auf Zwang 

aufbaut (vgl. May, 2014, S. 75). Um das System der Rechtsstaatlichkeit zu legitimieren, 

ist ein Konsens der Beherrschten notwendig. Um diesen Konsens zu erreichen, wird 

versucht, das System als eine Form des gesunden Menschenverstandes, einer 

universell gültigen Grundnorm des internationalen Systems, zu etablieren (vgl. May, 

2014, S. 75). Konkret stellt dies den Versuch dar, ein Verständnis von 

Rechtsstaatlichkeit zu erreichen, das von denjenigen, die ihm unterworfen sind, 

weitgehend als unumstritten und unproblematisch akzeptiert wird: eine 

selbstverständliche Grundlage für die Organisation und das Verständnis ihres Alltags 

und im weiteren Sinne für die Weltpolitik (vgl. Gill & Cutler, 2014, S. 26). 

Dadurch trägt der Neue Konstitutionalismus auch zur Ausweitung und Verfestigung 

von Märkten bei. Aus Sicht des Kapitals begünstigt dies die Freiheit, Eigentum zu 

erlangen, zu tauschen oder zu verschieben, und sichert gleichzeitig individuelle 

Eigentumsrechte durch multi- oder bilaterale Verträge und verfassungsmäßige 

Garantien im globalen Maßstab, indem Staaten (zumindest theoretisch) in ihrem 

Handeln beschränkt werden. 

3.1. EU als Imperium „neuen Typs“ 

Die Debatte um die strukturelle Verfasstheit der EU umfasst auch die Analyse der 

Akteursqualität der EU in der Wirtschafts-, Außen- und Sicherheitspolitik. Die 

unterschiedlichen Interessen, die sich in die Staatsapparate der EU einschreiben, 

beeinflussen auch deren geopolitische und geoökonomische Ziele. Da es vor allem 

eine wirtschaftsliberal geprägte, weltmarktorientierte Kapitalfraktion bzw. ein Staats-

Zivilgesellschafts-Komplex war, der seine Projekte im Zuge der europäischen 

Integration durchsetzen konnte, dominiert dieser auch in diesen Bereichen. Durch die 

Verdichtung unterschiedlicher Interessen und der daraus folgenden Rekonfiguration 

der Staatsapparate der EU sowie aufgrund externer weltpolitischer und 

weltökonomischer Umbrüche haben sich auch die Prioritäten der Wirtschafts-, Außen- 

und Sicherheitspolitik der EU gewandelt (vgl. Bieling, 2010, S. 221). 
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Dies hat Einfluss auf die EU als internationale Akteurin, insbesondere im Bereich des 

internationalen Handels. Die EU-Außenpolitik setzt sich nach Müller-Brandeck-

Bocquet und Rüger  mosaikartig aus verschiedenen Dimensionen zusammen (vgl. 

Müller-Brandeck-Bocquet & Rüger, 2015, S. 7–12). Die Außenhandelspolitik spielt 

dabei eine wesentliche Rolle. Die EU-Außenpolitik kann aber nicht auf ihren Einfluss 

auf den globalen Handel reduziert werden. Als am stärksten vergemeinschaftetes bzw. 

am stärksten auf der supranationalen Ebene verankertes Element ist die EU-

Außenhandelspolitik jedoch eines der bedeutendsten. Die wirtschaftliche Macht der 

EU als größte Volkswirtschaft der Welt verleiht der EU Einfluss als globale Akteurin. 

Mit den strukturellen Änderungen der Staatsapparate der EU – insbesondere seit den 

1980er Jahren – hat sich im Außenhandelsbereich ein effektiver Staats-

Zivilgesellschafts-Komplex gebildet, der die EU zu einer aktiven Akteurin der 

Globalisierung geformt hat (vgl. Bieling, 2010, S. 109). Eine Vielzahl an Beiträgen, 

Artikeln und Büchern beschäftigt sich mit der Analyse der EU-Außenpolitik. Dennoch 

ist deren Bestimmung und Klassifizierung nach wie vor eine Herausforderung. Die EU 

„handelt offensichtlich sowohl koordiniert als auch inkonsistent, gleichzeitig als 

ökonomische Großmacht und politischer Zwerg“ (Barnickel et al., 2010, S. 1). 

Ergänzend zu den theoretischen Grundannahmen der HMPA und den zuvor 

angestellten theoretischen Überlegungen zur EU stellt sich die Frage, wie das 

Verhalten und Agieren der EU übergreifend und allgemein zu charakterisieren ist. 

Bieling schlägt, aufbauend auf Überlegungen der neogramscianischen IPÖ, vor, die 

EU als ein Imperium neuen Typs zu interpretieren (vgl. Bieling, 2010, S. 225). Unter 

Verweis auf die Überlegungen von Münkler ist zu betonen, dass imperiale und 

(national)staatliche Strukturen keinen Widerspruch bilden (vgl. Münkler, 2005). 

Vielmehr können sich imperiale Strukturen und staatliche Strukturen überlagern. 

Demzufolge „[basiert] die EU selbst auf nationalstaatlichen Organisationsformen [...]“, 

die die EU zwar „transformiert, aber keineswegs auflöst“ (Bieling, 2010, S. 223). Der 

Fortbestand der nationalen Staatlichkeit der EU-Mitgliedsstaaten ist ein wesentlicher 

Unterschied des EU-Imperiums im Vergleich zu früheren Imperien (vgl. Bieling, 2019, 

S. 287). Das Konzept der EU als Imperium beinhaltet, dass das Staatsapparate-

Ensemble der EU und ihrer Mitgliedsstaaten gleichzeitig aber auch Ähnlichkeiten und 

Merkmale von klassischen Imperien aufweist. Fünf Punkte sind für Bieling dabei 

wesentlich: 
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(1) Unscharfe und veränderliche Außengrenzen; (2) plurale Machtzentren und eine 

schwach ausgeprägte Zentralisierung der Macht; (3) eine uneinheitliche Rechts- und 

Sozialordnung; (4) ein Macht- und Integrationsgefälle im inneren Aufbau, also ein 

Gefälle zwischen Zentrum und Peripherie; (5) ein nach außen gerichteter 

Überlegenheitsanspruch (vgl. Bieling, 2010, S. 285–287, 2019, S. 282). 

Die EU als Imperium verfolgt dabei einen auf die Universalisierung ihrer Werte 

ausgerichteten globalen Gestaltungsanspruch, d. h. sie versucht, durch regionale 

Stabilisierungspolitik und die Förderung von Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und 

Menschenrechten eine auf Konsens beruhende hegemoniale Stellung zu erlangen. 

Zugleich beinhalten die Strategien und Aktivitäten der EU aber auch Aspekte des 

militärischen, vor allem aber des ökonomischen Zwangs, mit Hilfe dessen die EU 

versucht, ihre geoökonomischen und geopolitischen Interessen zu erreichen (vgl. 

Bieling, 2010, S. 225). 

Wichtig ist der EU dabei, durch ihre Außenpolitik – insbesondere in ihrer Nachbarschaft 

– ein Umfeld zu schaffen, das für das Entwicklungsmodell der EU von Vorteil ist. Als 

Akteurin und treibende Kraft der Globalisierung, zu der sich die EU seit den 1980er 

Jahren immer mehr entwickelt hat, ist es zudem ihr besonderes Anliegen, für sie 

wichtige Märkte möglichst liberal, stabil und zugänglich zu gestalten. Dies steht oft in 

einem Widerspruch zu den übergeordneten normativen Zielen der EU und sorgt so für 

eine Politik der doppelten Standards (vgl. Pänke, 2014, S. 6). In diesen Konflikten 

zwischen Interessen und Werten, werden häufig die geoökonomischen bzw. 

geopolitischen Interessen gegenüber den normativen Ansprüchen priorisiert. Pänke 

beschreibt diesen Widerspruch zwischen normen- und interessengeleiteter Politik als 

duale Strategie und einer Abwägung zwischen einem normativen Imperialismus und 

einer interessengeleiteten Außenpolitik (vgl. Pänke, 2015, S. 359f). Demzufolge hat 

die EU als Imperium materielle und strategische Interessen, muss diese jedoch einer 

normativen Strategie gegenüberstellen, auf der ihre Daseinsberechtigung beruht. 

Bieling verfeinert die Analyse der geopolitischen und geoökonomischen Politik der EU, 

indem er zwei idealtypische Artikulationsformen dieser bestimmt: eine hegemoniale 

und eine imperialistische (vgl. Bieling, 2010, S. 229f). Die imperialistische 

Artikulationsform baut stark auf „harten“ Machtformen, also militärischen 

Interventionismus und Zwang, auf. Eine hegemoniale Form hingegen stellt eine 

kooperativ-konsensuale Form dar, in der Ziele und Interessen durch Instrumente einer 



   

 

35 
 

„weichen“ Geopolitik verfolgt werden. Darunter fallen etwa Handels- und 

Investitionsabkommen, diplomatische Beziehungen und die eigene Anziehungskraft 

durch good governance (vgl. Bieling, 2010, S. 229f). Die EU ist eine Mischform dieser 

beiden Idealtypen, wobei jedoch der hegemoniale Ansatz überwiegt. Auch wohnt der 

EU-Außenpolitik immer ein gewisses Maß an (militärischem) Zwang inne (vgl. Bieling, 

2010, S. 230). 

Der Grundtenor der EU-Apparate lautet, dass die Universalisierung von 

Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Menschenrechten helfen soll, eine gerechte und 

stabile Nachbarschaft der EU zu erschaffen bzw. zu erhalten. Dabei dient die 

Verbreitung ihrer Normen zugleich einer Öffnung und Liberalisierung von Märkten, da 

Imperien nach Dominanz in großen und politisch, wirtschaftlich und kulturell vielfältigen 

geografischen Räumen streben. 

Demgegenüber stehen kurzfristigere wirtschafts- und sicherheitspolitische Bedenken, 

die nicht selten in Konflikt mit den normativen Zielen der EU stehen. Insbesondere die 

Interessen an Versorgungssicherheit und einem Zugang zu günstigen Rohstoffen, die 

Verhinderung von Migration und sicherheitspolitische Interessen unterlaufen häufig die 

normativen Ziele der EU. Daraus ergibt sich das Dilemma, dass die EU ihre universelle 

Anziehungskraft und Glaubwürdigkeit aus der Sicht lokaler Akteur*innen zu verlieren 

droht und dadurch die von ihr mitetablierte bzw. angestrebte hierarchische Ordnung 

destabilisiert werden kann. 
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4. Analysematerial und methodisches Vorgehen  

Vor Beginn der eigentlichen Analyse wurde vom Autor eine umfängliche 

Literaturrecherche durchgeführt. Im Rahmen dieser wurden wesentliche Arbeiten zu 

den Beziehungen der EU und ihrer Mitgliedsstaaten gegenüber Marokko sowie zum 

Umgang der EU mit dem Konflikt um die Westsahara eruiert. Dazu wurden 

einschlägige Datenbanken wie etwa JSTOR, Google Scholar und die Datenbanken 

der Universität Wien und der Universität Santiago de Compostela durchsucht. An 

Letzterer ist das sog. Center for Studies on Western Sahara eingerichtet, auf dessen 

Website sich eine sehr ausführliche Literaturübersicht findet und einige zentrale 

Dokumente zu den Beziehungen der EU zu Westsahara bzw. dem Umgang der EU 

mit dem Konflikt hinterlegt sind. Mit einer Schlagwortsuche nach Begriffen wie etwa 

„Rolle der EU im Westsaharakonflikt“, „Beziehungen der EU mit Marokko“ und 

ähnlichen Begriffen in deutscher und englischer Sprache konnte eine gute Basis der 

verfügbaren Literatur identifiziert werden. Durch Nutzung eines Schneeballsystems 

wuchs diese Basis zu einer sehr umfänglichen Übersicht der bestehenden Literatur. 

Die Texte wurden anhand ihrer Abstracts bzw. Conclusions auf ihre Relevanz 

überprüft. Die Literaturrecherche diente vor allem dem Erkenntnisgewinn über den 

Kontext des Konflikts. Die Ergebnisse flossen somit maßgeblich in die im nächsten 

Kapitel folgende Kontextanalyse ein. 

Um die zentrale Forschungsfrage insbesondere nach den Interessen der Akteur*innen 

der EU beantworten zu können, schien eine qualitative Inhaltsanalyse als zielführend. 

Das Analysematerial für diese speist sich insbesondere aus dem Dokumentenbestand 

des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD), der Kommission und des Rates. Dazu 

wurde auf deren Websites nach den Schlagworten „Marokko“, „Morocco“ und „Moroc“ 

sowie „Westsahara“ bzw. „Western Sahara“ gesucht. Die so gefundenen Dokumente 

umfassen Positionspapiere, Pressemitteilungen und Stellungnahmen der Kommission 

und des Rates, aber auch einzelner Regierungsmitglieder der EU-Mitgliedsstaaten 

oder der EU-Botschafterin in Marokko. 

Um die Suche einzugrenzen und im Rahmen einer Masterarbeit bearbeitbar zu 

machen, wurden für die Analyse nur Dokumente herangezogen, die zwischen dem 1. 

Jänner 2018 und dem 31. Dezember 2019 veröffentlicht wurden. Dadurch sollten 

sowohl die Entwicklungen kurz vor den Urteilen zum Fischereiabkommen des EuGH 

sowie die Situation und eine mögliche Änderung der Beziehungen zwischen Marokko 
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und der EU nach Abschluss des überarbeiteten Abkommens untersucht werden. In 

einem weiteren Schritt wurden Dokumente entfernt, in denen Marokko lediglich als 

Veranstalter für eine Konferenz oder als Gastgeber gedankt wurde, ansonsten aber 

nicht weiter auf die Beziehungen zwischen der EU und Marokko eingegangen wurde. 

So wurden 41 relevante Dokumente gefunden und analysiert. Diese sind in einem 

eigenen Verzeichnis EU-Dokumente nach dem Literaturverzeichnis gesondert 

angegeben. 

Zusätzlich wurden Stellungnahmen und Positionspapiere der im EU-Parlament 

vertretenen Parteien und von NGOs sowie von Europêche, der europäischen 

Interessensvertretung der Fischereiindustrie, herangezogen. Diese wurden jedoch 

aufgrund ihrer geringen Zahl nicht systematisch in die Inhaltsanalyse einbezogen, 

sondern in einem hermeneutischen Vorgehen für diese Arbeit nutzbar gemacht. 

Ähnliches gilt für die vom EU-Parlament erlassenen Resolutionen. Um sich bei der 

Bewertung der Rolle des EP im Konflikt nicht ausschließlich auf Literatur verlassen zu 

müssen und um auch jüngste Entwicklungen nachvollziehen zu können, wurden 

sämtliche vom EP erlassenen Resolutionen zur Westsahara herangezogen. Damit 

konnte die Position des EU-Parlaments auch anhand dieser Resolutionen 

herausgearbeitet werden. Die Auswertung der EP-Resolutionen floss zu einem 

wesentlichen Teil in die Kontextanalyse ein. 

Weiterhin wurden fünf leitfadengestützte Expert*innen-Interviews geführt. Diese 

dienten vorrangig dem Ziel, einen ersten Überblick über die Thematik zu bekommen. 

Insbesondere sollten mit diesen ein vertieftes Verständnis und ein umfassenderer 

Überblick über die Inhalte des Fischereiabkommens und die Standpunkte der EU und 

der Vertreter der Westsahara sowie der EU-Fischereipolitik im Allgemeinen erzielt 

werden. Vor dem ersten Interview wurde ein Leitfaden mit wesentlichen Fragen zum 

untersuchten Gegenstand ausgearbeitet. Dieser wurde für jedes Interview angepasst 

und überarbeitet. Die Interviews wurden mit einem Mitarbeiter der EU-Kommission, 

einer Vertreterin von Western Sahara Resource Watch (WSRW), einer Professorin der 

Universität Exeter und zwei Vertreter*innen von NGOs geführt, die sich mit der 

Fischereiindustrie bzw. Fischereipolitik der EU beschäftigen (siehe Anhang I-V). Die 

Interviews wurden mit Hilfe der Software MAXQDA transkribiert und, wie im Folgenden 

beschrieben, ausgewertet. 
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Die vorliegende Arbeit stützt sich methodisch auf eine qualitative Inhaltsanalyse der 

zuvor beschriebenen 41 Dokumente des EAD. Für die Durchführung der qualitativen 

Inhaltsanalyse wurden die Standardwerke von Kuckartz  und Mayring herangezogen  

(vgl. Kuckartz & Rädiker, 2022; Mayring, 2022). In einem deduktiv-indikativen 

Verfahren, angelehnt an das von Kuckartz und Rädiker als inhaltlich-strukturierende 

qualitative Inhaltsanalyse bezeichnete Vorgehen, wurde das Material analysiert (vgl. 

Kuckartz & Rädiker, 2022). Um ein solche Inhaltsanalyse mit dem Dreischritt der 

HMPA zu verknüpfen, wurde die zentralen Forschungsfrage, welche Interessen von 

Akteur*innen der Europäischen Union sich in dem Fischereiabkommen von 2019 

verdichten und wie diese durchgesetzt werden konnten, in den jeweiligen 

Analyseschritten ausdifferenziert. So geht die Kontextanalyse der Frage nach, welche 

historischen und ökonomischen Entwicklungen zum partnerschaftlichen Abkommen 

über nachhaltige Fischerei zwischen Marokko und der EU von 2019 führten. Die 

Akteur*innen-Analyse untersucht die Frage, wessen und welche Interessen in das 

Abkommen einflossen. In der Prozessanalyse werden die Versuche der verschiedenen 

am Konflikt beteiligten politischen Projekte, die die Aushandlung des Abkommens auf 

EU-Ebene zu ihren Gunsten zu entscheiden, untersucht. 

Anhand des gewählten Forschungsansatzes der HMPA und der unterteilten 

Forschungsfragen wurden deduktiv zwei erste Hauptkategorien erstellt, die für die 

Beantwortung der Forschungsfrage zentral erschienen: 1) beteiligte Akteur*innen und 

2) zentrale Interessen. Die Unterteilung der Forschungsfrage und die beiden deduktiv 

gebildeten Hauptkategorien gaben der Inhaltsanalyse einen Orientierungsrahmen und 

ermöglichten es, die Ergebnisse in einem überschaubaren Maß zusammenzufassen. 

Im Laufe der ersten Sichtung des Materials wurden bereits zentrale Textstellen 

markiert, Memos erstellt und Ideen und Überlegungen notiert. In einem weiteren Schritt 

wurde induktiv das Material zur Identifikation von zentralen Themen und Mustern 

gesichtet und ein Sample von fünf Texten codiert. Auch wurden erste Unterkategorien 

entwickelt. Ähnliche Unterkategorien wurden gebündelt und zusammengefasst, 

anschließend wurde das restliche Material codiert. Codes und Kategorien wurden, wo 

dies sinnvoll erschien oder notwendig war, erweitert und überarbeitet. Anschließend 

wurden die so induktiv gebildeten Unterkategorien – soweit möglich – den beiden 

deduktiv gebildeten Hauptkategorien zugeordnet. Textstellen, die interessant waren, 

aber nicht zentral zur Beantwortung der Forschungsfrage beitrugen, etwa 
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geschichtliche Verweise u. ä., wurden ebenfalls codiert und kategorisiert, aber nicht 

weiter ausgewertet, sondern fanden teilweise als Zitate Eingang in die Arbeit.  

Eine qualitative Inhaltsanalyse des Materials erwies sich insbesondere im Hinblick auf 

die Identifikation der zentralen Interessen als sehr effektiv, zeigte jedoch Schwächen 

bei der Bearbeitung der beteiligten Akteur*innen. 

Aus diesem Grund wurden für die Analyse der beteiligten Akteure auch die 

Expert*innen-Interviews herangezogen und mit Erkenntnissen aus der Literatur 

ergänzt. Im Zuge dessen wurden die bereits vollständig transkribierten Interviews 

ebenfalls anhand der zuvor gebildeten Kategorien ausgewertet. Dies erbrachte den 

interessanten Zusatznutzen, dass überprüft werden konnte, inwiefern sich Annahmen 

der Interviewpartner*innen über die zentralen Interessen der EU mit jenen, die sich 

aus den Dokumenten ergeben haben, überschneiden. Die Interviews erwiesen sich 

als sehr hilfreich bei der Identifikation der zentralen Akteur*innen und gaben einen 

guten, vertiefenden Einblick in die Hintergründe und in die von den Akteur*innen 

vertretenen Interessen. In Summe entstanden so achtzehn Kategorien, die den beiden 

deduktiv gebildeten Überkategorien zugeordnet werden konnten. 
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5. Die EU und der Konflikt um die Westsahara: Kontextanalyse eines 

vernachlässigten Konflikts 

Die folgende Kontextanalyse hat das Ziel, sowohl den historisch-dynamischen als 

auch den strukturellen Kontext der Entwicklung des zwischen der EU und Marokko 

unterzeichneten partnerschaftlichen Abkommens über nachhaltige Fischerei von 2019 

herauszuarbeiten. Dabei werden jene Elemente der historischen Situation identifiziert, 

auf die eine Vielzahl von sozialen Kräften und politischen Akteur*innen innerhalb der 

EU in konträrer und konfliktärer Weise Bezug genommen haben. Dadurch werden die 

tieferen geschichtlichen und strukturellen Ebenen der gesellschaftlichen 

Auseinandersetzung rund um das Fischereiabkommen aufgezeigt, die innerhalb der 

EU und ihrer Staatsapparate stattfand. Laut der Forschungsgruppe Staatsprojekt 

Europa ermöglicht ein solches Vorgehen im Rahmen der Kontextanalyse „eine 

doppelte Kontextualisierung, bei der die Analyse von Strukturfaktoren mit einer 

Analyse konjunktureller Dynamiken verbunden wird“ (Staatsprojekt Europa, 2014, S. 

54). 

Dazu wird in der vorliegenden Kontextanalyse folgender Unterfrage nachgegangen: 

Welche historischen und ökonomischen Entwicklungen führten 2019 zum 

partnerschaftlichen Abkommen über nachhaltige Fischerei zwischen Marokko und der 

EU? Um diese Frage zu beantworten, ist die vorliegende Kontextanalyse in drei 

Unterkapitel geteilt.  

Zunächst wird auf die historische Entwicklung des Westsaharakonflikts eingegangen. 

Dieser ist eingebettet in größere geopolitische Überlegungen und Umbrüche zu Zeiten 

des Kalten Kriegs und des sogenannten Kriegs gegen den Terror sowie in die 

Entwicklung des politischen Gefüges der EG bzw. der EU. Dadurch wird die 

Wechselwirkung zwischen strukturellen Veränderungen des internationalen Systems 

und den Entscheidungen europäischer Akteur*innen hervorgehoben. Gezeigt werden 

soll auch, dass Entscheidungen europäischer Akteur*innen, die zu Beginn des 

Westsaharakonflikts getroffen wurden, nachhaltig den späteren Umgang der EU mit 

diesem und den Umgang der EU mit den natürlichen Ressourcen der Westsahara 

beeinflussten. 

Konkret wird in einem ersten Schritt die Entwicklung des Konflikts um die Westsahara 

seit dem Ende der spanischen Kolonialherrschaft nachgezeichnet, um die Bedeutung 
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des historischen geopolitischen Kontexts hervorzuheben. Ebenso wird auf die 

Abkommen der EG bzw. EU eigegangen, die zur selben Zeit mit Marokko geschlossen 

wurden, um auch den (geo)ökonomischen Kontext der Beziehungen zwischen der EG 

bzw. der EU mit Marokko aufzuzeigen. Sowohl der geopolitische als auch der 

geoökonomische Kontext sind in die Gegebenheiten des internationalen Systems, 

etwa den Kalten Krieg oder den Krieg gegen den Terror eingebettet, die das Verhältnis 

der EG bzw. EU und ihrer Mitgliedsstaaten zum Westsaharakonflikt beeinflussen. 

Diese Punkte bilden den strukturellen Kontext der Kontextanalyse. 

Im zweiten Unterkapitel wird die konkrete dynamisch-historische Situation 

rekonstruiert, die in den Konflikt rund um das Fischereiabkommen von 2019 mündete. 

Dies geschieht anhand der Rekonstruktion der Kooperation von der EG bzw. der EU 

mit Marokko im Bereich der Fischerei. Ausgangspunkt der Analyse ist die spanische 

Fischerei in den Gewässern der Westsahara in den 1970er Jahren, als sich die 

spanische Herrschaft in der Westsahara ihrem Ende zuneigte. Zentrale 

Untersuchungsgegenstände dieses Unterkapitels sind der Einfluss der spanischen 

Fischereipolitik auf die EG bzw. EU und die weitere Entwicklung der Zusammenarbeit 

im Bereich der Fischerei zwischen der EG bzw. der EU und Marokko. Im Mittelpunkt 

steht dabei die Entwicklung der unterschiedlichen Standpunkte verschiedener 

Akteur*innen in den Quasi-Staatsapparaten der EG bzw. EU. 

Im dritten Unterkapitel wird der herausgearbeitete Kontext für unterschiedliche 

Akteur*innen und deren Kräfteverhältnisse im EU-internen Konflikt um das 

Fischereiabkommen von 2019 zusammengefasst und es wird ein Zwischenfazit 

gezogen. Diese Zusammenfassung und die daraus geschlussfolgerten Ergebnisse 

stellen den zweiten wesentlichen Schritt der Kontextanalyse neben der Rekonstruktion 

des Konflikts dar (vgl. Staatsprojekt Europa, 2014, S. 55). 

5.1.  Entwicklung des Konflikts um die Westsahara 

Das Gebiet der Westsahara wurde bereits 1884/85 von Spanien kolonialisiert. Unter 

spanischer Herrschaft war das Gebiet als Rio de Oro oder Spanische Sahara bekannt. 

Neben der Westsahara besaß Spanien Protektorate und Kolonien in Teilen Afrikas, 

darunter auch in Marokko. Als Spanien infolge der marokkanischen Unabhängigkeit 

1956 seine Ansprüche in dem Land aufgeben musste, hielt es trotz der einsetzenden 

Dekolonialisierungsbestrebungen der UNO weiterhin an der Westsahara fest. Spanien 

bekräftigte noch 1958, dass es sich bei der Westsahara um spanisches Territorium 
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handle (vgl. Office of the Historian, 1974). In den 1960er Jahren forderte die UN-

Generalversammlung in mehreren Resolutionen1 Spanien dazu auf, die Westsahara 

über ihre Unabhängigkeit selbst entscheiden zu lassen, also ein Referendum über die 

Unabhängigkeit des Gebiets in die Wege zu leiten (vgl. Benabdallah, 2009, S. 418). 

Diesen Aufforderungen zum Trotz investierte Spanien weiterhin in die Westsahara, 

insbesondere in den Phosphatabbau und den Fischfang (vgl. Camprubí, 2015, S. 694). 

Wenngleich sich Spanien seit Beginn der Kolonialisierung der Westsahara mit 

Widerstand konfrontiert sah, stellte erst die Gründung der Frente Polisario im Jahre 

1973 eine ernsthafte Bedrohung für die Gebietsansprüche Spaniens dar. Zugleich 

wuchs der Druck auf Spanien auch seitens Marokkos und Mauretaniens, die ebenfalls 

Besitzansprüche auf das Gebiet der Westsahara erhoben. Als Reaktion auf den 

gesteigerten Widerstand, sowohl in der Westsahara selbst als auch von staatlichen 

und internationalen Akteur*innen, erklärte sich Spanien 1974 dazu bereit, ein 

Referendum über die Unabhängigkeit der Westsahara im Laufe des folgenden Jahres 

abzuhalten (vgl. Benabdallah, 2009, S. 419). 

Die Sorge vor einer möglichen Unabhängigkeit des Sahrauischen Volkes veranlasste 

Marokko dazu, den Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den Haag anzurufen und eine 

Einschätzung seiner historischen Besitzansprüche über die Westsahara zu verlangen. 

Am 16. Oktober 1975 erließ der IGH seine Einschätzung zur Westsahara. In dieser 

wies er die Gebietsansprüche Marokkos und Mauretaniens weitestgehend zurück (vgl. 

Zunes & Mundy, 2010, S. 5). Weiterhin stellte der IGH klar, dass das 

Selbstbestimmungsrecht der Sahrauis schwerer wiege als die minimalen 

Verbindungen, die zwischen Marokko bzw. Mauretanien und der Westsahara 

bestünden (vgl. Daadaoui, 2008, S. 148). 

Der marokkanische König Hassan II hingegen behauptete unter Verweis auf 

historische Verbindungen, islamisches Recht und die gemeinsame Geschichte mit der 

Westsahara, dass die Entscheidung des IGH die marokkanische Sicht und die 

Ansprüche unterstütze (vgl. Benabdallah, 2009, S. 419). Nach Veröffentlichung der 

Entscheidung des IGH erklärte das marokkanische Königshaus, dass nun 350 000 

marokkanische Zivilist*innen in die Westsahara marschieren würden. Dieser später als 

 
1 Exemplarisch sei hier auf die Resolutionen A/AC.109/100 (United Nations, 1964) und A/RES/2072  
(United Nations, 1965) verwiesen. Eine Sammlung aller wesentlicher Resolutionen (nicht nur) der 
Vereinten Nationen stellt die Universidad de Santiago de Compostela bereit: 
https://www.usc.es/en/institutos/ceso/res_onu_ag.html 

https://www.usc.es/export9/sites/webinstitucional/gl/institutos/ceso/descargas/A_AC-109_100.pdf
https://www.usc.es/export9/sites/webinstitucional/gl/institutos/ceso/descargas/A_RES_2072_1965.pdf
https://www.usc.es/en/institutos/ceso/res_onu_ag.html
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Grüner Marsch bekanntgewordene Einsatz von Zivilist*innen verschärfte den Druck 

auf die spanische Regierung (vgl. Zunes & Mundy, 2010, S. 5). Diese war durch die 

schwere Krankheit und das Ableben des spanischen Diktators Franco bereits in 

Unordnung geraten und sah sich nun mit der Möglichkeit einer militärischen 

Auseinandersetzung mit Marokko konfrontiert. Während einige Hardliner, 

insbesondere des Militärs, durchaus bereit gewesen wären, den Konflikt mit Marokko 

zu suchen, setzten sich schlussendlich gemäßigtere Kräfte durch, die Verhandlungen 

mit Marokko unterstützten (vgl. Benabdallah, 2009, S. 427). Am 14. November 1975 

erklärten Vertreter*innen Spaniens, Marokkos und Mauretaniens, dass eine Einigung 

erzielt wurde. In dieser erklärte sich Spanien bereit, die Kontrolle über das Gebiet der 

Westsahara bis Februar 1976 an Marokko und Mauretanien abzugeben, ohne das 

angekündigte Unabhängigkeitsreferendum abzuhalten. Am 27. Februar 1976 trat 

Spanien das Gebiet der Westsahara an Marokko und Mauretanien ab, nicht jedoch, 

ohne sich in dem Abkommen vom 14. November 1975 in geheimen Seitenabkommen 

weiterhin den Zugang zu den Ressourcen Fisch und Phosphat gesichert zu haben (vgl. 

Benabdallah, 2009, S. 419; Camprubí, 2015, S. 694; Smith, 2013, S. 274). 

5.1.1.  1975–1991: Der Krieg um die Westsahara  

Die Aufkündigung des Referendums und die Besetzung der Westsahara durch 

Marokko und Mauretanien blieben nicht ohne Antwort seitens der Sahrauis. Die Frente 

Polisario, die während der Schlussphase der spanischen Besetzung bereits zwei Jahre 

Erfahrung im Guerillakampf gegen einen militärisch überlegenen Gegner sammeln 

konnte, setzte ihre Kräfte nun gegen Marokko und Mauretanien ein. Dabei kamen der 

Frente Polisario sowohl die im Kampf gegen Spanien gesammelten Erfahrungen 

zugute als auch ihre unangefochtene Kenntnis des Gebiets und Terrains der 

Westsahara sowie die (militärische) Unterstützung durch Algerien und Libyen. Der 

Krieg um die Westsahara trieb knapp die Hälfte der indigenen Bevölkerung der 

Westsahara zur Flucht. Die von Algerien tolerierten und unterstützten 

Flüchtlingscamps der Frente Polisario nahe der algerischen Grenzstadt Tindouf 

erwiesen sich für die Widerstandskämpfer der Frente Polisario als strategisch 

außerordentlich bedeutsam. Gleichsam boten die Camps den Sahrauischen 

Flüchtlingen einen sicheren Schutz vor der Verfolgung und Unterdrückung durch 

Marokko. Die Frente Polisario agierte dort als Exilregierung und rief am 27. Februar 

1976 – dem Tag der Übergabe des Gebiets der Westsahara von Spanien an Marokko 
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und Mauretanien – die Gründung der Demokratischen Arabischen Republik Sahara 

(DARS) aus.  

Zu Beginn des Krieges konnte die Frente Polisario sowohl gegenüber Mauretanien als 

auch gegenüber Marokko militärische Erfolge erzielen. Die Angriffe der Frente 

Polisario reichten dabei bis tief in die Gebiete beider Staaten. In Mauretanien trafen 

die Angriffe der Frente Polisario selbst die Hauptstadt Nouakchott (vgl. Arkell, 1990, S. 

427). Die bereits zuvor in chaotischen Zuständen versunkene Regierung Mauretaniens 

hatte der Frente Polisario trotz französischer Unterstützung und einer kurzen direkten 

militärischen Intervention Frankreichs nicht viel entgegenzusetzen. Die Angriffe der 

Frente Polisario auf mauretanischem Gebiet trugen auch zum Umsturz der Regierung 

in Nouakchott bei (vgl. Zunes & Mundy, 2010, S. 12f). Mauretanien sah sich 1979 zur 

Aufgabe seiner Gebietsansprüche gezwungen und schloss ein Friedensabkommen 

mit der Frente Polisario. Marokko nutzte diese Entwicklung rasch aus, um auch den 

ursprünglich Mauretanien zuerkannten Teil der Westsahara für sich zu beanspruchen. 

Zu Beginn des Krieges konnte die Frente Polisario dank der Unterstützung Algeriens 

und Libyens und dem damit geschaffenen Rückzugsgebiet für ihre Kämpfer*innen in 

Algerien auch Erfolge gegen Marokko erzielen. Ende der 1970er Jahre hielt Marokko 

nicht mehr als zwei Enklaven in der Westsahara dauerhaft besetzt. Zugleich konnte 

die Frente Polisario Angriffe tief in marokkanisches Gebiet verüben. Ähnlich wie die 

Regierung in Nouakchott geriet auch das Regime unter König Hassan II durch die 

Erfolge der Frente Polisario zunehmend unter Druck. König Hassan II, der 1971 und 

1972 nur knapp zwei Putschversuchen entgangen war, konnte allerdings noch stärker 

als Mauretanien auf die Unterstützung Frankreichs sowie der USA vertrauen. Ebenso 

war die finanzielle Unterstützung Saudi-Arabiens wesentlich, um die marokkanischen 

Kriegsbemühungen mit ausreichend finanziellen Mitteln am Laufen zu halten. Saudi-

Arabien finanzierte zu einem wesentlichen Teil den Krieg Marokkos gegen die Frente 

Polisario (vgl. Zunes & Mundy, 2010, S. 17). Die mit saudischem Geld bezahlten 

Waffenlieferungen Frankreichs und der USA waren essenziell für die marokkanischen 

Kriegsanstrengungen. Die Unterstützung durch Frankreich und die USA beschränkte 

sich jedoch nicht auf Waffenlieferungen. Die USA und insbesondere Frankreich 

nutzten seit Beginn des Konflikts ihren Einfluss und ihr Vetorecht im UN-Sicherheitsrat, 

um gegen Marokko gerichtete Resolutionen zu verwässern oder zu blockieren (vgl. 

Zoubir, 2007, S. 158f). 
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Mit Beginn der 1980er Jahre begann Marokko, seine Strategie im Konflikt mit der 

Frente Polisario zu ändern. Um die Bewegungsfreiheit der Frente Polisario zu 

beschneiden, baute Marokko Verteidigungswälle, sogenannte Berms. Ausgehend von 

ihren Camps in Algerien blieb den Kämpfer*innen der Frente Polisario nur noch die 

Möglichkeit des Frontalangriffs auf die gut befestigten und verminten 

Verteidigungsstrukturen Marokkos. Jedoch konnte Marokko die Frente Polisario nie 

gänzlich handlungsunfähig machen. Dazu hätte es eines Angriffs Marokkos auf 

ebenfalls gut verteidigtes und befestigtes algerisches Grenzgebiet bedurft. Der 

bewaffnete Konflikt endete in einem Patt – der Krieg war für beide Seiten mit Waffen 

nicht zu gewinnen. Marokko hält seitdem zirka zwei Drittel des Gebiets der Westsahara 

besetzt, die Frente Polisario verfügt über das letzte Drittel. Die zunehmende 

Unmöglichkeit, den Krieg militärisch zu gewinnen, veranlasste beide Parteien, nach 

einer Lösung zu suchen, um den Krieg auch ohne Waffengewalt für sich zu 

entscheiden. Der Waffenstillstand von 1991 war somit nicht einem tatsächlichen 

Kompromiss zwischen den beiden Kriegsparteien geschuldet, sondern vielmehr der 

Erkenntnis, dass der Konflikt militärisch nicht zu gewinnen war. Der Waffenstillstand 

und die folgenden Verhandlungen waren, wie Zunes und Mundy es nennen, „war by 

other means" (Zunes & Mundy, 2010, S. XXIX). 

Der Konflikt in der Westsahara fand in den westlichen Staaten nur wenig Beachtung. 

Laut Irene Molina-Fernandez (siehe Anhang V) war der Konflikt überschattet von 

geopolitischen Überlegungen. Marokko war im Kalten Krieg auf dem afrikanischen 

Kontinent ein strategischer Partner des Westens. Darüber hinaus war wegen der 

insgesamt geringen Intensität des Konflikts dessen internationale Beachtung gering 

(vgl. Zunes & Mundy, 2010, S. 25). So waren zu Beginn des Krieges um die 

Westsahara auch die Reaktionen der Institutionen der Europäischen Gemeinschaft 

verhalten. Die damals neun Mitgliedsstaaten der EG erklärten sich zu Beginn des 

Konflikts als neutral und sahen diesen als eine Auseinandersetzung zwischen Marokko 

und Algerien – eine Position, die sowohl im Rat als auch in den anderen EU-

Institutionen bis 1988 nicht weiter hinterfragt wurde (vgl. Vaquer i Fanés, 2004, S. 101). 

Da außenpolitische Entscheidungen bei Ausbruch des Konflikts noch beinahe zur 

Gänze in den Kompetenzbereich der intergouvernementalen Zusammenarbeit 

zwischen den Mitgliedsstaaten fielen, beschränkte sich die Kommission auf 

Nahrungsmittellieferungen für die betroffene Region. Gleichzeitig entwickelte sich 
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Marokko bereits in den 60er und 70er Jahren zu einem Partner der jungen EG und 

ihrer Mitgliedsstaaten, unter anderem in den Bereichen Handel, 

Entwicklungszusammenarbeit, Landwirtschaft, Fischerei und Migration (vgl. Khader, 

2015, S. 193f). Einige Mitgliedsstaaten der EG und andere europäische Staaten 

unterstützten Marokko daher im Kampf gegen die Frente Polisario durch 

Waffenlieferungen, darunter die EG-Gründungsmitglieder Belgien, Frankreich und 

Italien. Ebenso unterstützte Spanien, die ehemalige Kolonialmacht der Westsahara, 

Marokko (vgl. Zunes & Mundy, 2010, S. 20). Bereits zu Beginn des Krieges um die 

Westsahara waren insbesondere Frankreich und Spanien um gute Beziehungen mit 

Marokko bemüht, konnten es sich aber gleichzeitig nicht leisten, Algerien gänzlich 

gegen sich aufzubringen. Deshalb erkannten beide Staaten zwar das 

Selbsterkennungsrecht der Sahrauis an, jedoch war Frankreich einer der größten 

Waffenlieferanten Marokkos, während Spanien – insbesondere wegen der reichen 

Fischbestände Marokkos und der Westsahara – ein besonderes Interesse an guten 

Beziehungen zu Marokko hatte (vgl. Arkell, 1990, S. 429). 

Die Kommission bemühte sich, den Konflikt möglichst zu ignorieren, um die ohnehin 

schon schwierigen Verhandlungen mit Marokko nicht weiter zu belasten (vgl. Vaquer i 

Fanés, 2004, S. 105). Irene Molina Fernandez bezeichnet das Schweigen der 

Apparate der EG, das die ersten Jahrzehnte des Konflikts prägte, als Non-Policy 

gegenüber dem Konflikt, der möglichst nicht auf die Tagesordnung gesetzt werden 

sollte, um die Beziehungen mit Marokko nicht zu belasten (siehe Anhang IV-1/2; V). 

Verdeutlicht wird dies durch das 1976 unterzeichnete und 1978 inkraftgetretene 

Kooperationsabkommen der EG und Marokko, das die Einfuhr von Gütern und 

Agrarprodukten aus Marokko erleichterte (vgl. Amtsblatt der Europäischen 

Gemeinschaften, 1978). Bereits unter diesem Abkommen wurden Güter in die EG 

importiert, die in der Westsahara produziert wurden. Der Konflikt um die Westsahara 

selbst wurde in dem Abkommen nicht erwähnt. 

Einen ähnlich zurückhaltenden Kurs wählte das EP bei seiner Stellungnahme zum 

Kooperationsabkommen von 1976, in der kein Hinweis auf den Konflikt zu finden ist 

(vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 1976). Erst 1981 erließ das EP eine 

Resolution zu dem Konflikt – sechs Jahre nach Beginn der Kampfhandlungen. In 

dieser übernahm das stark von konservativen Kräften dominierte EP die Position 

Marokkos und bezeichnete den Konflikt als regionalen Konflikt zwischen Marokko und 
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Algerien (vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 1981, S. 43–45). Wie 

bereits erwähnt, war diese Einstellung vor allem den geopolitischen Überlegungen zu 

Zeiten des Kalten Krieges geschuldet. Der Konflikt galt als Kampf um die 

Vormachtstellung in Nordafrika zwischen dem dem Westen zugeneigten Marokko 

einerseits und den der Sowjetunion freundlich gesinnten Ländern Algerien und Libyen 

andererseits. Diese Sichtweise und die Dominanz promarokkanischer Kräfte wurden 

jedoch im EU-Parlament bereits 1981 nicht ohne Widerspruch hingenommen. 

Insbesondere auf der linken Seite des politischen Spektrums wurde der Konflikt 

differenzierter gesehen und einige kommunistische und sozialistische Mitglieder des 

Europäischen Parlaments (MdEP) unterstützten das Selbstbestimmungsrecht der 

Sahrauis (vgl. Europäisches Parlament, 1979). Dies spiegelt sich in der Resolution von 

1981 zumindest insofern wider, als dass in der Begründung auf den UN-Prozess und 

das Selbstbestimmungsrecht der Sahrauis verwiesen wird. Der Beitritt Spaniens zur 

EG 1986 verstärkte die kritischen Stimmen im EP. Insbesondere die sozialistischen 

Abgeordneten Spaniens sahen die Situation differenzierter (vgl. Benabdallah, 2009, S. 

423). Dies führte bis zum Waffenstillstand 1991 zu einer veränderten Haltung des EP 

gegenüber dem Krieg in der Westsahara.  

Die nächste Resolution des EP bzgl. des Konflikts wurde nach weiteren fünf Jahren 

1987 verabschiedet. In dieser verurteilte das EP die Verhaftung der vier minderjährigen 

Kinder des Frente Polisario-Generals Oufkir und forderte die Außenminister der EG-

Mitgliedsstaaten auf, Druck auf Marokko aufzubauen, um die Freilassung der vier 

Kinder zu erwirken (vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 1987, S. 145f). 

In den Jahren 1988 bis 1990 folgten vier weitere Resolutionen des EP zu dem Konflikt 

in der Westsahara, wobei die Resolution on the political situation in the Western 

Sahara vom 17. April 1989 den Wandel der Position des EP klar aufzeigt (vgl. Amtsblatt 

der Europäischen Gemeinschaften, 1989, S. 59–61). In dieser wurde der Konflikt nicht 

länger als regionaler Konflikt zwischen Marokko und Algerien gesehen, sondern als „a 

problem of decolonization which must be resolved on the basis of the inalienable right 

of the Saharan people to self-determination and independence” (Amtsblatt der 

Europäischen Gemeinschaften, 1989, S. 60). Mehrfach wurde in der Resolution auf 

das Selbstbestimmungsrecht der Sahrauis hingewiesen und direkte Verhandlungen 

zwischen Marokko und der Frente Polisario wurden gefordert. Im Jahre 1990 folgten 

zwei weitere Resolutionen, in denen sich das EP für die Freilassung von 

Kriegsgefangenen einsetzte (vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 1990a, 
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S. 143f, 1990b, S. 131f). Im Mai 1991 rief das Parlament in einer Resolution beide 

Seiten dazu auf, dem Aufruf der Vereinten Nationen für einen Waffenstillstand 

nachzukommen (vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 1991a, S. 126f). 

Der UN-Sicherheitsrat hatte am 9. April 1991 der Einsetzung von UN-Friedenstruppen 

und der Schaffung der Mission des Nations Unies pour l’organisation d’un référendum 

au Sahara occidental, kurz MINURSO, zugestimmt. Deren Entsendung erfolgte am 1. 

September 1991, der formale Waffenstillstand zwischen den beiden Konfliktparteien 

trat am 6. September 1991 in Kraft.  

5.1.2. 1991–2000: Versuch eines Referendums 

Dem Waffenstillstand von 1991 gingen mehrere Jahre des diplomatischen Ringens 

internationaler Akteur*innen voraus. Aufbauend auf der zuvor geleisteten Arbeit der 

Afrikanischen Union gelang es UN-Generalsekretär Kofi Annan durch diplomatische 

Bemühungen, die beiden Seiten im Jahre 1991 zu einem Waffenstillstand zu bewegen, 

wobei die Erkenntnis der beiden Konfliktparteien, dass der Konflikt mit Waffengewalt 

nicht zu gewinnen sei, maßgeblich für die Zustimmung zu den Verhandlungen war (vgl. 

Zunes & Mundy, 2010, S. 24f). Ein von der MINURSO organisiertes und überwachtes 

Referendum, bei dem entweder die Unabhängigkeit der Westsahara oder die 

dauerhafte Eingliederung des Gebiets als marokkanische Provinz zur Abstimmung 

hätten stehen sollen, sollte den Konflikt nachhaltig befrieden. Schon kurz nach 

Inkrafttreten des Waffenstillstands zeigte sich jedoch, dass der Prozess zur Befriedung 

des Konflikts kein einfacher sein würde. In seiner Resolution vom 12. September 1991, 

also nur wenige Tage nach Inkrafttreten des Waffenstillstands, drückte das EP in einer 

neuen Resolution seine Besorgnis über die von Marokko gewünschte Verschiebung 

des Referendums und die gewünschten Änderungen der Wahlberechtigten aus und 

verurteilte das gewaltsame Vorgehen der Marokkaner, das die ohnehin bereits 

angespannte Situation noch verschärfe (vgl. Amtsblatt der Europäischen 

Gemeinschaften, 1991b, S. 129f). 

Das geplante Referendum war von Anfang an mit fundamentalen Schwierigkeiten 

verbunden. Bereits die Frage, wer eigentlich zur Abstimmung zugelassen werden 

solle, war zwischen den beiden Konfliktparteien umstritten. Zwar einigten sich die 

Parteien darauf, dass nur ethnische Sahrauis aus der Westsahara stimmberechtigt 

sein sollten, allerdings war deren Identifizierung umstritten. Die Frente Polisario berief 

sich auf eine durch Spanien veranlasste Volkszählung aus dem Jahre 1974, die rund 
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74 000 Sahrauis umfasste. Auch das EP berief sich in seiner Resolution vom 12. 

September 1991 auf die spanische Volkszählung von 1974 (vgl. Amtsblatt der 

Europäischen Gemeinschaften, 1991b, S. 129f). Marokko hingegen präsentierte eine 

mehr als doppelt so große Anzahl an stimmberechtigten Personen.  

Marokko begann bereits früh mit der Umsiedlung marokkanischer Staatsbürger*innen 

in das besetzte Gebiet der Westsahara, um seine eigenen Staatsbürger*innen bei den 

Registrierungsstellen der MINURSO als ethnische, aus der Westsahara stammende 

Sahrauis zu präsentieren (vgl. Mundy & Zunes, 2015, S. 40). Der Prozess zur 

Identifikation der tatsächlich stimmberechtigten Personen begann 1994, wurde jedoch 

1996 wieder abgebrochen. Nach Intervention des UN-Generalsekretärs Kofi Annan 

wurde 1997 der ehemalige US Secretary of State James Baker mit der Aufgabe 

betraut, eine Lösung für den Konflikt abseits des Referendums zu finden. Baker stellte 

jedoch fest, dass die beiden Konfliktparteien weithin an dem Referendum festhalten 

wollten und entschloss sich, die Überprüfung und Registrierung der Stimmberechtigten 

wieder aufzunehmen. Dies wurde schließlich im Jahre 2000 abgeschlossen, wobei ein 

Großteil der von Marokko präsentierten Personen nicht zur Abstimmung zugelassen 

wurde (vgl. Zunes & Mundy, 2010, S. 213–215).  

Mit der Thronnachfolge von König Hassan II, der 1999 starb, änderte sich die Haltung 

des marokkanischen Königshauses gegenüber dem Referendum. Während der Vater 

an dem Referendum festhalten wollte, war sein Sohn, Mohammed VI, weit weniger 

dazu geneigt. Jüngste Erfahrungen, etwa die Unabhängigkeit Osttimors im Jahr 2002 

nach einem von der UNO geleiteten Referendum, verdeutlichten die Absolutheit 

solcher plebiszitären Entscheidungen (vgl. Zunes & Mundy, 2010, S. xxx). Die großen 

Unabhängigkeitsproteste, die trotz oder gerade wegen des brutalen Vorgehens der 

marokkanischen Besatzer stattfanden, zeigten weiter, wie unwahrscheinlich ein für 

Marokko positiver Ausgang des Referendums war. König Mohammed VI nutzte daher 

die Unterstützung Frankreichs und der USA, um im UN-Sicherheitsrat ein Umdenken 

zu bewirken (vgl. Zoubir, 2007, S. 164). In dessen Folge wurde das seit 1974 mit 

Spanien und ab 1991 mit Marokko und der UNO vereinbarte Referendum im Februar 

2000 abgesagt.  

Die mehrfache Verschiebung des Referendums rief auch Reaktionen in der EU hervor. 

Das EP forderte in einer Resolution vom 16. März 2000 Marokko und die Frente 

Polisario dazu auf, mit der UNO und insbesondere James Baker zu kooperieren und 
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ihre Widerstände, die zu einer Verschiebung des Referendums geführt hatten, 

aufzugeben (vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 2000a). Gleichzeitig 

forderte das EP Zugang für eine Delegation in das Gebiet der Westsahara, um die 

Situation vor Ort zu überprüfen. Weder der Rat noch die Kommission übten ernstlich 

Druck – etwa durch das Aussetzen von Wirtschaftsabkommen – auf Marokko aus. 

Stattdessen blieben die beiden Institutionen bei ihrer Non-Policy gegenüber dem 

Konflikt. So gab es für Marokko keinen Grund, von seiner Entscheidung, das 

Referendum unmöglich zu machen, abzurücken.  

Die Haltung der EG bzw. der EU-Apparate änderte sich in dieser Phase nicht. Das EP 

betonte in seinen Resolutionen zur Westsahara weiterhin die Notwendigkeit, die 

Rechte der Sahrauis zu wahren. Gegenüber der Kommission und dem Rat konnte 

Marokko seine Position als wichtigster Partner in Nordafrika weiter ausbauen. Der 

1995 abgeschlossene Barcelona-Prozess und das daraus resultierende und im Jahr 

2000 in Kraft getretene Assoziierungsabkommen zwischen Marokko und der EU 

verdeutlichen dies. Das Assoziierungsabkommen von 1995 bzw. 2000 gilt als 

Grundpfeiler der Zusammenarbeit zwischen der EU und Marokko. Marokko erwies sich 

dabei als zäher Verhandlungspartner, weshalb die EU-Apparate es vermieden, die 

Westsahara in den Verhandlungen zu thematisieren, um diese nicht zusätzlich zu 

erschweren (siehe Anhang IV-1/2; V). Obwohl das Parlament in seinen Resolutionen 

immer wieder das Selbstbestimmungsrecht der Sahrauis betonte, gab es doch jedes 

Mal seine Zustimmung zu den Abkommen mit Marokko, wenngleich in diesen das 

Gebiet der Westsahara implizit mit eingeschlossen war. 

Im Hinblick auf den Rat zeigt sich, dass es zumindest auf Ebene der UNO zu einer 

Anpassung der Positionen der Mitgliedsstaaten kam. Diese Anpassung zeigt sich, wie 

Vaquer i Fanes argumentiert, in einem einheitlichen Abstimmungsverhalten (vgl. 

Vaquer i Fanés, 2004, S. 101). In den Sitzungen der UNO stimmten die EU-

Mitgliedsstaaten nun nicht mehr – wie bisher – unterschiedlich ab, sondern sprachen 

mit einer Stimme. Wenngleich dies nur einen Minimalkonsens zwischen den 

Mitgliedsstaaten darstellt, wurde dies jedoch zur Maxime und Grundlage für alle 

weiteren Deklarationen des Rates, die den Konflikt in der Westsahara betreffen (vgl. 

Vaquer i Fanés, 2004, S. 101). 
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5.1.3. 2000–2010: Der dritte Weg und Marokkos „Autonomie-Vorschlag“ 

Im Anschluss an den gescheiterten Versuch eines Referendums kostete es James 

Baker alle Mühe, den Waffenstillstand aufrechtzuerhalten. Die UNO forderte von 

Baker, eine alternative Lösung zu einem Referendum zu entwerfen – einen dritten Weg 

zwischen Unabhängigkeit und Integration – die zugleich das Selbstbestimmungsrecht 

der Sahrauis wahren sollte. Baker präsentierte daraufhin im Jahre 2001 einen Entwurf 

zur Konfliktbeilegung, der vorsah, dass die Westsahara für fünf Jahre als autonomes 

und selbstverwaltetes Gebiet unter marokkanische Souveränität gestellt wird. 

Anschließend sollte ein Referendum über die Zukunft der Westsahara entscheiden, 

wobei dieses Referendum die Unabhängigkeit nicht explizit anbot (vgl. Zoubir, 2007, 

S. 164). Marokko war bereit, diesen Plan anzunehmen, jedoch sträubte sich die Frente 

Polisario, da sie die Gefahr sah, dass das Sahrauische Volk nie die Möglichkeit für 

eine tatsächliche Abstimmung über seine Unabhängigkeit bekommen würde. Bis 2003 

überabeitete Baker daraufhin seinen Plan. Das Resultat war ein Vorschlag, der eine 

auf vier Jahre begrenzte und etwas weitergehende Autonomie der Westsahara vorsah. 

Anschließend sollte abermals ein Referendum anstehen, diesmal mit den 

Wahlmöglichkeiten zwischen Unabhängigkeit, einer Fortsetzung als autonomes 

Gebiet unter marokkanischer Souveränität und einer Integration in das marokkanische 

Staatsgebiet (vgl. Zoubir, 2007, S. 165). Während der UN-Sicherheitsrat den Vorschlag 

noch beriet, verlautbarte die Frente Polisario, dass sie dem Plan zustimme. Marokko 

hingegen verweigerte seine Zustimmung und verlangte mehr Zeit, um sich mit dem 

Vorschlag genauer auseinandersetzen zu können. Baker forderte daraufhin eine strikte 

Antwort des UN-Sicherheitsrats, um Marokko zur Zustimmung zu dem Plan zu 

zwingen. Marokko jedoch nutzte abermals seine guten Beziehungen zu Frankreich, 

um die Reaktion und die Resolution des UN-Sicherheitsrats möglichst aufzuweichen 

(vgl. Zunes & Mundy, 2010, S. 235; auch Zoubir, 2007, S. 165). Die Resolution des 

Sicherheitsrates bekam, nachdem sie durch die französischen Vertreter*innen 

vollkommen verwässert wurde, nur eine minimale Unterstützung Bakers. Baker 

versuchte noch bis Juni 2004, mit Marokko an einem neuen Entwurf zu arbeiten, 

musste jedoch feststellen, dass Marokko, das durch die Unterstützung Frankreichs 

und der USA im UN-Sicherheitsrat immer selbstbewusster wurde, wenig bis kein 

Interesse an einer wirklichen Lösung zeigte. Im Juni 2004 schließlich trat Baker unter 

Verweis, dass er nun alles getan habe, was er vermochte, von seiner Position zurück 
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(vgl. Zoubir, 2007, S. 166). Die Friedensbemühungen, nun einer zentralen Figur 

beraubt, verliefen zusehends im Sand.  

Marokko entwarf 2005 seinen eigenen Autonomieentwurf, den es 2007 an die UNO 

übermittelte. Dies führte zu neuen Gesprächen zwischen der Frente Polisario und 

Marokko, die aber von Anfang an unter einem schlechten Licht standen, da sich 

Marokko weigerte, die vom UN-Sicherheitsrat geforderte Selbstbestimmung der 

Sahrauis zu wahren. Umgekehrt forderte die Frente Polisario ein Festhalten an Bakers 

Friedensplan und die Möglichkeit einer unabhängigen Westsahara. Marokko jedoch 

lehnte sämtliche Vorschläge, die die Möglichkeit einer Unabhängigkeit für Westsahara 

einschlossen, strikt ab (vgl. Zoubir, 2007, S. 167).  

Das EP setzte sich auch in dieser Phase für die Rechte der Sahrauis ein, obgleich die 

Zahl der Resolutionen seit der ersten Hälfte der 2000er Jahre zurückging bzw. das 

Thema Westsahara in anderen Berichten und Resolutionen, wie den Berichten über 

Menschenrechte und Demokratie in der Welt und die Politik der Europäischen Union 

in diesem Bereich, aufgenommen wurde. Dennoch erließ das EP Anfang der 2000er 

Jahre Resolutionen, die Marokkos Menschenrechtsverletzungen in der Westsahara 

klar benannten und verurteilten. So forderte etwa die Resolution vom 27. Oktober 

2005, dass das Verschwinden Sahrauischer Gefangener aufgeklärt werden sollte und 

„[c]alls for the protection of the Sahrawi population, respect for their fundamental rights, 

including freedom of expression and freedom of movement, in accordance with the 

Universal Declaration of Human Rights and the international treaties and conventions 

on human rights” (Amtsblatt der Europäischen Union, 2006a, S. 583). Der Rat blieb 

bei seiner Position, auf das Vorgehen und den von der UNO geleiteten Prozess zu 

verweisen, während die EU-Apparate insgesamt bestrebt waren, möglichst günstige 

wirtschaftliche Beziehungen mit Marokko zu unterhalten. 

Die 2002 erlassene sogenannte Corell-Opinion rückte die Ausbeutung der Ressourcen 

der Westsahara erstmals in den Fokus der Akteur*innen (vgl. United Nations, 2002). 

Zugleich wurde Marokko ab 2001 mit dem Krieg gegen den Terror und die 

zunehmende Migration nach Europa zu einem wichtigen Partner in den Bereichen 

Sicherheit und Migrationskontrolle für die EU-Apparate (vgl. Álvarez-Miranda & Brey, 

2023, S. 15; Natter, 2014, S. 18f). Um Marokkos Unterstützung auch in diesen 

Bereichen nicht zu verlieren, blieben die Kommission und der Rat bei ihrer Non-Policy 

gegenüber dem Konflikt. 
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5.1.4. 2010–heute: Das Ende des Waffenstillstands  

Die folgenden Jahre nutzte Marokko, um seinen Anspruch über die Region, wenn nicht 

rechtlich, so doch durch Fakten am Boden abzusichern. Neben der bereits erwähnten 

– und völkerrechtlich illegalen – Umsiedlung von marokkanischen Zivilist*innen in das 

Gebiet der Westsahara investierte Marokko in die Infrastruktur der Region, den Ausbau 

marokkanischer militärischer Befestigungen und die Ausbeutung der Rohstoffe der 

Westsahara (vgl. Mundy, 2021, S. 63f). Außerdem profitierte Marokko insofern von den 

Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise 2008 und des Arabischen Frühlings 2011 sowie 

den daraus resultierenden Bürgerkriegen und Unruhen in vielen Ländern Nordafrikas 

und des Mittleren Osten, als dass zum einen die Aufmerksamkeit für den Konflikt in 

der Westsahara schwand und sich zum anderen der Eindruck verstärkte, dass 

Marokko als stabilisierende Kraft in Nordafrika wirke (vgl. Mundy, 2021, S. 60). 2018 

bestanden die USA darauf, dass die weitere Präsenz der UN-Friedenstruppen an 

Fortschritte in den Friedensgesprächen geknüpft werde. Es folgten die ersten direkten 

Gespräche zwischen Marokko und der Frente Polisario seit mehreren Jahren. Diese 

blieben jedoch erfolgslos. Dennoch stimmten die USA einer Verlängerung der 

MINURSO letztlich zu.  

Aufgrund der stetigen diplomatischen Bemühungen seitens Marokkos und der daraus 

resultierenden noch stärkeren promarokkanischen Haltung vieler westlicher Staaten 

sowie der Enttäuschung über die UNO und deren seit Jahren stagnierende 

Friedensbemühungen beschloss die Frente Polisario in der zweiten Jahreshälfte 2020, 

eine Änderung des Status quo zu erzwingen. Nahe der Stadt Guerguerat blockierten 

daraufhin Sahrauische Aktivist*innen einen Korridor, der zwischen dem von Marokko 

besetzten Teil der Westsahara und Mauretanien einen schmalen Streifen durchquert, 

der von der UNO als Pufferzone genutzt wurde. Marokko reagierte darauf mit Gewalt 

und sandte sein Militär aus, um den Streifen zu räumen. Die brutale, wenngleich 

provozierte Reaktion Marokkos nahm die Frente Polisario zum Anlass, um das beinahe 

30 Jahre bestehende Waffenstillstandsabkommen von 1991 aufzukündigen. Seit 

November 2020 gibt es immer wieder kleinere Scharmützel zwischen Marokko und der 

Frente Polisario.  

Während Marokko auf diplomatischer Ebene versuchte, die Apparate und 

Mitgliedsstaaten der EU zu beeinflussen, suchte die Frente Polisario, bestärkt durch 

die Corell-Opinion, den Weg über die Europäischen Gerichtshöfe. So begann die 
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Frente Polisario ab 2012 mehrere Rechtsstreite mit der EU, die bislang nahezu alle 

zugunsten der Frente Polisario entschieden wurden. Da die Rechtsstreitigkeiten zu 

einem wesentlichen Teil auch die Fischereiabkommen der EU mit Marokko betreffen, 

werden diese im folgenden Kapitel genauer beleuchtet. 

Die Haltung der Institutionen der EU blieb zu jener Zeit unverändert. Erwähnenswert 

ist jedoch die Entscheidung des EP, seine Zustimmung zur Erneuerung des Protokolls 

des Fischereiabkommens 2011 – auch aufgrund der Situation in der Westsahara – zu 

verweigern. Im folgenden Kapitel soll darauf genauer eingegangen werden.  

5.2. Geschichte der Fischereiabkommen mit Marokko 

Mit dem Aufbau seiner modernen Fischereiflotte seit den 1960er Jahren begann 

Spanien, die Fischbestände entlang der Küste der Westsahara immer stärker 

auszubeuten. Insbesondere von Galicien und den Kanarischen Inseln aus befischte 

die zunehmend modernisierte und industrialisierte spanische Flotte die damals noch 

unter spanischer Herrschaft stehenden Gewässer der Westsahara (vgl. Milano, 2006, 

S. 422). Als Spanien sich schließlich dazu entschied, seine Kolonialherrschaft über die 

Westsahara zu beenden, sicherte es sich vorübergehend das Recht, weiterhin vor der 

Küste der Westsahara fischen zu dürfen. In den Verhandlungen zum Madrider 

Abkommen zwischen Spanien, Marokko und Mauretanien kam es zu geheimen 

Nebenabsprachen, in denen Marokko und Mauretanien Spanien Zugang zu den 

Fischbeständen und Phosphatreserven der Westsahara zusicherten (vgl. Milano, 

2006, S. 422; Thompson & Adloff, 1980, S. 134). 

Ein erstes offizielles Fischereiabkommen, das 1977 zwischen Marokko und Spanien 

unterzeichnet wurde, trat nie in Kraft, da das marokkanische Parlament seine 

Zustimmung verweigerte (vgl. Milano, 2006, S. 422). Das erste Abkommen zwischen 

den beiden Staaten, das tatsächlich in Kraft trat, wurde 1983 unterzeichnet. Dieses 

sah zwei Anwendungsbereiche nördlich und südlich von Kap Noun vor. Das südliche 

Gebiet umfasste die Gewässer der Westsahara und wurde in seiner Benennung im 

Abkommen von Spanien bewusst vage gehalten, um keine Anerkennung der 

marokkanischen Souveränität über das Gebiet der Westsahara zu implizieren (vgl. 

Milano, 2006, S. 422). Dieses Vorgehen wurde später von der EG/EU übernommen. 
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5.2.1. 1988–1992: Spanien will ein erstes Fischereiabkommen 

Der Beitritt Spaniens (und Portugals) zur Europäischen Gemeinschaft bzw. zur 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) im Jahr 1986 führte dazu, dass die 

Zuständigkeit zum Abschluss von internationalen Wirtschaftsabkommen – darunter 

auch Fischereiabkommen – an die Kommission übertragen wurde, die rasch 

Verhandlungen über den Abschluss eines Fischereiabkommens mit Marokko 

aufnahm. Das erste sogenannte Abkommen über die Fischereibeziehungen zwischen 

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Marokko wurde 1988 

unterzeichnet (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 1988). Ähnlich wie in den 

früheren spanischen Abkommen mit Marokko teilte das Abkommen von 1988 die 

marokkanischen Gewässer in zwei Zonen ein: eine südliche und eine nördliche. Der 

Fischereiflotte der EWG-Mitgliedsstaaten stand es laut dem Abkommen zu „in den 

Gewässern unter der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit des Königreichs Marokko“ 

zu fischen (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 1988, S. 49). Ähnlich wie 

Spanien dies zuvor getan hatte, sollte mit dieser vagen Formulierung eine 

Anerkennung der Ansprüche Marokkos über die Westsahara umgangen werden, 

während aber der Zugang zu den Fischbeständen der Westsahara für die EG gesichert 

wurde. Ersichtlich ist dennoch, dass die Gewässer der Westsahara implizit 

eingeschlossen waren: Aus Protokoll Nr. 1 des Abkommens geht hervor, dass die 

Grenze zwischen der südlichen und der nördlichen Zone bei 30°40’N liegt (vgl. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 1988, S. 61). Aus einer ebenfalls im 

Protokoll befindlichen Fußnote lässt sich schließen, dass sich die südliche Zone jedoch 

bis unter 28°44’N erstreckte und damit die Gewässer der Westsahara von dem 

Abkommen ebenfalls als „unter der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit des 

Königreichs Marokko“ stehend betrachtet wurden (Amtsblatt der Europäischen 

Gemeinschaften, 1988, S. 49). 

Der anhaltende Konflikt um die Westsahara löste im Jänner 1992 eine diplomatische 

Krise zwischen der EG und Marokko aus. Wie im vorangegangenen Unterkapitel 

erwähnt, setzte sich das EP ab 1988 verstärkt für die Rechte der Sahrauis ein. Wegen 

der schlechten menschenrechtlichen Lage in Marokko und der Westsahara sowie der 

sturen Haltung Marokkos gegenüber den Bemühungen der UNO, den Konflikt zu 

lösen, hielt das EP seine Zustimmung zur Verlängerung des 4. Protokoll des 

Kooperationsabkommens von 1976 zurück (vgl. Vaquer i Fanés, 2004, S. 104; White, 

1997, S. 325). Damit verbunden war die Nichtauszahlung von Fördergeldern in Höhe 
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von insgesamt 463 Millionen Europäische Währungseinheit (EWE). Marokko reagierte 

darauf sehr verärgert und entzog der EG das Recht, in marokkanischen Gewässern 

zu fischen.  

5.2.2. 1992–1995: Zweites Fischereiabkommen 

Bereits im Mai 1992 kam es jedoch zur Aussöhnung zwischen der EG und Marokko 

und nach Verhandlungen zum Abschluss eines zweiten Fischereiabkommens. Aus 

dem Abkommen über die Fischereibeziehungen zwischen der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Marokko von 1992 ging ebenfalls hervor, 

dass die Gewässer der Westsahara mit eingeschlossen waren (Amtsblatt der 

Europäischen Gemeinschaften, 1992). So bezeichnete das Abkommen in Punkt H die 

sehr weit im Süden der Westsahara gelegene Stadt Dakhla als marokkanische 

Hafenstadt (vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 1992, S. 10). Weiterhin 

legte das Protokoll von 1992 die jeweiligen Gebiete für den Fang unterschiedlicher 

Arten genauer fest, als dies 1988 der Fall gewesen war. So durften laut dem 

Abkommen etwa Wadenfischerei, der Fang von Kopffüßern, Schleppnetzfang von 

schwarzem Seehecht und Grundschleppnetzfang nur südlich von 28°44’N stattfinden 

(vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 1992, S. 22–26). Diese Region liegt 

so nahe an der Grenze zur Westsahara, dass deren Gewässer offensichtlich implizit 

in den Geltungsbereich des Abkommens eingeschlossen waren. 

Erneute Unstimmigkeiten zwischen den Vertragsparteien, vor allem die Sorge 

Marokkos vor einer Überfischung und die Ansicht Marokkos, dass Spanien 

überproportional von dem Abkommen profitierte, veranlasste Marokko dazu, das auf 

vier Jahre abgeschlossene Abkommen im April 1995, also fast ein Jahr vor dessen 

Auslaufen, auszusetzen (vgl. White, 1997, S. 326). 

5.2.3. 1995–1999: Drittes Fischereiabkommen 

Die folgenden Verhandlungen über ein neues Abkommen wurden sowohl von Marokko 

als auch von der EU2 sehr vehement geführt. Marokko verlangte eine starke Reduktion 

der Fischfangquoten, eine verpflichtende Anlandung von Fischereischiffen in 

marokkanischen Häfen und eine höhere finanzielle Entschädigung. Die EU-

Kommission wollte das genaue Gegenteil. Schließlich einigten sich beide Parteien auf 

 
2 Durch das Inkrafttreten des Vertrags von Maastricht im Jahre 1993 ist von nun an von der EU die 
Rede.  
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eine Reduktion der Fangquoten3, eine verpflichtende Anlandung von rund einem Drittel 

der EU-Fischfangflotte in marokkanischen Häfen und eine erhöhte finanzielle 

Unterstützung für den Fischereisektor, die Meeresforschung und die Ausbildung von 

Fischern in Höhe von 125 Millionen EWU (vgl. White, 1997, S. 329). Der Abschluss 

des Abkommens gelang vor allem dadurch, dass die Verhandler*innen der EU die 

marokkanische Regierung umgingen, die sich als zäher Verhandlungspartner 

entpuppte, und den direkten Weg über das marokkanische Königshaus suchten (vgl. 

White, 1997, S. 329). Das überarbeitete Abkommen über die Zusammenarbeit in der 

Seefischerei zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Marokko 

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 1995) trat schließlich im November 

1995 in Kraft. Die Gewässer der Westsahara waren darin wiederum implizit 

eingeschlossen. 

5.2.4. 2006–2011: Viertes Fischereiabkommen 

Als das Abkommen im November 1999 auslief, lehnte Marokko eine Verlängerung ab, 

weil es eine völlige Erschöpfung seiner Fischbestände verhindern wollte. Dies führte 

zu Problemen für die spanische und die portugiesische Fischereiflotte, die die 

Hauptnutznießer der Fischereiabkommen der EU mit Marokko waren und es 

verabsäumt hatten, ihre Flotten für die Eventualität, dass das Abkommen nicht 

verlängert wird, abzusichern (vgl. Cronin, 2005). 

Trotz starker Lobbyarbeit und den Bemühungen der EU-Kommission, den Fischfang 

vor der Küste Marokkos und der Westsahara durch ein neues Abkommen weiter zu 

betreiben, konnten sich beide Seiten bis 2006 nicht auf ein Abkommen verständigen. 

Die intensive Lobbyarbeit seitens der Fischereiindustrie sowie der Druck durch 

Spanien und Portugal veranlasste die Kommission schließlich am 22.12.2005 dazu, 

einen Entwurf für ein neues Abkommen vorzulegen. Dieses wurde sowohl im 

Parlament als auch im Rat kontrovers diskutiert – auch aufgrund des Konfliktes um die 

Westsahara. Eine Minderheit der MdEP forderte einige Änderungen des Abkommens 

und den ausdrücklichen Ausschluss der Westsahara aus dem Abkommen (vgl. 

GUE/NGL, 2010; Western Sahara Resource Watch, 2006b). Das EP als 

Konsultationspartner des sogenannten partnerschaftlichen Fischereiabkommens 

beschloss bei 167 Gegenstimmen und 79 Enthaltungen die Annahme der vom 

Fischereiausschuss des EP ausgearbeiteten Entschließung, wobei in dieser lediglich 

 
3 Diese variiert je nach Fischart. 
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einige Änderungen zur Stärkung des Überwachungsmechanismus gefordert wurden 

(vgl. Europäisches Parlament, 2006a, 2006b). Die vorgeschlagene Änderung, die 

Westsahara explizit aus dem Abkommen zu streichen, fand keine Mehrheit. Die vom 

EP vorgeschlagenen Änderungen am Abkommen, die zu dieser Zeit nicht bindend 

waren, wurden von der Kommission abgelehnt und vom Rat ignoriert (vgl. Cristani, 

2019, S. 17). 

Schließlich wurde das Partnerschaftliche Fischereiabkommen zwischen der 

Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Marokko von 2006 ohne 

Berücksichtigung der vom EP geforderten, ohnehin nur minimalen Änderungen, im Rat 

angenommen (Amtsblatt der Europäischen Union, 2006b). Das Abkommen war vor 

allem in den nördlichen Staaten aufgrund der Arbeit von NGOs verstärkt in die 

Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit gerückt. Dies veranlasste die Regierungen der 

nordischen Staaten, zurückhaltender und vorsichtiger zu agieren, während Frankreich 

und Spanien an dem Abkommen festhielten (vgl. Western Sahara Resource Watch, 

2006a). Auch wirtschaftliche und ökologische Aspekte des Abkommens erschwerten 

die Verhandlungen im Rat, wenn auch nicht in signifikanter Weise. Im Jahr 2006 

stimmte die schwedische Regierung im Rat gegen den Entwurf der Kommission. 

Finnland enthielt sich der Stimme und betonte, dass es eine Einbeziehung der 

Sahrauis benötige, während Dänemark schwere Bedenken an der Rechtmäßigkeit des 

Abkommens äußerte, aber dennoch zustimmte (vgl. Western Sahara Resource Watch, 

2010). Dennoch wurde das Partnerschaftliche Fischereiabkommen alles in allem 

relativ reibungslos ratifiziert. Im Mai 2006 veröffentlichte die Frente Polisario eine 

Erklärung, in der die Ratifizierung des Fischereiabkommens als ein massives 

Unternehmen der Ausplünderung und Anhäufung der natürlichen Reichtümer der 

Westsahara und als eine eklatante Verletzung internationalen Rechts bezeichnet 

wurde (vgl. Western Sahara Resource Watch, 2006c). 

5.2.5. 2011–2013: Das EU-Parlament unterbindet eine Verlängerung des 

Fischereiabkommens 

Das wiederum auf fünf Jahre beschränkte Protokoll des Abkommens musste im Jahr 

2011 neu verhandelt werden. Eine wissenschaftliche Evaluierung des Abkommens von 

2006 bewertete dieses als wenig nachhaltig und wirtschaftlich wenig rentabel (vgl. 

Greens/EFA, 2011a). Zusätzlich hatte die Kommission kurz zuvor ein Grünbuch über 

den schlechten Zustand der Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) veröffentlich, unter 
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die auch internationale Fischereiabkommen fallen (vgl. European Environment 

Agency, 2009). Um Zeit zur Überarbeitung der GFP zu gewinnen, strebte die 

Kommission daher eine Verlängerung des Abkommens mit Marokko um lediglich ein 

Jahr an. Dabei waren selbst innerhalb der Kommission die Meinungen über ein neues 

Abkommen geteilt: Während die Generaldirektion Maritime Angelegenheiten und 

Fischerei (GD Mare) dafür plädierte, die Gewässer der Westsahara auszuschließen, 

betonten andere Generaldirektionen (GD) die Wichtigkeit der Beziehungen zu 

Marokko und wollten Marokko nicht durch einen Ausschluss der Gewässer verärgern 

(vgl. Western Sahara Resource Watch, 2014). 

Trotz der Umstrittenheit des Abkommens erteilte der Rat der Europäischen 

Kommission ein Mandat zur Aufnahme von Verhandlungen, um eine erneute 

Unterbrechung der EU-Fischereiaktivitäten zu vermeiden. Auf dieser Grundlage 

erzielte die Europäische Kommission im Februar 2011 rasch eine Einigung mit der 

marokkanischen Regierung, die die Gewässer der Westsahara wieder einschloss. Im 

Juni billigte der Rat das Ergebnis mit einer knappen Mehrheit. Insbesondere Spanien 

als traditioneller Hauptnutznießer des Abkommens setzte sich für eine Verlängerung 

ein. Andere Mitgliedsstaaten zeigten sich weit weniger angetan. Die Debatte im Rat 

wurde noch hitziger geführt als 2006. Schweden, Dänemark und die Niederlande 

stimmten schlussendlich gegen das Abkommen, während sich das Vereinigte 

Königreich, Zypern, Österreich und Finnland der Stimme enthielten (vgl. Cristani, 

2019, S. 4). Dennoch passierte das Abkommen den Rat mit der notwendigen Mehrheit. 

Jedoch war 2009 der Vertrag von Lissabon in Kraft getreten, der das Europäische 

Parlament mit mehr Rechten beim Abschluss internationaler Abkommen ausstattete. 

Das EP wurde von einem Gremium, das lediglich konsultiert werden musste, zu einer 

Institution, deren Zustimmung zu neuen Abkommen notwendig wurde. Aufgrund dieser 

Entwicklung musste das Fischereiabkommen mit Marokko nun vom EP nach dem 

Zustimmungsverfahren gebilligt werden. Als zuständiger Ausschuss erörterte der 

Fischereiausschuss des EP (PECH) vor der Abstimmung den Abkommensentwurf und 

gab seine Stellungnahme ab. Dieser Ausschuss wurde 2011 von spanischen und 

französischen MdEP dominiert. Er stimmte deshalb für den Entwurf der Kommission, 

obwohl der Berichterstatter des Ausschusses, der finnische MdEP Carl Haglund, sich 

vehement gegen das Abkommen aussprach (vgl. Greens/EFA, 2011b; Western 

Sahara Resource Watch, 2011). Die angenommene Empfehlung des PECH lautete, in 
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der Plenarsitzung des EP für das Abkommen zu stimmen. Der Haushalts- und der 

Entwicklungsausschuss hingegen empfahlen dem EP, aufgrund der schlechten 

wirtschaftlichen Rentabilität seine Zustimmung zu verweigern (vgl. Europäisches 

Parlament, 2011a). 

In der Folge entwickelte sich eine intensive Debatte im Plenum des EP. Die 

Kontroverse umfasste das Selbstbestimmungsrecht der Sahrauis, die ökologischen 

Folgen der industriellen Fischerei in westafrikanischen Gewässern und die 

entwicklungspolitischen Auswirkungen der Abkommen zwischen der EU und Marokko. 

Durch die gesteigerte Öffentlichkeit der Debatte wurde die Problematik auch für 

weitere Kreise der EU-Gesellschaft(en) sichtbar. Die Notwendigkeit der Zustimmung 

durch das EP ermöglichte auch Gruppen, die dem Abkommen mit Marokko kritisch 

gegenüberstanden – insbesondere NGOs – einen institutionellen Zugang auf EU-

Ebene und damit außerhalb der Zuständigkeiten der einzelnen Mitgliedsstaaten. In der 

Plenardebatte des Europäischen Parlaments im Dezember 2011 wurde schließlich 

eine Verlängerung des Abkommens mit der Begründung abgelehnt, dass die 

Kommission nicht nachgewiesen habe, dass das Abkommen ökologisch nachhaltig 

oder wirtschaftlich tragfähig sei oder dass die wirtschaftlichen Vorteile den Sahrauis 

zugutekämen (vgl. Europäisches Parlament, 2011b). Torrejón Rodríguez betonte, dass 

vor allem die schlechte wirtschaftliche Rentabilität und die umweltpolitischen 

Bedenken zu einer Ablehnung des Abkommens führten (vgl. Torrejón Rodríguez, 2013, 

S. 136, 2018, S. 27). Die Situation der Westsahara spielte nur für einen kleinen Teil 

der MdEP eine Rolle. Dies zeigte sich laut Torrejón Rodríguez daran, dass viele der 

MdEP, die gegen das Fischereiabkommen stimmten, im Februar 2012 für das 

Abkommen EU-Marokko zur gegenseitigen Liberalisierung des Handels mit 

landwirtschaftlichen Erzeugnissen und Fischereierzeugnissen (im Folgenden als 

Assoziierungsabkommen bezeichnet) stimmten, das das Gebiet und Produkte der 

Westsahara mit einschloss (vgl. Torrejón Rodríguez, 2013, S. 135). Dennoch forderte 

das EP im Zusammenhang mit der Debatte um das Abkommen, dass jedes neue 

Fischereiprotokoll das Völkerrecht respektieren solle, dass es sowohl in 

wirtschaftlicher als auch in ökologischer Hinsicht nachhaltig sein solle und dass die 

Verwendung der EU-Mittel transparent gemacht werden solle (vgl. Passos, 2016, S. 

93). 
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5.2.6. 2014–2018: Fünftes Fischereiabkommen und Urteil des EuGH 

Die Entscheidung des EP veranlasste Marokko dazu, seine gesamten Gewässer für 

den Fischfang der EU zu sperren. Insbesondere Spanien setzte sich vehement für 

zügige neue Verhandlungen ein und forderte, die Gespräche zwischen der EU und 

Marokko fortzusetzen, sich für ein verbessertes Abkommen einzusetzen und die vom 

Europäischen Parlament geäußerten Bedenken zu berücksichtigen (vgl. Western 

Sahara Resource Watch, 2012, 2013a). Die Kommission entwarf daraufhin ein neues 

Protokoll mit detaillierteren Bestimmungen darüber, wie die Gelder innerhalb Marokkos 

und der Westsahara verteilt werden sollten. Der Rat erörterte den Entwurf des 

Abkommens Anfang November 2013. Schweden und Dänemark stimmten dagegen, 

während sich das Vereinigte Königreich, die Niederlande und Finnland der Stimme 

enthielten (vgl. Western Sahara Resource Watch, 2013b). Dennoch erreichte das 

Abkommen eine qualifizierte Mehrheit im Rat und wurde damit in dieser Institution 

angenommen. 

Am 10. Dezember 2013 stimmte das EP nach einer ausführlichen und hitzigen Debatte 

mit 310 Stimmen für das Abkommen. 204 MdEP stimmten gegen das Abkommen und 

49 enthielten sich ihrer Stimme. Das Abkommen war damit auch im Parlament 

angenommen. Während sich die Fischereiindustrie über den Zugang zu den 

Gewässern Marokkos und der Westsahara freute, kritisierten die Gegner*innen des 

Abkommens, wie etwa die Grüne Fraktion im EP und einige NGOs, die sich für die 

Sache der Sahrauis einsetzen, die Annahme des Abkommens scharf (vgl. 

Greens/EFA, 2013). 

Im November 2012 erhob die Frente Polisario Klage beim Europäischen Gerichtshof, 

um das zuvor erwähnte Assoziierungsabkommen zu annullieren. Im Dezember 2015 

entschied der Gerichtshof zugunsten der Frente Polisario und hob das Abkommen auf. 

Der Rat legte gegen diese Entscheidung Berufung ein und gewann – formal gesehen 

– das Verfahren (vgl. EuGH, 2016). In seiner etwas eigenartigen Interpretation der 

tatsächlichen Lage urteilte der EuGH, dass das Abkommen Gültigkeit habe, weil es 

sich nur auf das Hoheitsgebiet Marokkos beziehe. Die Westsahara fiele nicht unter 

dieses, deshalb habe das Abkommen keine Gültigkeit für das Gebiet der Westsahara 

(vgl. EuGH, 2016). Formal gesehen verlor die Frente Polisario also die Klage, da das 

Abkommen nicht annulliert wurde. Allerdings stellte der EuGH klar, dass die 

Westsahara nicht Teil des Abkommens sein könne. 
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Am 14. März 2014 entschied sich die Frente Polisario, auch gegen das 

Fischereiabkommen von 2013 rechtliche Schritte einzuleiten. Ebenso beschloss die 

NGO Western Sahara Campaign UK, Klage gegen die britische Regierung und das 

Fischereiabkommen von 2013 zu erheben. Der britische High Court of Justice reichte 

die Klage 2015 an den EuGH weiter, der nun zwei ähnliche Fälle zu beurteilen hatte. 

Der EuGH entschied sich, zuerst den Fall der NGO Western Sahara Campaign UK zu 

behandeln und anschließend die Klage der Frente Polisario. Die Urteile beider Fälle 

erfolgten 2018. Im Februar 2018 veröffentlichte der Gerichtshof das Urteil zur Klage 

von Western Sahara Campaign UK, indem er zu dem Schluss kam, dass das 

Fischereiabkommen zwischen der EU und Marokko nicht auf die Westsahara 

angewandt werden könne, da dieses Gebiet nicht unter die marokkanische 

Souveränität oder Gerichtsbarkeit falle und die Atlantikküste der Westsahara nicht Teil 

der marokkanischen Fischereizonen sei (vgl. EuGH, 2018). Am 19. Juli 2018 kam der 

EuGH im von der Frente Polisario vorgebrachten Fall zu einem ähnlichen Schluss und 

urteilte, dass das Gebiet der Westsahara nicht Teil des Abkommens zwischen der EU 

und Marokko sei und das Abkommen daher Bestand habe (vgl. EuG, 2018). Die 

Tatsache, dass unter dem Protokoll von 2013–18 über 90 % der Fänge aus dem Gebiet 

der Westsahara stammten, wurde von dem Gerichtshof nicht weiter kommentiert. 

5.3.  Zwischenfazit 

Die Kontextanalyse hat zum Ziel, sowohl den geopolitischen als auch den 

geoökonomischen Kontext des Umgangs der EU-Staatsapparate mit dem Konflikt um 

die Westsahara offenzulegen. Die Analyse der Positionen der verschiedenen EU-

Apparate seit 1975 zeigt, dass es sich bei dem Umgang mit dem Konflikt über 

Jahrzehnte um eine Non-Policy handelte. Marokko entwickelte sich seit den 1960er 

Jahren zu einem wesentlichen Partner der EU in den Bereichen Wirtschaft, 

Sicherheitspolitik und Migrationssteuerung. Strukturelle Faktoren wie die 

Dekolonialisierung Nordafrikas, der Kalte Krieg und der Krieg gegen den Terror sowie 

gestiegene Migrationszahlen und insbesondere die immer engere Kooperation der 

EG/EU mit Marokko in vielen Bereichen verstärkten diese Entwicklungen. Um die 

Kooperation nicht zu gefährden, waren und sind die EU-Institutionen bereit, Marokkos 

de facto-Herrschaft über die Westsahara stillschweigend hinzunehmen. Lediglich die 

Position des EU-Parlaments durchlief im Verlaufe des Konflikts einen Wandel. 

Während zu Ausbruch des bewaffneten Konflikts und bis in die späten 1980er Jahre 

eine pro-marokkanische Haltung dominant war, wandelte sich dies mit dem Beitritt 
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Spaniens und Portugals zur EG. Ende der 1980er Jahre verteidigte das EP das 

Selbstbestimmungsrecht der Sahrauis in seinen Resolutionen. Jedoch ging die 

Unterstützung des EU-Parlaments nie so weit, die Beziehungen zu Marokko ernsthaft 

zu hinterfragen. Seit Ausbruch des Konflikts hat das EU-Parlament einer impliziten 

Einbeziehung des Gebiets der Westsahara stets zugestimmt – trotz kritischer 

Stimmen, die bereits in den 80er Jahren die Legalität eines solchen Vorgehens 

anzweifelten. Auch die 2002 erschienene Corell-Opinion hatte keinen Einfluss auf das 

Verhalten der EU-Apparate, obwohl diese klar darlegte, dass die Ausbeutung der 

Ressourcen eines nicht selbstverwalteten Gebiets nur unter Zustimmung der lokalen 

Bevölkerung mit internationalem Recht vereinbar ist. Selbst die Ablehnung der 

Erneuerung des Fischereiabkommens durch das EP im Jahre 2011 war, wie gezeigt 

wurde, vor allem finanziellen und wirtschaftlichen Überlegungen geschuldet. Erst die 

Entscheidungen des EuGH bewirkten eine Änderung der Haltung der EU-Institutionen. 

Durch das Urteil konnte die EU-Non-Policy in dieser Form nicht länger beibehalten 

werden. Die EU-Apparate waren nicht gewillt, die Kooperation mit Marokko für das 

Selbstbestimmungsrecht der Sahrauis aufzugeben und entschlossen sich, die 

Westsahara explizit in die Abkommen mit Marokko aufzunehmen. 

Mit Blick auf die konkrete historische Entwicklung des Fischereiabkommens von 2019 

zeigt sich, dass die EU-Apparate stets bemüht waren, die Kooperation mit Marokko 

aufrechtzuerhalten. Dabei waren die oben angeführten strukturellen Faktoren meist 

wichtiger als das Interesse an den Fischbeständen der Westsahara selbst. Dennoch 

gibt es Mitgliedsstaaten, etwa Spanien oder die Niederlande, die ein großes Interesse 

an den Fischbeständen der Westsahara haben und sich auch deshalb für eine 

Erneuerung der Abkommen einsetzen. Konkret zeigte sich, dass vor allem Spanien 

seit seiner Kolonialisierung der Westsahara in den Jahren 1884/1885 sehr an den 

dortigen Fischbeständen interessiert ist. Seit der Übertragung der Kompetenz zur 

Aushandlung der Abkommen an die EG 1988 hat sich dies diversifiziert, sodass heute 

vor allem auch die Fischereiindustrien der Niederlande und der baltischen Staaten ein 

Interesse an den Fischbeständen der Westsahara haben. Die Entwicklung und 

Kontinuität der Abkommen trotz der Kritik an der Rechtmäßigkeit dieser zeigt, dass die 

Interessen einflussreicher Akteur*innen sich in der EU-internen Debatte um das 

Abkommen stets durchsetzen konnten. 
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Der Frage, welche Akteur*innen und welche ihrer Interessen sich in den 

Verhandlungen zum Abkommen von 2019 durchsetzen konnten, wird in der folgenden 

Akteur*innenanalyse behandelt.  
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6. Akteur*innen-Analyse 

Die Akteursanalyse geht den Fragen nach, welche verschiedenen gesellschaftlichen 

Kräfte und politische Akteur*innen versucht haben, ihre Interessen in den 

Verhandlungen zum Fischereiabkommen von 2019 durchzusetzen und welche 

Interessen diese hatten. Sie verfolgt außerdem das Ziel, die Komplexität zu 

reduzieren, indem die unterschiedlichen sozialen Kräfte, die am Aushandlungsprozess 

des Fischereiabkommens von 2019 beteiligt waren, zu politischen Projekten (s. o.) 

gebündelt werden. Dadurch kann vereinfacht dargestellt werden, welche Akteur*innen 

Bündnisse und Kompromisse schlossen oder sich gegenüberstanden. Weiterhin soll 

eine Einschätzung der Machtressourcen dieser politischen Projekte und damit deren 

Einflussmöglichkeiten auf den Gesetzgebungsprozess ermöglicht werden. Ausgehend 

von den theoretischen Überlegungen wird der These nachgegangen, dass vor allem 

eine einflussreiche Kapitalfraktion die Apparate der EU dominierte und so ihre 

Interessen durchsetzen konnte. Schlussendlich soll herausgearbeitet werden, wie die 

Akteur*innen, die sich für das Abkommen einsetzten, über 400 MdEP davon 

überzeugen konnten, dem Abkommen ebenfalls zuzustimmen. 

Im Folgenden werden die zwei in dieser Arbeit identifizierten politischen Projekte, die 

an der Auseinandersetzung rund um das Fischereiabkommen von 2019 beteiligt 

waren, näher beleuchtet. Zunächst soll das schließlich erfolgreiche Bündnis aus 

Akteur*innen beschrieben werden, das sich für das Fischereiabkommen aussprach. 

Dieses wird nachfolgend als Koalition Pro-Fischereiabkommen bezeichnet. 

Übergeordnetes Ziel dieser Koalition war die Erneuerung des Abkommens unter 

Einbeziehung der Gewässer der Westsahara. Demgegenüber stand das zweite 

zentrale Projekt, das jene Kräfte umfasste, die einer Erneuerung des Abkommens 

unter Einbeziehung der Westsahara ablehnend gegenüberstanden. Vertreter*innen 

dieses Projekts werden nachfolgend als Gegner*innen des Fischereiabkommens 

bezeichnet.  

6.1. Koalition Pro-Fischereiabkommen 

Wie aus der Kontextanalyse hervorgeht, gab es seit Beginn der Kooperation mit 

Marokko in den 1960er Jahren stets politische Kräfte, die gute Beziehungen mit 

Marokko anstrebten. Dazu zählen insbesondere die Regierungen Spaniens und 

Frankreichs, die aufgrund der Geschichte zu den stärksten Unterstützer*innen 

Marokkos gehören. In den Verhandlungen zum Fischereiabkommen von 2019 spielen 
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diese beiden Staaten bzw. deren Regierungen ebenfalls eine wichtige Rolle, 

insbesondere im Rat. Neben Frankreich und Spanien hatte und hat eine Mehrheit der 

Regierungen der EU-Mitgliedsstaaten aus verschiedenen Gründen ein Interesse an 

guten Beziehungen mit Marokko. Wie aus der Kontextanalyse hervorgeht, fanden 

Abkommen mit Marokko im Rat stets eine komfortable Mehrheit. Neben den 

Mitgliedsstaaten hatte auch die Kommission ein starkes Interesse an einer guten 

Zusammenarbeit mit Marokko. Sie war federführend verantwortlich für die 

Verhandlungen mit Marokko. Die Kommission wird daher ebenfalls der Koalition Pro-

Fischereiabkommen zugerechnet. Ebenso findet sich unter den MdEP eine Mehrheit 

von Abgeordneten, die die Zusammenarbeit mit Marokko im Bereich der Fischerei 

unterstützen. Federführend in dieser Agenda ist der stark von französischen und 

spanischen MdEP geprägte Fischereiausschuss (PECH). Neben den institutionellen 

Akteur*innen der EU gehört auch die Fischereilobby, insbesondere die industrielle 

Interessensvertretung Europêche, zur Koalition Pro-Fischereiabkommen. Auf diese 

genannten Akteur*innen wird im Folgenden vertieft eingegangen, und deren zentralen 

Interessen in den Verhandlungen zum Fischereiabkommen mit Marokko werden 

herausgearbeitet. Dazu fließen in dieses Kapitel auch die zentralen Erkenntnisse der 

qualitativen Inhaltsanalyse der EU-Dokumente ein. Diese werden mit weiteren 

Punkten aus der Literatur verknüpft bzw. durch diese ergänzt. 

6.1.1. Spanien  

Die politische Landschaft und die Regierungen Spaniens waren im Zeitraum von 2015 

bis 2019 sehr instabil. Die beiden Großparteien des Landes, die Partido Socialista 

Obrero Español (PSOE) und die Partido Popular (PP), traten in dem Zeitraum gleich 

viermal bei Wahlen gegeneinander an. Höhepunkt dieser Phase war die Absetzung 

Marian Rajoys (PP) durch das erste erfolgreiche Misstrauensvotum Spaniens und 

seine Ablösung durch Pedro Sanchez (PSOE). Die beiden Parteien prägten in diesem 

Zeitraum die außenpolitische Ausrichtung Spaniens. Die Nähe zu Marokko, sowohl 

geografisch als auch wirtschaftlich, machte und macht eine aktive Politik der 

Regierung in Madrid gegenüber Spaniens südlichem Nachbarn zu einem Feld, das 

keine Regierung ignorieren kann. Dabei prägen unterschiedliche Interessen und 

Sichtweisen das Verhalten der beiden Parteien gegenüber Marokko und der 

Westsahara. Historisch zeigt sich, dass das Verhältnis zwischen Marokko und Spanien 

unter von der PSOE geführten Regierungen etwas besser war als zu Zeiten, in denen 

die PP in Madrid regierte. Die Position der beiden Parteien gegenüber dem 
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Westsaharakonflikt hat wesentlichen Einfluss auf dieses Verhältnis. Es zeigt sich, dass 

die PSOE eher gewillt ist, die Sichtweise und Position Marokkos zu übernehmen. 

Besonders deutlich wurde dies 2022, als Pedro Sanchez (PSOE) den Anspruch 

Marokkos über die Westsahara anerkannte. Die PP hingegen war und ist hier 

zurückhaltender. Aber auch die PP geht nie so weit, die Frente Polisario oder eine 

unabhängige Westsahara zu unterstützen. Wie Sara Eyckmans von WSRW betont, ist 

für die Positionen der beiden Parteien zumeist ausschlaggebend, wer in Madrid regiert 

(siehe Anhang IV-1/2). Egal ob PSOE oder PP, die Partei, die in der 

Regierungsverantwortung ist, unterstützt die Position Marokkos. Jene Partei, die in 

Opposition ist, ist eher gewillt, die Rechte des Sahrauischen Volkes zu betonen. 

Dabei gibt es Interessen und Themen, die beide Parteien außenpolitisch verbinden, 

etwa Ceuta und Melilla sowie die Kanarischen Inseln. Die beiden spanischen Enklaven 

und die Inselgruppe im Südatlantik sind seit jeher ein Streitpunkt mit Marokko, das 

Ceuta und Melilla für sich beansprucht. Diesen Anspruch erhebt die marokkanische 

Regierung insbesondere dann, wenn die spanische Regierung Kritik an Marokko 

äußert oder in der Frage der Westsahara eine für Marokko ungünstige Position 

einnimmt. Ebenso zeigt sich Marokko immer dann als Unterstützer der kanarischen 

Unabhängigkeitsbewegung, wenn sich Spanien in der Frage der Westsahara zu 

Marokkos Ungunsten äußert. 

Zugleich spielt die geschichtliche Verantwortung Spaniens in der Westsahara eine 

Rolle bei der Politikgestaltung gegenüber Marokko. So gibt es in der spanischen 

Zivilbevölkerung ein starkes Bewusstsein für den Konflikt. Zahlreiche NGOs und 

andere Gruppierungen setzen sich für die Rechte der Sahrauis ein. Ebenso gibt es in 

konservativen, vor allem militärischen Kreisen zahlreiche Personen, die das Madrid-

Abkommen von 1975 ablehnen und die Übergabe des Gebiets der Westsahara an 

Marokko als Schande für Spanien betrachten. Eine einseitige Positionierung 

zugunsten Marokkos ist daher mit hohen innenpolitischen Kosten für beide Parteien 

verbunden.  

Neben den innenpolitischen Kosten ist eine Übernahme der Position Marokkos in 

Madrid auch abträglich für das außenpolitische Standing der spanischen Regierung. 

Einige afrikanische Staaten, darunter insbesondere Algerien, unterstützen die Frente 

Polisario und ihr Streben nach einer unabhängigen Westsahara. Gleichzeitig ist 

Algerien jedoch ein wichtiger Partner Spaniens, insbesondere Gaslieferungen aus 
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Algerien sind wichtig für Spanien. Die spanische Position in dem Konflikt war seit jeher 

ein Balanceakt aller politischen Akteur*innen in Spanien, sobald sie 

Regierungsverantwortung übernahmen. 

Um diese Punkte zu verdeutlichen, sei noch einmal auf die Positionierung Pedro 

Sanchez im März 2022 verwiesen: Sanchez erkannte die Souveränität Marokkos über 

die Westsahara an. Dies rief umgehend innenpolitische und außenpolitische 

Reaktionen hervor. Algerien etwa kündigte seine Freundschaft mit Spanien auf und 

drohte, die Gaslieferungen nach Spanien zu stoppen. Das zu einer Zeit, in der die EU 

versuchte, nach dem Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine ihre Abhängigkeit von 

russischem Gas zu verringern (vgl. Al Jazeera, o.V., 2022). Innenpolitisch wurde 

Sanchez von den Oppositionsparteien ins Parlament berufen, um die neue Position 

der Regierung zu rechtfertigen (vgl. Heller, 2022). 

Sowohl aus den geführten Interviews als auch aus der Literatur und offiziellen EU-

Dokumenten geht hervor, dass die Regierung in Madrid unter Pedro Sanchez seit der 

Übernahme der Regierungsgeschäfte im Juni 2018 vor allem ein Thema priorisierte: 

die Kontrolle der Migration. Im Jahr 2018 rückte Marokko aufgrund steigender 

Migrationsströme - sowohl aus Marokko als auch über Marokko - in den Fokus der 

europäischen Aufmerksamkeit, da Marokko eine der Hauptrouten für Migranten nach 

Europa ist. Mit insgesamt 65.383 Flüchtlingen und Migranten, die 2018 aus Marokko 

irregulär in Spanien landeten, blieben die Zahlen gering. Die Zahl hatte sich jedoch 

gegenüber 28.349 im Jahr 2017 mehr als verdoppelt, was in den europäischen 

Hauptstädten, insbesondere in Madrid, die Alarmglocken schrillen ließ, da befürchtet 

wurde, dass die Zahl weiter steigen könnte (vgl. Teevan, 2019). Nach starkem Einsatz 

Spaniens für Marokko, stimmte die EU einer kurzfristigen Unterstützung Marokkos in 

Höhe von 140 Millionen Euro zu, um die Grenzkontrollen zu verstärken und die 

Migration zu bremsen (vgl. Abellán, 2018). Anfang 2019 hat sich Spanien weiterhin für 

eine Vertiefung und Intensivierung der Beziehungen zu Marokko eingesetzt. Marokko 

ist in diesem Zusammenhang der wichtigste Partner der EU in Nordwestafrika. 

Marokko nutzt seinen Einfluss über die Steuerung von Flüchtlingsströmen, um von 

Spanien, aber auch der EU als Ganzes, Zugeständnisse zu erzwingen (vgl. Hermann, 

2022; Landauro et al., 2021). 

Darüber hinaus gibt es in Spanien auch Akteur*innen, die ein direktes Interesse an 

dem Fischereiabkommen mit Marokko haben. Spanien profitierte stets am stärksten 
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von den Fischereiabkommen mit Marokko. Auch der Entwurf des Abkommens von 

2019 sah vor, dass Spanien knapp die Hälfte der 138 Fanglizenzen erhalten sollte (vgl. 

Europa Press, o.V., 2018b). Spanien besitzt eine der größten Fischereiflotten der EU, 

und die Fischgründe an der marokkanischen und westsaharischen Küste sind für die 

spanische Flotte durch ihre Nähe und die reichen Fischbestände ein wichtiges 

Fanggebiet. Mit Cepesca existiert in Spanien auch eine einflussreiche Fischerei-

Lobby, die sich stark für das Abkommen mit Marokko einsetzte. Der Vorsitzende der 

Cepesca ist gleichzeitig Vorsitzender der EU-weiten Fischerei-Lobbygruppe 

Europêche. 

In Spanien vereinen sich die gesellschaftlichen und politischen Kräfte, die eine 

Einschränkung der Migration, einen Ausbau der Wirtschafts- und Handelskooperation 

mit Marokko, die Sicherung der Integrität des spanischen Territoriums und die Stärkung 

geopolitischer Interessen des Landes wünschen. Zugleich ist Spanien der größte 

Profiteur des Fischereiabkommens mit Marokko und besitzt mit Cepesca eine sehr 

einflussreiche Lobbygruppe, die sich für die Erneuerung der Abkommen um jeden 

Preis ausspricht. 

6.1.2. Frankreich 

Im Gegensatz zu den Akteur*innen in Spanien hat Frankreich ein weit geringeres 

Interesse an dem Fischereiabkommen mit Marokko. Zwar stehen Frankreich unter 

dem Abkommen Fanglizenzen zu, jedoch in geringem Umfang. Dennoch setzt sich die 

französische Regierung für eine Erneuerung des Abkommens von 2019 ein. 

Frankreich zählt seit der Unabhängigkeit Marokkos zu den stärksten Unterstützern des 

marokkanischen Königshauses, wie in der Kontextanalyse gezeigt wurde. Diese 

Unterstützung begrenzt sich nicht nur auf die bilateralen Beziehungen der beiden 

Staaten, sondern ist auch auf EU- und UN-Ebene sichtbar (vgl. Zoubir, 2007, S. 159). 

Frankreich stellte mehrfach klar, dass es keine Lösung unterstützen werde, die 

Marokko ablehnt (vgl. Darbouche & Zoubir, 2008, S. 99). Ähnlich wie in Spanien zeigt 

sich, dass sowohl Akteur*innen des linken als auch des rechten politischen Spektrums 

die Position Marokkos unterstützen.  

Wie auch in Spanien müssen die politische Akteur*innen in Paris ihre Position 

abwägen, da für Frankreich geopolitische Interessen am afrikanischen Kontinent 

ebenso eine Rolle spielen. Als größte Ex-Kolonialmacht in Nordwestafrika sind 

Frankreich die Beziehungen zu den nördlichen Staaten Afrikas sowohl wirtschaftlich 
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als auch politisch wichtig. Insbesondere die Beziehungen zu Algerien versucht 

Frankreich zu erhalten bzw. zu verbessern. Da die Unabhängigkeitsbestrebungen 

Algeriens – im Gegensatz zu Marokko – sehr gewalttätig verliefen, sind die 

Beziehungen zwischen Paris und Algier historisch belastet. Die Unterstützung 

Algeriens für die Frente Polisario und das sich daraus ergebende Konfliktpotential 

erschweren die Situation für alle politischen Akteur*innen Frankreichs. Die Situation ist 

hier ähnlich wie in Spanien.  

Hinzu kommt eine gewisse Rivalität zwischen Frankreich und Spanien, da Akteure in 

beiden Staaten versuchen, ihre jeweiligen (wirtschaftlichen) Interessen in Nordafrika 

und speziell in Marokko zu stärken. Frankreich unterstützt Marokkos Position auch 

deshalb, da eine unabhängige Westsahara sprachlich und kulturell spanisch und nicht 

französisch geprägt wäre. Frankreich fürchtet in einem solchen Fall ein Schwinden 

seines Einflusses und damit den Verlust des Zugang zu den Ressourcen der 

Westsahara sowie einen stärkeren Einfluss Spaniens in der Region (vgl. Darbouche & 

Zoubir, 2008, S. 99). 

Wie in fast allen EU-Staaten war ab 2015 das Thema Migration für Frankreich 

wesentlich. 2017 stellte die französische Regierung Maßnahmen zu Verschärfung 

ihres Asylsystems vor und versuchte, zusammen mit den anderen Mitgliedsstaaten 

(MS) über Abkommen mit Drittstaaten die Zahl von Migrant*innen möglichst 

geringzuhalten (vgl. OECD, 2019; Samers, 2020, S. 69). Frankreich verbindet die 

Themen Migration und Asyl eng mit dem Thema Sicherheit. Migration wird in 

Frankreich vor allem als Sicherheitsrisiko eingestuft, das es zu minimieren gilt. Dazu 

zählen auch die Schaffung und Erhaltung von Stabilität in den Nachbarländern der EU, 

insbesondere den Ländern Nordafrikas. Marokko ist hier für Frankreich und die 

gesamte EU ein besonders wichtiger Partner. 

Frankreich war 2018/19 der größte Wirtschafts- und Handelspartner Marokkos, knapp 

gefolgt von Spanien. Frankreich hat dementsprechend ein Interesse an den 

Wirtschafts- und Handelsbeziehungen mit Marokko. Darüber hinaus ist die 

wirtschaftliche und politische Elite in Frankreich und Marokko seit der marokkanischen 

Unabhängigkeit eng miteinander verknüpft. So war etwa Präsident Chirac mit König 

Hassan II befreundet. Er hielt auch nach dessen Ableben gute Kontakte zu seinem 

Sohn und Thronfolger (vgl. Babas, 2019; Zunes & Mundy, 2010, S. 79). Ebenso ließ 

sich die marokkanische Oberschicht schon unter französischer Kolonialzeit an 
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französischen Eliteschulen ausbilden. Die marokkanische Elite gilt als sehr 

frankophon, insbesondere gegenüber der französischen Kultur und Sprache. Seit der 

französischen Kolonialpräsenz auf dem afrikanischen Kontinent sind die Beziehungen 

zwischen den französischen und den marokkanischen politischen Eliten sehr eng. 

Sara Eyckmans von WSRW (siehe Anhang IV-1/2) argumentiert, dass Frankreich unter 

anderem auch deshalb die Interessen Marokkos vertritt – und zwar sowohl im UN-

Sicherheitsrat als auch zunehmend im Rahmen der Europäischen Union, obwohl 

Frankreich selbst kein gesteigertes Interesse an den Fischereiabkommen mit Marokko 

hat. Obgleich Frankreich als eines der Länder gilt, dessen Fischereiindustrie 

Fanglizenzen beantragen kann, nutzt es diese Möglichkeit eher wenig. Jedoch ist die 

Bedeutung, die Frankreich den guten Beziehungen zu Marokko zumisst, Grund dafür, 

dass sich Frankreich immer für die kontinuierliche Erneuerung der 

Fischereiabkommen unter Einbeziehung der Westsahara eingesetzt hat. 

Für wirtschaftliche und politische Akteur*innen in Frankreich spielen die 

Fischereiabkommen mit Marokko keine wesentliche Rolle, dennoch war das Land 

wesentlich an der Erneuerung des Abkommens beteiligt. Obwohl der Fischfang an der 

Küste der Westsahara für Frankreich zu vernachlässigen ist, gibt es einige andere 

Interessen, die Frankreich hier verfolgt. Ähnlich wie in Spanien ist dies vor allem das 

Thema Migrationskontrolle, aber auch Wirtschafts- und Handelsbeziehungen sind 

wesentlich. Hinzu kommen eine enge Vernetzung und ein enger Austausch zwischen 

der französischen und marokkanischen politischen und wirtschaftlichen Elite. 

6.1.3. Interessen der anderen Mitgliedsstaaten 

Unter den Mitgliedsstaaten der EU sind es vor allem Spanien und Frankreich, die 

maßgeblich die Position der EU gegenüber Marokko bestimmen und die 

Zusammenarbeit mit dem Land vorantreiben. Dennoch haben viele MS ein 

gesteigertes Interesse an guten Beziehungen mit Marokko. Sowohl die 

Literaturrecherche als auch die Auswertung von Interviews und EU-Dokumenten 

zeigen, dass insbesondere das Thema Migrationskontrolle zentrales Thema der 

Kooperation zwischen der EU und Marokko im untersuchten Zeitraum war. Verdeutlicht 

werden kann dies exemplarisch anhand der gemeinsamen Pressemitteilung der 

Hohen Repräsentantin der EU, Federica Mogherini, und des marokkanischen 

Außenministers Nasser Bourita nach der Urteilsverkündung im Februar 2018. 

Während die Westsahara in dem Dokument namentlich nicht erwähnt wurde, 
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versicherten die beiden Seiten, dass die Partnerschaft weiterhin Bestand habe und 

man nach einer beiderseitig annehmbaren Lösung suchen werde, um die gute 

Kooperation in verschiedenen Bereichen fortzusetzen. „These areas include most 

notably issues of strategic importance such as migration, security, stability and regional 

development policy as well as scientific research”, so wörtlich in dem Dokument (EAD, 

2018). Die Bereiche Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte o. ä. sind in dem Dokument 

nicht zu finden. 

Einige MS haben auch ein unmittelbares Interesse an dem Fischereiabkommen mit 

Marokko. Das sind vor allem die Niederlande, Lettland und Litauen. Insbesondere die 

Niederlande profitieren bei der Schleppnetzfischerei stark von dem Abkommen mit 

Marokko. Die Auswirkungen der sogenannten Migrationskrise von 2015 waren für viele 

Mitgliedsstaaten Anlass, Marokko als wichtigsten Partner zur Kontrolle der 

Migrationsströme auf der sogenannten westlichen Mittelmeerroute präferiert zu 

behandeln. Hinzu kommt die enge wirtschaftliche Verflechtung zwischen der EU und 

Marokko. 

Wie wichtig Marokko in den angeführten Bereichen für die Mitgliedsstaaten ist, zeigt 

auch die gemeinsame Stellungnahme von EU und Marokko vom 27. Juni 2019 (vgl. 

Rat der Europäischen Union, 2019b). In dieser werden die zentralen Elemente der 

Zusammenarbeit zwischen der EU und Marokko betont. Den Themenfeldern Stabilität 

und Sicherheit sowie Migration kommt dabei ein zentraler Stellenwert zu. Neben 

diesen werden auch eine Annäherung der Werte der EU – etwa Menschenrechte, 

Rechtsstaatlichkeit oder Transparenz – mit denen Marokkos, eine engere 

wirtschaftliche Zusammenarbeit und eine Kooperation im Bereich Bildung und 

Wissenschaft angestrebt. 

Das bedeutet, dass andere MS zwar durchaus ein Interesse an der Lösung des 

Konflikts haben, dieses ist aber bei weitem geringer als im Falle Frankreichs und 

Spaniens. Auch überwiegen kurzfristige Interessen wie wirtschaftliche Vorteile und die 

Steuerung von Migrationsflüssen über normative Interessen (vgl. Darbouche & 

Colombo, 2010, S. 6). 

6.1.4. Kommission 

Die Verhandlungen über die Erhaltung und Ausweitung der wirtschaftlichen 

Beziehungen zu Marokko unterliegen der Kommission. Diese war daher auch in den 
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Verhandlungen zur Erneuerung des Fischereiabkommens von 2019 federführend. In 

der Kommission selbst ist die DG Mare zuständig für (internationale) 

Fischereiabkommen. Die Beziehungen zu Marokko beschäftigen je nach Themenfeld 

auch andere Untereinheiten der Kommission. Als aktivster Arm der Kommission in den 

Beziehungen zu Marokko ist der Europäische Auswärtige Dienst (EAD) zu nennen. Die 

Kommission behandelt die Beziehungen zu Marokko themenfeldübergreifend. Das 

heißt, dass in den Verhandlungen zum Fischereiabkommen mit Marokko mehr 

Interessen als nur die Fischfangquoten von Bedeutung waren. Sowohl aus den 

geführten Interviews als auch aus den analysierten Dokumenten und der Literatur geht 

hervor, dass das Thema Migration nicht nur für die MS, sondern auch für die 

Verhandlungen der Kommission mit Marokko maßgeblich ausschlaggebend war. 

Spätestens mit dem Urteil von 2016, das jene Teile des Assoziationsabkommens für 

nichtig erklärte, die die Westsahara betrafen, musste die Kommission erkennen, dass 

Marokko gewillt war, Migration als Druckmittel gegen die EU zu verwenden (siehe 

Anhang IV-1/2).  

Neben dem Thema Migration sind es vor allem die beiden Kategorien Wirtschaft, 

Handel und Entwicklung sowie Sicherheit und Stabilität, die für die EU und die 

Kommission von Bedeutung sind. Darüber hinaus ist auch die Zusammenarbeit in den 

Bereichen Bildung und Good Governance ein Fokus. Dabei zeigt sich, dass die 

Themen Migration, Sicherheit und Stabilität und Wirtschafts- und Handelspolitik die 

Politik der Kommission und EU dominieren. In Abbildung 1 sind die Ergebnisse der 

Auswertung der durch den EAD veröffentlichten Dokumente der EU-Kommission und 

des Rates grafisch dargestellt. Diese Darstellung verdeutlicht, dass Migration im 

Zeitraum 2018–2019 das zentrale Thema für die EU war. 

 

Abbildung 2 – Interessen der EU-Apparate/MAXQDA  
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In 72,5 % der analysierten Dokumente finden sich Stellen, die von der Kooperation 

zwischen der EU und Marokko im Bereich Migration handeln. An zweiter Stelle steht 

die Kategorie Wirtschaft, Handel und Entwicklung, die nur noch in 32,5 % der 

Dokumente Eingang fand. Ähnlich häufig findet sich das Thema Stabilität und 

Sicherheit, womit entweder die Stabilität und Sicherheit der Region insgesamt oder 

aber die Marokkos gemeint sein kann. Der unter der Kategorie Good Governance 

zusammengefasste Themenblock umfasst Aussagen zu Menschen- und 

Frauenrechten, Rechtsstaatlichkeit, Antikorruptionsmaßnahmen und Ähnliches und 

wird nur in 22,5 % der untersuchten Dokumente erwähnt. Nachhaltigkeit und 

Umweltschutz findet sich in 17,5 % des untersuchten Materials und Kooperation in 

Bildung, Wissenschaft und Forschung, die etwa Programme wie Horizon 2020 oder 

Erasmus umfasst, in 10 %. 

Wie in der Kontextanalyse erwähnt wurde, bildet das Assoziierungsabkommen von 

1995 bzw. 2000 das Fundament der Kooperation zwischen der EU und Marokko. 

Neben dem Assoziierungsabkommen zählen vor allem das partnerschaftliche 

Fischereiabkommen von 2006 und dessen regelmäßig erneuerte Protokolle sowie das 

Assoziationsabkommen von 2012 zu den wichtigsten Abkommen zwischen der EU und 

Marokko. Mit den Urteilen von 2016 und 2018 erklärte der EuGH das Assoziations- 

und das Fischereiabkommen als nicht auf das Gebiet der Westsahara anwendbar. Es 

folgte eine Eiszeit in den Beziehungen zwischen der EU und Marokko. Mit der 

Überarbeitung beider Abkommen und deren Beschluss unter der Einbeziehung der 

Westsahara Anfang 2019 verfolgte die Kommission vor allem das Ziel, die oben 

genannten Interessen zu stärken und sich die Kooperation Marokkos zu sichern. Dabei 

ist die Bedeutung Marokkos als wirtschaftlicher Partner für die EU als Gesamtes eher 

gering. Die Einschätzung von Sara Eyckmans (siehe Anhang IV-1/2), dass es sich bei 

dem Fischereiabkommen vor allem um ein politisches Abkommen handelt, das die 

Interessen der EU in den oben erwähnten Bereich sichern soll, scheint zutreffend. Das 

Interesse der Kommission ist vor allem, die Kooperation Marokkos in den oben 

aufgelisteten Bereichen zu sichern, indem indirekt die Ansprüche Marokkos über die 

Westsahara anerkannt werden. Auch im Gespräch mit der NGO Coalition for Fair 

Fisheries Arrangements kam die Einschätzung auf, dass insbesondere Spanien aus 

politischen Motiven – allem voran wegen dem Thema Migration – an einer Erneuerung 

des Abkommens interessiert was (siehe Anhang II). 
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6.1.5. Mitglieder des Europäischen Parlaments 

Im EU-Parlament fand das Fischereiabkommen eine erstaunlich große Mehrheit. 

Obwohl bereits mehrere Abkommen zwischen der EU und Marokko durch den EuGH 

unter dem Verweis, dass die Abkommen die Zustimmung des Volkes der Westsahara 

benötigen, aufgehoben wurden, stimmten die Abgeordneten über die Parteigrenzen 

hinweg dem Abkommen zu. Die stärksten Unterstützer des Abkommens fanden sich 

in der EVP und der ALDE. Die Abgeordneten der beiden wirtschaftsliberalen Parteien 

stimmten dem Abkommen mit wenigen Ausnahmen zu. Die S&D war, wie bereits bei 

vorherigen Abstimmungen, gespalten. Sozialistische MdEP aus Frankreich und 

Spanien stimmten dem Abkommen zu, MdEP aus dem Norden der EU lehnten es eher 

ab. 

Die meisten MdEP vertraten dabei die Position, die ihre jeweiligen Parteien in den MS 

einnahmen. Da es jedoch keine Debatte im Plenum zu dem Fischereiabkommen von 

2019 gab, ist eine genaue Analyse der Positionen der MdEP schwierig. Zumindest im 

Fischereiausschuss, der das Abkommen vor der Abstimmung im Plenum behandelte, 

wurden einige Detailaspekte kritisch diskutiert. Die Dominanz der französischen und 

spanischen MdEP im PECH-Ausschuss, die ein generelles Interesse am Erhalt und 

der Ausweitung von Fischereiabkommen haben, garantierte aber, dass sich der 

Ausschuss für den Beschluss im Plenum aussprach. 

Auch der Einfluss industrieller Interessengruppen und die Einflussnahme von 

beteiligten Nicht-EU-Akteur*innen auf Entscheidungsfindungen zu Marokko wurden im 

Parlament sichtbar. Dies zeigte sich beispielsweise daran, dass die wirtschaftsliberale 

ALDE-Fraktion die Verhandlungen zum Assoziierungsabkommen im Jänner 2019 von 

der Tagesordnung der Plenardebatte streichen ließ, nachdem wenige Wochen zuvor 

die Abgeordnete Patricia Lalonde als federführende Abgeordnete und 

Berichterstatterin für das Assoziierungsabkommen mit Marokko wegen eines 

möglichen Interessenkonflikts zurückgetreten war: 

MdEP Lalonde war Gründungs- und Vorstandsmitglied von EuroMedA, einer Stiftung, 

die sich für die Interessen Marokkos einsetzt. EuroMedA hat ihren Sitz in den Brüsseler 

Büros der Lobbyfirma Hill+Knowlton Strategies, die wiederum den marokkanischen 

Staat zu ihren wichtigsten Kunden zählt. Weitere Vorstandsmitglieder von EuroMedA 

sind ehemalige marokkanische Staatsminister und hochrangige Beamte des 

marokkanischen Landwirtschaftsministeriums. EuroMedA selbst ist nicht als 
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Lobbygruppe im EU-Register eingetragen (vgl. Western Sahara Resource Watch, 

2018f). 

Während eine solche Einflussnahme noch als legitimes Interesse Marokkos zu 

verstehen ist, haben die Enthüllungen zu Qatar-Gate gezeigt, dass sich einige MdEP 

wahrscheinlich haben kaufen lassen, damit sie ihre Zustimmung zum 

Fischereiabkommen geben. Zielpersonen waren, wie der Spiegel berichtete, vor allem 

Abgeordnete der S&D-Fraktion (vgl. Becker & Buschmann, 2022). Vermutet wird, dass 

der marokkanische Geheimdienst so die Zustimmung für das Fischereiabkommen 

sicherstellen wollte. 

6.1.6. Lobby der Fischerei-Industrie 

Zugleich gibt es in der EU auch eine recht einflussreiche Fischereilobby, die sich für 

den Erhalt und die Ausweitung der Fischereibeziehungen zwischen der EU und 

Marokko einsetzt. Interessant ist hier insbesondere die Tatsache, dass der Vorsitzende 

der spanischen Cepesca-Lobby-Gruppe auch Vorsitzender des EU-Dachverbandes 

der Fischereiindustrie-Lobby Europêche ist. Europêche veröffentliche im untersuchten 

Zeitraum drei Pressemitteilungen, in denen es die EU-Institutionen aufforderte, das 

Abkommen mit Marokko auszuweiten bzw. zu erneuern. 

Dem Akteur Fischereiindustrie ging es bei dem Abkommen wohl rein um die 

Fangmöglichkeiten vor der Küste der Westsahara. In den Aussendungen wird betont, 

dass 94 % aller Fänge der EU-Fischereiflotte aus den Gewässern der Westsahara 

stammen (vgl. Europêche, 2018b). Der Einsatz von Europêche für das Ziel, diese 

Fanggründe auch weiterhin für die Fischereiindustrie zu sichern, ist dementsprechend 

nachvollziehbar. 

6.2. Gegner*innen des Fischereiabkommens 

Während die Koalition Pro-Fischereiabkommen durch ein sehr großes und mächtiges 

Bündnis vertreten wurde, waren die Gegner*innen des Fischereiabkommens in einer 

weitaus schwächeren Position. In der Kontextanalyse wurde darauf eingegangen, 

dass die Entscheidungen über die Erneuerung der Fischereiabkommen mit Marokko 

bzw. die Protokolle dazu im Rat oft konträr diskutiert wurden und einige MS gegen die 

Abkommen stimmten. Bei den Verhandlungen von 2019 war dies nicht mehr der Fall. 

Von den MS hat nur Schweden gegen das Abkommen gestimmt und kann somit zu 

den Gegner*innen des Abkommen gezählt werden. Hinzu kommen einige MdEP aus 
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dem linken politischen Spektrum sowie einige NGOs bzw. Sahrauische 

Protestgruppen. Auf diese Akteur*innen soll im Folgenden genauer eingegangen 

werden.  

6.2.1. Schweden 

Das schwedische Parlament beschloss 2012 mit den Stimmen der Sozialdemokraten, 

der Grünen und der Linken, die Westsahara bzw. DARS als eigenen Staat anerkennen 

zu wollen. Nach der nächsten Wahl rückte die neue sozialdemokratisch-grüne 

Koalition von diesem Vorhaben jedoch wieder ab. Dem ging ein massiver 

diplomatischer Druck seitens Marokkos voraus. Auch rief Marokko zum Boykott 

schwedischer Produkte auf und sagte nur einen Tag vor der geplanten Eröffnung des 

ersten Ikea-Möbelhauses in einem Vorort von Casablanca diese ab. Des Weiteren 

wollte Schweden seine Bewerbung für einen Platz im UN-Sicherheitsrat nicht dadurch 

gefährden, dass es Marokko weiter gegen sich aufbrachte. Erikkson argumentierte, 

dass darüber hinaus auch Verhandlungen zwischen Schweden und Marokko über die 

Rückführung von marokkanischen Jugendlichen ein Grund für die Kehrtwende der 

schwedischen Regierung war (vgl. Eriksson, 2016). Neben dem externen Druck 

seitens Marokkos und der Angst vor negativen wirtschaftlichen Konsequenzen war 

auch die Haltung der anderen EU-Staaten verantwortlich für die veränderte Haltung 

Schwedens (vgl. Badarin, 2021, S. 1288). 

Insbesondere Frankreich, das, wie bereits erläutert, die marokkanischen Interessen in 

der EU verteidigt, soll Einfluss auf die schwedische Regierung genommen haben, um 

diese zu einem Umdenken zu bewegen (vgl. Badarin, 2021, S. 1288). Der kombinierte 

Druck von Akteur*innen der schwedischen Industrie und Wirtschaft, einiger EU-

Regierungen und marokkonischer Diplomaten reichte aus, um zu bewirken, dass 

Schweden nicht als erster EU-Staat die Westsahara als unabhängigen Staat 

anerkannte. Allerdings reichte die Einflussnahme der verschiedenen Akteur*innen auf 

die schwedische Position nicht aus, um ein generelles Umdenken Schwedens in seiner 

Haltung gegenüber diesem Konflikt zu bewirken. 

Schweden gehört traditionell zu den Staaten, die skeptisch gegenüber 

Wirtschaftsabkommen mit Marokko sind, solange diese die Westsahara mit 

einbeziehen. Der Standpunkt der politischen Akteur*innen in Schweden zum Status 

der Westsahara ist relativ konsistent und eindeutig. Schweden betrachtet die 

Westsahara nicht als Teil Marokkos. Marokko hat aus schwedischer Sicht keinerlei 
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Anspruch auf das Gebiet der Westsahara. Immer wieder betont die schwedische 

Regierung das Recht auf Selbstbestimmung der Sahrauis, das durch Schaffung eines 

vollständig souveränen Staates erfüllt werden kann (vgl. Schöldtz & Wrange, 2006, S. 

22). Außerdem betont Schweden die inakzeptable Situation für die Menschen in der 

Westsahara, fordert eine rasche Lösung des Konflikts und setzt sich für eine stärkere 

Rolle der EU in der Konfliktlösung ein.  

Wie in der folgenden Prozessanalyse noch genauer erläutert wird, war Schweden also 

der einzige MS, der sich gegen die Erneuerung des Fischereiabkommens 

ausgesprochen hat. Dennoch zeigte sich, dass auch die Position schwedischer 

Akteur*innen nicht gänzlich immun gegen den Druck der Regierungen Marokkos, 

anderer EU-Staaten sowie der eigenen Industrie und Wirtschaft war und ist.  

6.2.2. Mitglieder des Europäischen Parlaments 

Trotz der Tatsache, dass bereits mehrere Abkommen zwischen der EU und Marokko 

durch den EuGH aufgehoben wurden, stimmten 415 MdEP für das Abkommen, 189 

dagegen und 49 Abgeordnete blieben der Abstimmung entweder fern oder enthielten 

sich. 63,55 % der im EU-Parlament vertretenen Abgeordneten stimmten für das 

Abkommen, nur 28,94 % dagegen. Veröffentlichungen der MdEP bzw. der Parteien, 

die sowohl das Assoziationsabkommen als auch das Fischereiabkommen ablehnten, 

lassen klar erkennen, dass ein Bewusstsein für die wahrscheinliche Illegalität des 

Abkommens existierte. In einer Presseaussendung kritisiert etwa die GUE/NGL, dass 

„[t]his decision was taken despite multiple rulings by the European Court of Justice, 

which state that the EU cannot sign agreements with Morocco that include the territory 

of the Western Sahara” (GUE/NGL, 2018). Neben der Linken stimmten vor allem die 

Abgeordneten der Grünen/EFA gegen das Abkommen, obwohl es bei der GUE/NGL 

zwei und bei den Grünen/EFA einen Abgeordneten gab, die für das Abkommen 

stimmten. Dennoch waren es vor allem diese beide Parteien, die sich in den 

Verhandlungen für das Selbstbestimmungsrecht der Sahrauis einsetzten und die 

Legalität des Abkommens anzweifelten. 

Diese Zweifel beschränkten sich aber nicht auf Linke und Grüne. Auch die in der 

Westsaharafrage tief gespaltene S&D-Fraktion hatte Abgeordnete, die sich gegen das 

Abkommen aussprachen. Es gab in der S&D-Fraktion bei vielen das Bewusstsein, 

dass das Abkommen mit Marokko aller Wahrscheinlichkeit nach nicht mit 

internationalem Recht vereinbar ist. Die SPD-Abgeordnete Kammerevert etwa schrieb 



   

 

79 
 

in ihrer Plenarwochenvorschau am 12. Februar 2019, dass die berechtigte Sorge 

bestehe, „dass bei dem nun vorliegenden Vorschlag des Fischereiausschusses im 

Europäischen Parlament das Völkerrecht nicht eingehalten wird und 

Rechtsunsicherheit besteht“ (Kammerevert, 2019). Auch äußerte sie Zweifel, ob das 

Abkommen wirklich den Sahrauis zugutekomme, die nicht Teil der Verhandlungen 

waren. 

Wenngleich, wie oben bereits geschrieben, die MdEP von ALDE und EPP zum Großteil 

für das Abkommen stimmten, gab es auch in den Reihen der Wirtschaftsliberalen 

Gegner*innen des Abkommens. So stimmten etwa bei der EPP die drei deutschen 

MdEP Hohlmeier, Koch und Zeller sowie die finnische Abgeordnete Sirpa Pietikäinen 

gegen das Abkommen. Bei der ALDE-Fraktion stimmten immerhin zehn MdEP gegen 

das Abkommen. Auch hier waren es vor allem MdEP aus nordischen Staaten, die sich 

gegen das Abkommen stellten. Erwähnenswert ist, dass mit Ramon Tremosa i Balcells 

auch ein spanischer/katalonischer Abgeordneter gegen das Abkommen gestimmt hat. 

Ausschlaggebend hierfür dürfte das katalonische Unabhängigkeitsbestreben sein, das 

die Position des MdEP Tremosa i Balcells in der Frage der Sahrauischen 

Unabhängigkeit bestimmte. Bei der EKR zeigt sich ein ähnliches Bild: Nur zwei der 

konservativen Abgeordneten stimmten gegen das Abkommen. Bei der rechts-außen-

Fraktion Europa der Nationen und der Freiheit zeigte sich, dass ausschließlich MdEP 

aus Italien und Großbritannien gegen das Abkommen stimmten. Die britischen 

Abgeordneten waren Mitglieder der UKIP und stimmten wohl hauptsächlich aus 

Gründen der eigenen „Unabhängigkeit“ von der EU gegen das Abkommen. Die 

italienischen MdEP waren Mitglieder der Fünf-Sterne-Bewegung, die laut Sara 

Eyckmans ein gewisses Mitgefühl für die Notlage der Sahrauis hat. Insbesondere die 

Abgeordneten, die über den nötigen Einfluss verfügen, um das Abstimmungsverhalten 

der Delegation zu beeinflussen, zeigten ein gewissen Verständnis für die Situation der 

Sahrauis. Sara Eyckmans (siehe Anhang IV-1/2) nennt beispielsweise Fabio Castaldo, 

der zum Zeitpunkt der Abstimmung im Ausschuss für Auswärtige Angelegenheiten in 

der Maghreb-Delegation und in der Mittelmeer-Delegation saß. Dieser ist mit dem 

Westsaharakonflikt bestens vertraut und war ein aktives Mitglied der Intergroup des 

EP für die Westsahara. 

Für die MdEP, die sich gegen das Abkommen aussprachen, waren insbesondere 

Aspekte des internationalen Rechts sowie menschenrechtliche Bedenken und 
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Vorbehalte gegenüber Marokko in Aspekten wie Menschenrechten, 

Rechtsstaatlichkeit und Freiheitsrechten ausschlaggebend für ihre Entscheidung. 

6.2.3. Zivilgesellschaftliche Organisationen 

Neben den Akteur*innen staatlich-politischer Institutionen sind es vor allem NGOs, die 

sich für die Rechte der Sahrauis einsetzen. Von besonderer Bedeutung ist hier die 

NGO Western Sahara Resource Watch. WSRW bemüht sich seit 2013 darum, die 

Vorgänge in der Westsahara offenzulegen und aufzuzeigen, wie internationale 

Akteur*innen die Rohstoffe der Westsahara ausbeuten. WSRW verfolgt dabei 

insbesondere das Ziel, das Selbstbestimmungsrecht der Sahrauis zu sichern und die 

völkerrechtswidrige Nutzung von Ressourcen eines besetzten Gebiets durch 

internationale Akteure anzuprangern. WSRW ist eine lose Kooperation von freiwilligen 

Aktivist*innen mit einem zentralen Büro in Brüssel und ist als NGO nach belgischem 

Recht registriert. 

Neben der WSRW gibt es wenige andere NGOs, die sich aktiv in die 

Auseinandersetzung einbringen. Zwar wird in mehreren Berichten von größeren NGOs 

wie etwa Amnesty International oder Transparency International erwähnt, dass die 

menschenrechtliche Situation sowie Pressefreiheit etc. in der Westsahara im 

marokkanisch besetzten Teil zu den Schlusslichtern gehören, gleichzeitig haben sich 

diese NGOs aber in die Aushandlungsprozessen zum Fischereiabkommen von 2019 

nicht eingebracht. Obwohl NGOs wie etwa Greenpeace, Amnesty International oder 

Human Rights Watch in der (jüngeren) Vergangenheit kritische Analysen verfasst 

haben, zeigt sich, dass das Engagement in dem Konflikt und Aktivitäten gegen die 

völkerrechtswidrige Besetzung der Westsahara unter den bekannteren NGOs 

zurückgegangen ist. Zu den beiden Abkommen von 2019 hat sich lediglich Human 

Rights Watch mit einem Schreiben an die MdEP in den Aushandlungsprozess 

eingebracht. Sara Eyckmans von WSRW bedauert dieses geringe Engagement und 

führt es darauf zurück, dass andere internationale NGOs selbst ein Interesse an guten 

Beziehungen zu Marokko haben, um die dortigen Ableger ihrer NGOs nicht in Gefahr 

zu bringen (siehe Anhang IV-1/2).  

Neben den größeren und bekannteren NGOs hat sich ein Bündnis unterschiedlicher 

Vertreter*innen der Sahrauis gegen das Fischereiabkommen gestellt. Insgesamt 

haben sich 98 Sahrauische NGOs in einem Brief an die MdEP gewandt und diese dazu 

aufgefordert, gegen das Fischereiabkommen zu stimmen (vgl. Western Sahara 
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Resource Watch, 2019a). In diesem erklären sie klar, dass eine Erneuerung des 

Abkommens nicht im Interesse der Sahrauis liege und dass eine Zustimmung zu dem 

Abkommen nicht gegeben sei. Auch werden in dem Brief direkt die Kommission und 

der Rat kritisiert. Der Kommission wird vorgeworfen, das Urteil des EuGH umgangen 

zu haben und darüber hinaus einen Konsultationsprozess fingiert zu haben. Dem Rat 

werfen sie vor, durch die Zustimmung zum Abkommen die illegale Ausbeutung der 

Rohstoffe der Westsahara zu unterstützen und die illegale Besetzung der Westsahara 

dadurch noch zu verlängern. 

Das Interesse dieser Gruppen liegt in einer selbstbestimmten Westsahara und einem 

Ende der völkerrechtswidrigen Besetzung des Gebiets durch Marokko. Sie prangern 

die schleichende Unterstützung von Marokko durch die EU an und fordern, dass die 

Westsahara – wie der EuGH geurteilt hat – nicht Teil der Abkommen mit Marokko sein 

darf. 

6.3. Zwischenfazit 

Die Koalition Pro-Fischereiabkommen umfasst die spanische und französische 

Regierung, die EU-Kommission, eine große Mehrheit der MdEP sowie eine 

einflussreiche Fischereilobby. Die Akteur*innen der EU-Institutionen sowie die 

Regierungen der Mitgliedsstaaten verbindet dabei vor allem das Interesse, Marokko 

als zuverlässigen Partner eines restriktiven Einwanderungsregimes der EU zu 

erhalten. Dieses Ziel war ein wesentlicher Motor für die Erneuerung des 

Fischereiabkommens von 2019. Sowohl Sara Eyckmans als auch Irene Molina 

Fernandez verweisen darauf, dass die Entscheidung, das Abkommen mit Marokko zu 

verlängern, bereits gefallen war, bevor die Verhandlungen überhaupt starteten (siehe 

Anhang IV-1/2; V). In der Kommission herrschte die Meinung vor, dass Marokko 

beruhigt werden müsse, um die Kooperation mit Marokko insbesondere im Bereich 

Migration weiterzuführen. 

Hinzu kommt das Interesse der EU an Sicherheit und Stabilität in Nordafrika. Diese 

zwei Schlagworte finden sich in den Veröffentlichungen der EU fast immer gemeinsam, 

wobei beide wiederum als Bedingung für eine Zusammenarbeit im Bereich Migration 

gesehen werden. Die Kommission, Frankreich und Spanien verbindet ein Interesse an 

den Wirtschafts- und Handelsbeziehungen mit Marokko, wobei vor allem für Spanien 

die Fischerei von Bedeutung ist. Der Fischfang vor der Küste der Westsahara 

verbindet die Fischereilobby mit Europêche als zentralen Akteur auf EU-Ebene mit der 
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spanischen Regierung, aber auch mit anderen Staaten wie Holland, Lettland, Litauen 

und Deutschland. 

Spanien selbst hat wegen seiner Enklaven in Afrika und den Kanarischen Inseln ein 

Interesse an guten Beziehungen mit Marokko. Die französische Regierung sieht eine 

unabhängige Westsahara als destabilisierenden Faktor auf dem afrikanischen 

Kontinent an und fürchtet einen Einflussverlust Frankreichs zugunsten Spaniens, was 

wiederum französische Wirtschafts- und Handelsinteressen beeinträchtigen würde. 

Hinzu kommt ein über Jahrzehnte bestehendes Elitennetzwerk, das seit der 

französischen Kolonialzeit eine enge Bindung der marokkanischen politischen Elite an 

Frankreich ermöglichte und Frankreich seit Beginn des Konflikts zum wichtigsten 

Verbündeten Marokkos in der EU machte. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das Fischereiabkommen von 2019 vor allem 

ein politisch gewolltes Abkommen war, um die nach den Urteilen des EuGH stark 

verärgerten marokkanischen Akteur*innen zu besänftigen und die Zusammenarbeit 

vor allem in den Bereichen Migration, Wirtschaft, Handel und Entwicklung sowie 

Stabilität und Sicherheit zu erhalten. Dies verdeutlichen die Veröffentlichungen der EU, 

die nach dem Abschluss des Fischerei- sowie des Assoziationsabkommens von 2019 

erschienen. Der Schwerpunkt dieser Veröffentlichungen richtete sich auf Marokko als 

verlässlichen Partner im Bereich Migrationskotrolle. Hinzu kommen Wirtschafts- und 

Handelsinteressen sowie unterschiedliche Einzelinteressen der europäischen 

Akteur*innen. Unter den Mitgliedsstaaten der EU sind Frankreich und Spanien jene 

Staaten, die am stärksten die Interessen Marokkos vertreten. 

Im Vergleich zur Koalition Pro-Fischereiabkommen ist das Bündnis der Gegner*innen 

des Fischereiabkommens viel kleiner. Es umfasst im Wesentlichen die Regierung 

Schwedens, eine Minderheit der MdEP sowie einige, hauptsächlich Sahrauische 

NGOs. Das Bündnis einte vor allem das Interesse an der Wahrung von internationalem 

Recht, insbesondere dem Recht auf Selbstbestimmung, sowie die Sorge um die 

menschenrechtliche Situation in Marokko. 

Gleichzeitig zeigte sich, dass auch die Gegner*innen des Abkommens beeinflusst 

wurden. Das erläuterte Beispiel der schwedischen Regierungskoalition aus 

Sozialdemokraten und Grünen zeigt, dass der kombinierte Einfluss aus Marokko und 

Frankreich und der Druck von Wirtschaft und Industrie die Politik einer europäischen 
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Regierung auch zum Nachteil von internationalem Recht und Menschenrechten 

beeinflussen können. 

Die Stellungnahmen und Veröffentlichungen der MdEP und Fraktionen, die gegen das 

Abkommen im Parlament gestimmt haben, zeigen, dass sehr wohl ein Bewusstsein für 

die wahrscheinliche Illegalität des Abkommens bestand. Dennoch konnten die 

Befürworter*innen des Abkommens ihre Position und Interessen im 

Aushandlungsprozess durchsetzen. 

Der Protest in Brüssel und das Schreiben der Sahrauischen NGOs an alle MdEP 

macht weiterhin klar, dass eine Zustimmung der Sahrauischen Bevölkerung zum 

Fischereiabkommen von 2019, die im Urteil des EuGH gefordert wurde, mit sehr hoher 

Wahrscheinlichkeit nicht gegeben war. Hingegen scheint das Interesse an dem Konflikt 

bei den größeren NGOs wie Amnesty International und Greenpeace etc. nicht allzu 

groß gewesen zu sein. Lediglich Human Rights Watch hat sich mit einem Brief an die 

MdEP in den parlamentarischen Aushandlungsprozess eingebracht. 

Die Frage, wie es der Koalition Pro-Fischereiabkommen gelang, ihre Interessen 

durchzusetzen, sowie die genaue Ausgestaltung des Verhandlungsprozesses sind der 

zentrale Gegenstand der folgenden Prozessanalyse.  
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7. Prozessanalyse 

Laut der Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa rekonstruiert die Prozessanalyse 

„die komplexen Kampfprozesse, in denen sich der Konflikt durch verschiedene Phasen 

entwickelt“ (Staatsprojekt Europa, 2014, S. 58). Im Zentrum der Analyse stehen die 

unterschiedlichen Faktoren und Dynamiken, also die strategischen Handlungen, 

Praktiken und Taktiken der Akteur*innen des Konflikts innerhalb eines gewissen 

Zeitraums. Die Prozessanalyse verbindet damit die in der Kontextanalyse 

identifizierten, dem Konflikt zugrundeliegenden Faktoren mit der relativen Position und 

dem relativen Kräfteverhältnis der am Konflikt beteiligten politischen Projekte (vgl. 

Staatsprojekt Europa, 2014, S. 58). In dem hier untersuchten Konflikt steht vor allem 

der politische Aushandlungsprozess innerhalb der Apparate der EU im Fokus der 

Analyse. Die Unterfrage der Prozessanalyse lautet: Wie haben die verschiedenen am 

Konflikt beteiligten politischen Projekte versucht, die Aushandlung des Abkommens 

auf EU-Ebene zu ihren Gunsten zu entscheiden? Ausgehend vom Auslaufen des 

Fischereiabkommens, das zwischen 2014 und 2018 in Kraft war, und dem Urteil des 

EuGH vom Februar 2018 wird im Folgenden der konkrete Aushandlungsprozess des 

Fischereiabkommens von 2019, das die Westsahara explizit einbezieht, 

nachgezeichnet. Die Akteur*innenanalyse hat einen Überblick über die am 

Aushandlungsprozess beteiligten gesellschaftlichen Kräfte gegeben und die 

Kontextanalyse hat den geschichtlichen Rahmen des Konflikts dargelegt. Die 

Prozessanalyse wird aufbauend auf diesen beiden Schritten untersuchen, wie der 

Aushandlungsprozess im Detail ablief und welche Akteur*innen sich wann und wie 

eingebracht haben. 

Das Urteil des EuGH, das das Gebiet der Westsahara aus dem 

Assoziationsabkommen zwischen der EU und Marokko ausschloss, veranlasste 

Marokko, sämtliche Beziehungen zur EU einzufrieren. Um Marokko zu besänftigen 

und zur weiteren Zusammenarbeit mit der EU zu bewegen, reiste die Hohe Vertreterin 

/ Vize-Präsidentin Mogherini im März 2016 nach Rabat (vgl. EURACTIV, o.V., 2016). 

Ein zweites Urteil aus dem Jahr 2018, das die Gewässer der Westsahara aus dem 

Fischereiabkommen ausschloss, sollte ebenfalls erneuert werden, um so die 

Kooperation mit Marokko sicherzustellen. Im Folgenden wird der Verhandlungsverlauf 

zur Erneuerung des Fischereiabkommens nachgezeichnet. Die Verhandlungen fanden 
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zum großen Teil parallel zu den Verhandlungen zur Erneuerung des 

Assoziationsabkommens statt. 

Noch während der Verhandlungen vor dem EuGH veröffentlichte Europêche eine 

Pressemitteilung, in der der EuGH aufgefordert wurde, die Vorteile des 

Fischereiabkommens in sein Urteil einzubeziehen (vgl. Europêche, 2018a). Die 

Mitteilung berief sich auf die wirtschaftlichen Vorteile, die für beide Seiten aus dem 

Abkommen entstünden, und forderte, dass nicht zu Ungunsten dieser profitablen 

Kooperation geurteilt werden solle. Aus der Aussendung ging auch klar hervor, dass 

Europêche zum Schutz des eigenen wirtschaftlichen Vorteils die Position Marokkos in 

dem Konflikt übernahm. Die Worte Sahrauis oder Westsahara tauchen in der 

Aussendung nicht auf. Auch die Tatsache, dass von zwei Seiten – nämlich von der EU 

und von Marokko – die Rede ist, zeigt, dass Europêche das Gebiet und die Gewässer 

als marokkanisches Staatsgebiet anerkennt, was im Widerspruch zu den Positionen 

der EU und ihrer MS sowie zu den Standpunkten und Urteilen verschiedener 

internationaler Organisationen wie etwa den Vereinten Nationen oder dem EuGH 

stand. 

Seiner eigenen Rechtsprechung treubleibend, urteilte der EuGH im von der Western 

Sahara Campaign UK eingebrachten Fall am 27. Februar 2018, dass das 

partnerschaftliche Fischereiabkommen zwischen der EU und Marokko nicht auf die 

Westsahara angewandt werden könne. In seiner Begründung befand der EuGH, dass 

das Gebiet nicht unter die Souveränität oder Gerichtsbarkeit Marokkos falle und nicht 

Teil der marokkanischen Fischereizonen sei (vgl. EuGH, 2018). Wie in der 

Kontextanalyse gezeigt, ist der Begriff der Fischereizonen – mit vagen Angaben zu 

deren Grenzen – bereits seit den 1980er Jahren das Mittel der Wahl der EU-

Kommission gewesen, um das Gebiet der Westsahara in die Abkommen 

einzubeziehen. Das Urteil vom 27. Februar 2018 sorgte jedoch dafür, dass dies nicht 

länger möglich ist. Innerhalb weniger Stunden nach der Urteilsverkündung erschien 

eine gemeinsame Pressemitteilung der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 

Sicherheitspolitik und Vizepräsidentin der Europäischen Kommission Federica 

Mogherini und des marokkanischen Außenministers Nasser Bourita, in der beide 

Seiten bekräftigten, die gute Zusammenarbeit in strategischen Bereichen fortsetzen 

und weiter stärken zu wollen: „These areas include most notably issues of strategic 

importance such as migration, security, stability and regional development policy as 
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well as scientific research” (EAD, 2018). Die Westsahara wurde in dieser Mitteilung 

nicht erwähnt, es wurde lediglich auf den UN-geleiteten Friedensprozess verwiesen. 

Wie in der Akteur*innenanalyse gezeigt wurde, umfassen die zentralen Interessen der 

Akteur*innen der EU die Kooperation mit Marokko in den Bereichen Migration sowie 

Sicherheit und Stabilität. Während in der Aussendung vom Selbstbestimmungsrecht 

der Sahrauis oder Ähnlichem nichts zu lesen war, wurde hingegen die gute 

Zusammenarbeit der EU mit Marokko in ebenjenen Bereichen, wie das obige Zitat 

verdeutlicht, hervorgehoben (vgl. EAD, 2018). 

Auch Europêche meldete sich noch am Tag der Urteilsverkündung mit einer 

Pressemitteilung und verlautbarte seine Besorgnis über das Urteil des EuGH (vgl. 

Europêche, 2018b). Europêche bedauerte das Urteil und wünschte sich, dass die EU 

und Marokko an einer Lösung und einem neuen Abkommen arbeiten. Auch 

veröffentlichte Europêche seine eigene rechtliche Einschätzung, wonach der 

geschaffene Mehrwehrt der lokalen Bevölkerung zugutekäme, und betonte stark die 

wirtschaftlichen Vorteile für beide Vertragspartner und für die lokale Bevölkerung. 

Unter Verweis auf eine Einschätzung des rechtlichen Dienstes des EP betonte 

Europêche, dass eine Ausbeutung der Rohstoffe nicht generell gegen internationales 

Recht verstoße, solange die Vorteile dem Volk (people) der Westsahara zugutekämen. 

Die Aussendung argumentierte hingegen, dass die wirtschaftlichen Vorteile 

insbesondere der lokalen Bevölkerung (local population) zugutekämen. In der 

Aussendung wurde also der Begriff people durch local population ersetzt. Das deutet 

darauf hin, dass Europêche, ähnlich wie die EU-Kommission, den Unterschied 

zwischen diesen beiden rechtlichen Begrifflichkeiten ignorierte oder missinterpretierte. 

In einer weiteren Aussendung eine Woche später betonte Europêche, dass die 

Fischereiindustrie entschlossen sei, die Partnerschaft im Bereich der Fischerei mit 

Marokko trotz des Urteils des Europäischen Gerichtshofs aufrechtzuhalten und zu 

stärken (vgl. Europêche, 2021). Ebenso äußerte sich Europêche, dass das Abkommen 

im Falle eines Einspruchs bis zum Ende der Einspruchsfrist (zwei Monate) oder aber 

bis zu einem Urteil des EuGH weiterhin gültig sei. Auch in dieser Aussendung wurde 

der wirtschaftliche Aspekt für beide Partner*innen des Abkommens betont und 

ebenfalls erläutert, dass das Abkommen der lokalen Bevölkerung zugutekäme. 

Europêche nahm damit auch das Wording der Kommission auf, die in den 

Verhandlungen zu neuen Abkommen mit Marokko, die die Westsahara einschließen, 
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den positiven Nutzen für die lokale Bevölkerung betonte und dabei die Begriffe 

population und people als gleichwertig betrachtete. 

7.1. Die Kommission erarbeitet ein neues Abkommen 

Bereits zwei Monate später, am 16. April 2018, autorisierte der Rat die Kommission, 

Verhandlungen mit Marokko über ein neues Abkommen unter Einbeziehung der 

Westsahara zu eröffnen. Trotz des einige Wochen zuvor gefällten Urteils des EuGH 

sprach sich im Rat nur Schweden gegen eine Erneuerung des Abkommens aus (vgl. 

Western Sahara Resource Watch, 2018a, 2018b). 

Am 19. Juli 2018 bestätigte auch das zweite Urteil im Fall T-180/14, dass die 

Westsahara und ihre Gewässer nicht Teil eines Abkommens zwischen der EU und 

Marokko sein dürfen. Gleichzeitig wurde die Klage abgewiesen (EuG, 2018). Da weder 

das Abkommen noch das Protokoll auf die Westsahara angewandt werden können, sei 

die Frente Polisario nicht direkt betroffen, so der Gerichtshof, und habe damit keinen 

Grund, die Klage zu erheben. Die Klage wurde formell für nichtig erklärt. Wie zuvor 

hatte die Frente Polisario im rechtlichen Sinne den Fall also verloren, jedoch erneut 

bestätigt bekommen, dass eine Einbeziehung der Westsahara in die Abkommen 

zwischen der EU und Marokko gegen internationales Recht verstößt. 

Die Verhandlungen über das nachfolgende Abkommen beeinflusste dies in keiner 

Weise. Nach mehreren Verhandlungsrunden verkündete die Kommission in einer 

gemeinsamen Aussendung mit Marokko am 20. Juli, dass eine Einigung über den 

Inhalt des künftigen nachhaltigen Fischereiabkommens erzielt wurde. Obwohl das 

Gebiet der Westsahara, wie schon aus dem Verhandlungsmandat des Rates 

hervorgeht, explizit erwähnter Bestandteil des Abkommens ist, wurde dies in der 

Aussendung mit keinem Wort erwähnt (vgl. Europäische Kommission, 2018b). 

Marokko betrachtete die Einigung als politischen Sieg, der den Anspruch Marokkos 

über das Gebiet weiter festige. In einer Presseaussendung wurde klargestellt, dass 

Marokko kein Abkommen unterzeichnen würde, das die Westsahara, die Marokko als 

seine südliche Provinz bezeichnete, nicht inkludiert (vgl. MAP Express, o.V., 2018a). 

In den darauffolgenden Beratungen gab die Kommission an, die Regierungen der MS, 

Vertreter*innen von Industrie und internationalen Organisationen der Zivilgesellschaft 

der EU sowie die Fischereiverwaltung des Königreichs Marokko und Vertreter*innen 

der Zivilgesellschaft der Westsahara konsultiert zu haben, und betonte, dass sämtliche 
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Akteur*innen, die sich am Evaluierungsprozess beteiligt haben, sich für das 

Abkommen ausgesprochen hätten (vgl. Europäische Kommission, 2018a, S. 5). 

Bemerkenswert an der Stellungnahme der Kommission ist insbesondere die Angabe, 

dass der Europäische Auswertige Dienst Konsultationen mit den betroffenen 

Bevölkerungsgruppen in der Westsahara durchgeführt hatte, damit auch die betroffene 

Bevölkerung ihre Ansichten über die Ausweitung des Abkommens auf die Westsahara 

und ihre Gewässer äußern könne. So sollte laut Kommission gesichert werden, dass 

die lokale Bevölkerung von den sozioökonomischen Auswirkungen des 

Fischereiabkommens profitiere. Zwar erwähnte der Vorschlag der Kommission an den 

Rat, dass einige Akteur*innen sich aus politischen Gründen nicht an der Konsultation 

beteiligen wollten, namentlich wurde aber nur die Frente Polisario genannt. Das Staff 

Working Document der Kommission, das den Vorschlag an den Rat begleitete, weist 

im Annex II eine Liste aller Akteur*innen auf, die konsultiert wurden (vgl. Europäische 

Kommission, 2018c, S. 37). Bemerkenswert ist, dass die Liste aufgeteilt ist in 

Organisationen, die an der Konsultation teilnahmen, und jene, die nicht teilnahmen. 

Hier ist besonders auffällig, dass es sich bei den teilnehmenden Organisationen 

hauptsächlich um marokkanische Regierungsorganisationen und wirtschaftliche 

Unternehmen handelte, während die nicht teilnehmenden Organisationen neben der 

Frente Polisario zahlreiche Sahrauische NGOs umfasste. Die Kommission betonte, bei 

der Evaluation insbesondere wirtschaftliche und menschenrechtliche Auswirkungen 

des Vorschlags untersucht zu haben. Jedoch betrachtete die EK die Frage, ob die 

Bevölkerung der Westsahara von dem Abkommen profitiere, fast ausschließlich unter 

wirtschaftlichen Gesichtspunkten, ohne zur marokkanischen Besetzung Stellung zu 

nehmen. 

Die Tatsache, dass die Frente Polisario und einige Sahrauische NGOs eine Teilnahme 

an der Konsultation verweigerten, lässt die Schlussfolgerung der Kommission, dass 

das Abkommen breite Unterstützung in der lokalen Bevölkerung gefunden habe, als 

sehr unplausibel erscheinen (vgl. Torrejón Rodríguez, 2018, S. 34–36). Die EK 

befasste sich auch nicht mit der Prüfung der völkerrechtlichen Verpflichtungen der EU, 

die sich aus dem Abschluss eines Abkommens mit einer Besatzungsmacht in Bezug 

auf ein besetztes Gebiet ergeben. 

Die Kommission versuchte, mit dem Verweis auf den Nutzen für die lokale Bevölkerung 

die Zustimmung der Mitgliedsstaaten und des EU-Parlaments zu gewinnen, und 
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betonte, dass damit den Forderungen des EuGH entsprochen werde. Jedoch spricht 

der EuGH von Zustimmung des Sahrauischen Volkes und nicht von einem Nutzen für 

die lokale Bevölkerung – eine Formulierung, die, wie gezeigt, auch von Europêche 

übernommen wurde. Das Vorgehen der Kommission kann dahingehend interpretiert 

werden, dass so versucht werden sollte, die MS und das Parlament zu einer 

Zustimmung zum Abkommen zu bewegen, indem ein positives Bild des Abkommens 

gezeichnet wurde, das suggerierte, dass die lokale Bevölkerung so durch die EU 

unterstützt werde (vgl. Torrejón Rodríguez, 2018, S. 35). 

7.2. Beratungen im Parlament und Rat  

Nach der Vorlage des geplanten Texts musste das Abkommen sowohl die Zustimmung 

des Rates als auch des Parlaments erlangen. Wie in der Akteursanalyse gezeigt 

wurde, ist die Kooperation mit Marokko für viele MS wichtig, um die Zusammenarbeit 

in den Bereichen Migration, Handel sowie Stabilität und Sicherheit nicht zu gefährden. 

Spanien als Hauptnutznießer der Fischereiabkommen hatte tatsächlich ein Interesse 

an einer raschen Fortsetzung seiner Fischereiaktivitäten, die das Abkommen 

ermöglichen würde. Gleichzeitig ist Spanien auch direkter Nachbar Marokkos und 

somit an einer guten Zusammenarbeit im Bereich Migration und an einem politisch 

stabilen Nachbarstaat interessiert. Dies verdeutlichte auch der Besuch des spanischen 

Ministerpräsidenten Sanchez im Dezember 2018 in Marokko. Bei einem Treffen mit 

dem marokkanischen König und Prime Minister stand vor allem das Thema Migration 

im Vordergrund (vgl. La Moncloa o.V., 2018c). Auch die zuvor erwähnten 

Stellungnahmen von Europêche, dessen Vorsitzender auch Vorsitzender der 

spanischen Fischereilobby CEPESCA ist, zeigten, dass die Fischereiindustrien der 

EU, insbesondere Spaniens, den raschen Abschluss eines neuen Abkommens 

wünschten. 

Bei einem Treffen mit dem Ausschuss für Landwirtschaft und Fischerei am 13. 

November forderte daher der damalige spanische Minister für Fischerei, Luis Planas, 

die spanischen MdEP aller Fraktionen zu einer raschen Ratifizierung des Abkommens 

auf (vgl. Europa Press o.V., 2018b). Laut WSRW versuchte auch die Kommission, das 

EP zu einer raschen Zustimmung zu bewegen (vgl. Western Sahara Resource Watch, 

2018c). Dieser Druck zeigte Wirkung und die Fraktionsvorsitzenden des EP einigten 

sich darauf, das Verfahren bis Februar 2019 abgeschlossen zu haben (vgl. Western 

Sahara Resource Watch, 2018c). Dementsprechend rasch wurden von den beiden 
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Ausschüssen, die über das Abkommen berieten, Berichterstatter ernannt. Für den 

PECH-Ausschuss wurde der französische Christdemokrat Alain Cadec ernannt, für 

den Budget-Ausschuss der portugiesische Christdemokrat José Manuel Fernandes. 

Der französische Abgeordnete Alain Cadec erklärte bereits am 8. November 2018 in 

dem Entwurf seiner Empfehlungen, dass das Abkommen und sein Protokoll vom EP 

unterstützt werden sollen (vgl. Cadec, 2018). Begründet wurde dies mit dem direkten 

Bezug des Abkommens auf die Westsahara, womit nun dem Urteil des EuGH genüge 

getan sei. Ebenso erwähnte Cadec den Konsultationsprozess des EAD mit der lokalen 

Bevölkerung der Westsahara und betroffenen Akteur*innen, die das Abkommen 

befürworteten, sowie die Vorteile des Abkommens für die lokale Bevölkerung (vgl. 

Suárez-Collado & Contini, 2022, S. 1174). Als die Kommission am 21. November dem 

Parlament ihren Entwurf präsentierte, nutzte Cadec die Chance laut WSRW, um auch 

seine Empfehlungen bekanntzumachen (vgl. Western Sahara Resource Watch, 

2018c). 

Einen Bericht über die Sitzung und die verschiedenen Wortmeldungen liefert der 

WSRW (vgl. Western Sahara Resource Watch, 2018c). So argumentierte der 

Vorsitzende der DG MARE, João Aguiar Machado, während der Präsentation des 

Abkommens im Ausschuss, dass das neue Abkommen sowohl für die EU als auch für 

Marokko, aber auch für das Volk der Sahrauis von entscheidender Bedeutung sei. Die 

Anforderungen des Gerichtshofs seien laut João Aguiar Machado im Vorschlag der 

Kommission berücksichtigt und erfüllt, indem das Abkommen die Westsahara 

ausdrücklich erwähne. Außerdem haben die Kommission und der EAD alle 

angemessenen Anstrengungen unternommen, um die Zustimmung der lokalen 

Bevölkerung durch einen umfassenden Konsultationsprozess zu erlangen (vgl. 

Western Sahara Resource Watch, 2018c).  

Vincent Piket als Vertreter des EAD betonte, dass die Teilnehmer der Konsultation das 

Abkommen unterstützen und selbst Vorschläge unterbreitet haben, um die Vorteile und 

Investitionen im Fischereisektor zu steigern. Diese Vorschläge beziehen sich auch auf 

obligatorische Anlandungen und die Förderung der Beschäftigung lokaler Seeleute. 

Herr Piket erklärte, dass aus politischen Gründen die Frente Polisario nicht an den 

Konsultationen teilnehmen wollte, genauso wie einige internationale 

Nichtregierungsorganisationen. Zusätzlich betonte er, dass die positiven 

Auswirkungen des Abkommens in der Westsahara deutlich sichtbar seien. Dort wurde 
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durch die strukturelle Unterstützung der EU eine kritische Infrastruktur aufgebaut. Piket 

wies unter Verweis auf das Assoziationsabkommen daraufhin, dass sich das 

Assoziations- und das Fischereiabkommen gegenseitig stärken. Die 

Fischverarbeitungsindustrie in der Westsahara werde ausgebaut, was nur sinnvoll sei, 

wenn die Produkte mithilfe des Assoziationsabkommens exportiert werden können 

(vgl. Western Sahara Resource Watch, 2018c). 

Die teilnehmenden Abgeordneten zeigten sich laut WSRW skeptischer: Mit Ausnahme 

der spanischen Abgeordneten Aguilera García (S&D) und Millán Mon (EVP) sowie des 

UKIP-Abgeordneten Coburn äußerten die anderen MdEP Bedenken hinsichtlich der 

Rechtmäßigkeit des Vorschlags (vgl. Western Sahara Resource Watch, 2018c). 

Der finnische Abgeordnete Nils Torvalds (ALDE) warnte davor, dass die EU mit dem 

Abkommen Gefahr laufe, wertvolle Jahre mit weiteren Gerichtsverfahren zu 

verschwenden. Dies würde sich nachteilig auf die EU-Fischereiflotte auswirken. Die 

italienische Abgeordnete Renata Briano (S&D) behauptete, dass die Umsetzung des 

Abkommens in dieser Form Schwierigkeiten verursachen werde und kritisierte, dass 

die Zustimmung der Frente Polisario als die von der UNO anerkannten Vertreterin des 

Volkes der Westsahara nicht eingeholt wurde. Ulrike Rodust (Deutschland, S&D) und 

Isabelle Thomas (Frankreich, S&D) zeigten sich besorgt über das beschleunigte 

Verfahren, da sie befürchteten, dass dies rechtlich problematisch sein könne. Thomas 

fügte hinzu, dass die Frente Polisario nur zwei Tage im Voraus zur Konsultation 

eingeladen wurde, was als unfair empfunden wurde. Linnéa Engström (Schweden, 

Grüne/EFA) wies darauf hin, dass Gelder im Rahmen des vorherigen Protokolls für 

Projekte in der Westsahara an Marokko gezahlt wurden, und fragte, welche 

Maßnahmen ergriffen werden, um diese unrechtmäßig ausgegebenen Gelder 

zurückzufordern. Sie stellte auch die Finanzierung von Siedlerprojekten auf besetztem 

Land durch die Kommission in Frage und betonte, dass Marokko in der Westsahara 

keine rechtmäßigen Zertifikate ausstellen könne, da es keine Souveränität über die 

Region besitze. Ana Miranda (Spanien, Grüne/EFA) hob hervor, dass die Kommission 

ständig die Begriffe people und population vermische. Sie betonte, dass es das Volk 

(people) der Sahrauis sein sollte, das zustimmen und von dem Abkommen profitieren 

müsse, nicht die Bevölkerung (population). Miranda befürwortete zwei separate 

Fischereiabkommen – eines für Marokko und eines für die Westsahara. Der 

portugiesische Sozialist Marinho e Pinto betonte, dass Recht und Rechtsprechung 
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Folge geleistet werden müsse, da die EU auf Rechtsstaatlichkeit gegründet sei und 

sich nicht gegen den eigenen höchsten Gerichtshof wenden dürfe (vgl. Western 

Sahara Resource Watch, 2018c). 

Obwohl die Stellungnahme des Berichterstatters Cadec bei der Ausschusssitzung 

noch nicht offiziell vorlag, verkündete dieser bereits eine äußerst knappe Frist für 

Änderungsanträge – den 3. Dezember 2018 (vgl. Western Sahara Resource Watch, 

2018c). 

Am 28. November 2018 verkündete der Ausschuss der Ständigen Vertreter der 

Mitgliedstaaten als vorbereitendes Organ des Rats, dass die Mitgliedsstaaten dem 

Abkommen zustimmen werden (vgl. Europäischer Rat, 2018a). Tags zuvor richteten 

sich 95 Sahrauische NGOs in einem Brief an den Rat und den Fischereiausschuss 

des EP und forderten diese auf, sich gegen das Abkommen und die illegale Plünderung 

der Fischressourcen der Westsahara auszusprechen (vgl. Western Sahara Resource 

Watch, 2018d). Am 29. November berieten die Minister für Wettbewerb über das 

Abkommen und stimmten diesem schließlich zu. Lediglich die schwedische Regierung 

stimmte gegen das Abkommen. Deutschland gab gemeinsam mit Dänemark eine 

Stellungnahme ab, warum beide Länder dem Abkommen zustimmen. Das Gleiche tat 

Irland (vgl. Europäischer Rat, 2018b; Western Sahara Resource Watch, 2018e). 

Im Jänner 2019 unterzeichneten in Brüssel die Ständige Vertreterin Rumäniens bei der 

EU, Luminita Teodora Odobescu (als Vertreterin der EU-Ratspräsidentschaft), und der 

marokkanische Generalsekretär des maritimen Fischereidepartements, Zakia Driouch, 

das neue Fischereiabkommen. Noch in derselben Woche erfolgte ein Besuch von 

Mogherini in Rabat. Während diesem begrüßte Mogherini die Abstimmung des EP 

über das Assoziierungsabkommen und betonte die Bedeutung der Zusammenarbeit 

zwischen der EU und Marokko (vgl. EuroMeSCo, o.V., 2019). Gleichzeitig gab die 

Frente Polisario eine Pressemitteilung heraus, in der sie den Beschluss des EP scharf 

kritisierte und die EU aufforderte, ihre Haltung in dem Konflikt zu überdenken (vgl. 

Sahara Press Service, 2019). 

Am 23. Jänner 2019 gab der Fischereiausschuss mit 17 Stimmen für und 7 Stimmen 

gegen das Abkommen sein Okay und seine Empfehlung zur Zustimmung zum 

Abkommen ab (vgl. Western Sahara Resource Watch, 2019c). Am 6. Februar forderten 

110 MdEP, dass der Text erneut vor den EuGH gebracht wird, ehe darüber im EP 



   

 

93 
 

abgestimmt wird. Mitgetragen wurde der Antrag etwa durch den Vorsitzenden des 

Ausschusses für internationalen Handel, Bernd Lange (Deutschland, S&D), zwei 

stellvertretende Vorsitzende des Fischereiausschusses, Renata Briano (Italien, S&D) 

und Linnéa Engström (Schweden, Grüne/EFA), und die stellvertretende Vorsitzende 

des Europäischen Parlaments Heidi Hautala (Finnland, Grüne/EFA) (vgl. 

Europäisches Parlament, 2019; Western Sahara Resource Watch, 2019d). 

Gleichzeitig demonstrierten Sahrauis in Brüssel. Am Tag vor der Abstimmung im EP, 

dem 11. Februar 2019, brachte sich mit HRW auch eine internationale NGO in den 

Prozess ein. Auch HRW forderte, dass der EuGH das Abkommen vor der Abstimmung 

begutachte. Als es am 12. Februar zur Abstimmung im EP kam, forderten die Grünen 

erneut, dass der Text noch vor der Abstimmung durch den Europäischen Gerichtshof 

geprüft werden solle (vgl. Greens/EFA, 2019). Sehr klare Worte zu dem Abkommen 

fand MdEP Barbara Lochbihler: 

„Das EU-Marokko-Abkommen bricht humanitäres Völkerrecht und 

konterkariert die Friedensbemühungen der Vereinten Nationen und ihres 

Sondergesandten Horst Köhler. Die Europäische Kommission drückt den 

Stempel der Legalität auf die völkerrechtswidrige Besetzung der Westsahara 

und will sich den Zugang zu den Fischgründen vor der Westsahara erkaufen. 

Ein Abkommen auf Kosten der Menschen in der Westsahara ist nicht 

akzeptabel” (Greens/EFA, 2019). 

 

Der Antrag auf Prüfung des Abkommens durch den EuGH wurde jedoch mehrheitlich 

abgelehnt. Eine Debatte über das Abkommen war im Plenum ebenfalls nicht 

vorgesehen. Dies ist insbesondere bemerkenswert, als wenige Wochen zuvor auf 

Antrag der ALDE-Fraktion im EP die Debatte über das Assoziierungsabkommen 

wieder von der Tagesordnung gestrichen wurde (vgl. Western Sahara Resource 

Watch, 2019b). Nur wenige Wochen zuvor wurden Vorwürfe bzgl. eines möglichen 

Interessenskonflikts gegenüber MdEP Patricia Lalonde (ALDE) bekannt. Sie war als 

Berichterstatterin des EP für das Assoziierungsabkommen benannt worden, legte 

diese Funktion aber nieder, nachdem bekannt wurde, dass sie ihre Mitgliedschaft im 

Board der EuroMedA Foundation mit engen Beziehungen zur marokkanischen 

Regierung verschwiegen hatte (vgl. GUE/NGL, 2018). 
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In der folgenden Abstimmung im Parlament zum Fischereiabkommen stimmten 415 

MdEP für das neue vierjährige Abkommen, das rund 130 EU-Schiffen für 208 Millionen 

Euro erlauben würde, in marokkanischen Gewässern, einschließlich des 

Westsaharagebiets, zu fischen. Trotz der zahlreichen Bedenken ob der 

Rechtskonformität des Abkommens gelang es der Fraktion Pro-Fischereiabkommen, 

diese 415 Abgeordneten zur Zustimmung zum Abkommen zu bewegen, während 189 

MDEP gegen das Abkommen stimmten und 49 MdEP sich der Abstimmung enthielten. 

Obwohl Sahrauische NGOs und die Frente Polisario als anerkannte Vertretungen des 

Sahrauischen Volkes sich klar gegen das Abkommen aussprachen, passierte das 

Abkommen damit auch das EU-Parlament. 

Die letzte Hürde des Gesetzgebungsprozesses war die finale Abstimmung im Rat. In 

seiner Sitzung vom 4. März 2019 gab der Rat schließlich seine Zustimmung zu dem 

Abkommen (vgl. Rat der Europäischen Union, 2019a). 

Mit der Zustimmung im Rat war der formale Prozess in der EU abgeschlossen. Wenige 

Wochen zuvor war auch der Aushandlungsprozess zum Assoziierungsabkommen 

abgeschlossen worden. Das Abkommen war auf Drängen der Koalition Pro-

Fischereiabkommen in einem Eilverfahren in den EU-Apparaten abgehandelt worden. 

Wenngleich in der Akteur*innenanalyse gezeigt wurde, dass die Fraktion Pro-

Fischereiabkommen das mächtigere der beiden Bündnisse war, überrascht die sehr 

klare Mehrheit bei der Abstimmung im EU-Parlament dennoch. In mehreren Urteilen 

machte der EuGH klar, dass Abkommen zwischen der EU und Marokko, die die 

Westsahara einbeziehen, nur bei Zustimmung des Sahrauischen Volkes legal sein 

können. Dennoch gelang es dem Projekt Pro-Fischereiabkommen, insbesondere der 

Kommission, unter Mithilfe der spanischen und französischen Regierungen in den 

Verhandlungen nahezu alle Repräsentanten der MS im Rat und des EP davon zu 

überzeugen, dass mit einem in weiten Teilen fragwürdigen Konsultationsverfahren und 

angeblichen Vorteilen für die lokale Bevölkerung die Voraussetzungen des EuGH 

erfüllt worden seien. Neben der Kommission und den Regierungen Spaniens und 

Frankreichs bemühten sich auch einige MdEP, die sich aus unterschiedlichen Gründen 

und Interessen für die Erneuerung des Abkommens einsetzten, um einen raschen und 

in ihrem Sinne positiven Abschluss der Verhandlungen.  
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7.3. Nachspiel 

Nach Abschluss des Fischereiabkommens (und des Handelsabkommens) zwischen 

der EU und Marokko kam es zu einer deutlichen Entspannung in den Beziehungen 

zwischen den beiden Abkommenspartnern. Insbesondere zeigte sich das in der 

erfolgreich abgeschlossenen 14. Tagung des Assoziationsrates zwischen der EU und 

Marokko am 27. Juni 2019 und der daraus resultierenden gemeinsamen Erklärung (vgl. 

Rat der Europäischen Union, 2019b). Die Tagung des Assoziationsrates war die erste 

Sitzung dieses Gremiums nach über vier Jahren und wurde als Neubelebung der 

politischen Beziehungen zwischen der EU und Marokko dargestellt. Nachdem die 

Frage nach der Einbeziehung der Westsahara in die beiden 2019 beschlossenen 

Abkommen zur Zufriedenheit der marokkanischen Regierung gelöst wurde, klärte man 

in der Sitzung des Assoziationsrats die Prioritäten der Zusammenarbeit zwischen der 

EU und Marokko und die künftige Kooperation in unterschiedlichen Bereichen. Die 

Kooperationsthemen umfassten insbesondere die Bereiche Sicherheit, 

Migrationssteuerung, Klima sowie Handel und Entwicklung.  

Mehrfach wurde auf die instabile Situation in Nordafrika verwiesen und Marokkos Rolle 

als Stabilisator in der Region hervorgehoben , ohne näher auf die Rückschritte 

Marokkos bei den Menschenrechten und Grundfreiheiten einzugehen (vgl. Teevan, 

2019). Obwohl in den Dokumenten die Bedeutung von Demokratie und 

Menschenrechten hervorgehoben wird, läuft dies in der Praxis auf eine Reihe von 

technokratischen Initiativen zum Thema Regierungsführung und Menschenrechte 

hinaus, wie zum Beispiel einen technischen Expertenausschuss für Menschenrechte, 

ein Programm zur Unterstützung der Justizreform und finanzielle Unterstützung für die 

Zivilgesellschaft (vgl. Teevan, 2019). 

In der von Marokko gemeinsam mit dem Rat veröffentlichten Erklärung findet sich auch 

ein Verweis auf die Situation in der Westsahara wieder. Seiner Linie treubleibend, 

verwies der Rat in dieser auf die Bemühungen der UN, den Prozess fortzusetzen, der 

darauf abzielt „to reach a just, realistic, pragmatic, lasting and mutually acceptable 

political solution to the issue of the Western Sahara, based on compromise in 

accordance with the UN Security Council resolutions, and in particular Resolution 2468 

of 30 April 2019” (Rat der Europäischen Union, 2019b). Weiterhin wurde Marokko für 

seine ernsthaften und glaubwürdigen Bemühungen gelobt, eine solche Lösung 

herbeizuführen, obwohl die von Marokko vorgeschlagene Autonomielösung seit 
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mehreren Jahrzehnten unverändert geblieben war und Marokko jeden Vorschlag, der 

sich gegen eine Aufnahme des Gebiets der Westsahara in marokkanisches 

Staatsgebiet aussprach, absolut ablehnend gegenüberstand. 

Die Frente Polisario erhob gegen das Fischereiabkommen erneut Klage vor dem 

EuGH und in seinem Urteil im Jahre 2021 bestätigte der EuGH erneut, dass die 

Westsahara nur nach Zustimmung des Sahrauischen Volks Teil der Abkommen 

zwischen der EU und Marokko sein dürfe (vgl. EuGH, 2021). Der Rat und die 

Kommission legten Berufung gegen dieses Urteil ein, die Verhandlungen vor dem 

EuGH dazu dauern noch an.   
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8. Ergebnisdiskussion 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es zu erläutern, welche Interessen von Akteur*innen 

der Europäischen Union sich in dem partnerschaftlichen Abkommen über nachhaltige 

Fischerei von 2019 verdichteten und wie diese durchgesetzt werden konnten. Es 

wurde gezeigt, dass sich trotz mehrerer Urteile des EuGH und der klaren 

Rechtsprechung desselben eine große Mehrheit der Akteur*innen in den EU-

Apparaten für die Erneuerung des Fischereiabkommens zwischen Marokko und der 

EU von 2019 einsetzten. Der Dreischritt der HMPA durch Kontext-, Akteur*innen- und 

Prozessanalyse ermöglichte die systematische Aufarbeitung und Nachzeichnung der 

am Aushandlungsprozess beteiligten Akteur*innen, die Darlegung von deren 

Interessen sowie auch des Verlaufs der Verhandlungen bis zum Inkrafttreten des 

Abkommens. Der von Brand (2013; Brand et al., 2022) und der Forschungsgruppe 

Staatsprojekt Europa (2014) entwickelte Dreischritt der HMPA erwies sich als für die 

Analyse eines außenpolitischen Entscheidungsfindungsprozesses der EU als sehr 

geeignet. 

So konnte durch die Kontextanalyse sowohl der konkrete historische und strukturelle 

Kontext des Konflikts um die Westsahara als auch die direkte Vorgeschichte der 

Fischereiabkommen der EU mit Marokko ausführlich und im Detail nachgezeichnet 

werden. Es zeigte sich, dass die Entscheidungen der Akteur*innen in den EU-

Apparaten im Bereich der Kooperation mit Marokko und im Speziellen in der Fischerei 

von Kontinuität und spezifischen Interessen der Mitgliedsstaaten und der Kommission 

geprägt waren. Aus der Kontextanalyse geht hervor, dass im geschichtlichen Verlauf 

in die Abkommen zwischen der EU und Marokko die Westsahara stets implizit 

einbezogen war. Dies ist ein Überbleibsel des spanischen Kolonialismus in der Region, 

aber auch Folge der Interessen der Apparate und Mitgliedsstaaten der EG bzw. EU zu 

Zeiten des Kalten Kriegs. Insbesondere die Regierungen Frankreichs zählten seit 

Jahrzehnten zu den engsten Verbündeten des marokkanischen Königshauses. Neben 

den Interessen der Mitgliedsstaaten, insbesondere Frankreichs und Spaniens, haben 

die verschiedenen Institutionen der EU – hauptsächlich die Kommission – ein 

Interesse an guten Beziehungen mit Marokko. Zu Beginn des Westsaharakonflikts 

versuchten sowohl die Kommission als auch der Rat, als Vertreter der Interessen der 

Mitgliedsstaaten in dem Konflikt keine aktive Rolle einzunehmen. Bis spät in die 80er 

Jahre hielten die EU-Apparate an der Position fest, dass es sich bei dem Konflikt um 
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einen regionalen Konflikt zwischen Marokko und Algerien handele; selbst als die UNO 

von dieser Position längst abgerückt war. Erst der Beitritt Spaniens zur EG und das 

aus der eigenen Geschichte erwachsene Wissen und die differenziertere Haltung der 

spanischen MdEP sorgten für ein Umschwenken der Position des EP, das seitdem zu 

jener EU-Institution wurde, die sich innerhalb der EU am stärksten für die Rechte der 

Sahrauis einsetzte. 

Gleichzeitig wurde in der Kontextanalyse gezeigt, dass dieser Einsatz sich nie auf die 

Ressourcen der Westsahara erstreckte. Obwohl das EP das Selbstbestimmungsrecht 

der Sahrauis anerkennt, hat das EP dieses Recht nie auf eine Selbstbestimmung über 

die Ressourcen des Gebiets ausgedehnt. Lediglich 2011 hielt das EP seine 

Zustimmung zur Verlängerung des Fischereiabkommens zurück. Zwar wurde in der 

Debatte das Selbstbestimmungsrecht der Sahrauis angeführt, jedoch war dies nicht 

der ausschlaggebende Punkt für die Ablehnung des Abkommens. Insbesondere 

finanzielle als auch ökologische Bedenken waren wahrscheinlich die Beweggründe für 

eine Mehrheit der MdEP. Dies zeigt sich insbesondere an der Zustimmung zahlreicher 

MdEP zum Assoziierungsabkommen, das nur wenige Monate nach der Debatte über 

das Fischereiabkommen 2011 von den MdEP angenommen wurde. Dieses wurde von 

den MdEP angenommen, obwohl es die Ressourcen und das Gebiet der Westsahara 

ebenso mit einschloss wie es auch das Fischereiabkommen tat. 

Während im Parlament zumindest über die Westsahara diskutiert wurde, scheint in der 

Kommission Konsens darüber bestanden zu haben, dass gute Beziehungen zu 

Marokko für die EU wichtiger sind als das Selbstbestimmungsrecht der Sahrauis. Die 

Kommission war stets um die Erneuerung der Abkommen mit Marokko bemüht und 

verwies bestenfalls auf den von der UNO geleiteten Friedensprozess. Die Kommission 

selbst zeigte aber keinerlei Initiative, um Druck auf Marokko aufzubauen und so die 

völkerrechtswidrige Besetzung der Westsahara durch Marokko zu beenden. 

Die Mitgliedsstaaten nahmen in dem Konflikt und den dazu geführten Verhandlungen 

mit Marokko unterschiedliche Positionen ein. Während enge Verbündete Marokkos, 

etwa Frankreich, und Nutznießer der Abkommen, so Spanien, generell für die 

Abkommen stimmten, waren nordische MS, die nicht oder nur wenig von den 

Abkommen profitierten, eher geneigt, aus völkerrechtlichen Gründen gegen die 

Fischereiabkommen mit Marokko zu stimmen. 
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Die historische Analyse zeigt, dass die Verhandlungen über die Erneuerungen des 

Abkommens stringent und stets mit einer Mehrheit der MdEP, der Regierungen der MS 

und mit großer Unterstützung der Kommission betrieben wurden, um eine 

Unterbrechung des Fischfangs vor der Küste der Westsahara zu vermeiden. 

Gleichzeitig zeigen aber bereits in den 1980er Jahren eingebrachte Resolutionen, 

dass ein Bewusstsein über die mögliche Illegalität der Rohstoffausbeutung in der 

Westsahara vorhanden war. 

In der Akteur*innenanalyse wurden die konkrete Konstellation der beteiligten 

Akteur*innen während der Verhandlungen zum Abkommen von 2019 und deren 

Interessen herausgearbeitet. Mithilfe der Akteur*innenanalyse konnten die relevanten 

Akteur*innen in zwei politische Projekte unterteilt werden, was die Komplexität 

reduzierte und eine verdichtete Übersicht über das Interessengemenge und die 

Bündnisse auf EU-Ebene ermöglichte. Wie aus der Kontextanalyse hervorgeht, hatten 

geoökonomische, aber auch geopolitische Interessen in den Verhandlungen stets 

Gewicht. Gleichzeitig zeigt die Analyse der veröffentlichten Dokumenten sowie der 

geführten Interviews, dass für die Verhandlungen ab 2018 vor allem das Thema 

Migration ausschlaggebend war. Das als Koalition Pro-Fischereiabkommen 

bezeichnete Bündnis aus Vertreter*innen der Fischereiindustrie, der Kommission, der 

Regierungen in Madrid und Paris sowie einer Mehrheit der MdEP, insbesondere des 

konservativen und liberalen politischen Spektrums, aber auch der S&D-Fraktion, 

konnte seine Interessen ohne Abzüge gegenüber den Gegner*innen des Abkommens 

durchsetzen. Das zeigt sich auch an den analysierten Dokumenten: In keinem der 

analysierten Dokumente fand sich ein Hinweis auf die Illegalität der völkerrechtlichen 

Besetzung der Westsahara durch Marokko. Ebenso sprechen sich alle Akteur*innen in 

den vom EAD veröffentlichten Dokumenten stets für die Abkommen und die 

Beziehungen zu Marokko aus. Das zeugt von einer dominanten Position der Koalition 

Pro-Fischereiabkommen, die so umfänglich ist, dass die Interessen derer, die das 

Abkommen ablehnen, in den vom EAD veröffentlichten Dokumenten nicht einmal 

Erwähnung finden. Dabei dürfte es der Fischereiindustrie tatsächlich vorrangig um den 

Zugang zu den reichen Fischgründen der Westsahara gegangen sein, wobei auch die 

Regierung in Madrid ein Interesse an dem Fortbestand des Fischereiabkommens 

hatte. Insbesondere die Vertreter*innen Spaniens und Frankreichs waren an der 

Mitarbeit und Unterstützung Marokkos bei der Kontrolle und Steuerung von 

Migrationsströmen entlang der sogenannten westlichen Mittelmeerroute interessiert. 
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Die zahlreichen Statements der Kommission, in denen Marokko stets im 

Zusammenhang mit erfolgreicher Kooperation im Bereich Migration, aber auch 

Sicherheit und Stabilität hervorgehoben wird, verdeutlichen, dass die Kommission das 

Fischereiabkommen als ein politisches Abkommen sah, das die weitere Kooperation 

Marokkos in den Bereichen Migration sowie Sicherheit und Stabilität sichern sollte. 

Die Koalition, die sich gegen das Abkommen aussprach, umfasste unter den 

Mitgliedsstaaten lediglich Schweden. Zwar gab es einige Staaten, die dem Abkommen 

aufgrund der Urteile des EuGH skeptisch gegenüberstanden, so etwa Deutschland, 

Dänemark oder Irland. Dennoch schaffte es die Kommission unter Verweis auf die 

Einbindung und den vermeintlichen Nutzen des Abkommens für das Gebiet der 

Westsahara, diese Staaten zur Zustimmung zum Abkommen zu bewegen. Im Rat war 

Schweden so mit seiner ablehnenden Haltung isoliert. Im EP gab es eine Minderheit 

der MdEP, die das Abkommen ebenfalls ablehnte. Darunter waren vor allem die beiden 

linken Parteien Die Grünen und Die Linke, einige Abgeordnete der S&D-Fraktion sowie 

MdEP, die einer – oftmals rechtspopulistischen – Unabhängigkeitsbewegung 

angehörten, wie etwa die UKIP-Abgeordneten. Diese MdEP vertraten die Ansicht, dass 

die namentliche Aufnahme der Westsahara in das Fischereiabkommen nach wie vor 

gegen internationales Recht verstoße und die EU sich an der illegalen Plünderung 

eines besetzten Gebiets beteilige. Ebenfalls organisierten Sahrauische 

zivilgesellschaftliche Organisationen Proteste in Brüssel, um ihrer Missbilligung der 

Aufnahme der Westsahara in das Abkommen Ausdruck zu verleihen. Von den 

bekannteren NGOs brachte sich lediglich Human Rights Watch in die Verhandlungen 

ein. 

Der Verlauf des Aushandlungsprozesses war Gegenstand der Prozessanalyse. Die 

Prozessanalyse ermöglichte eine genaue Rekonstruktion der Debatte in den EU-

Apparaten unter Einbeziehung der in der Akteur*innenanalyse identifizierten 

politischen Projekte und deren Interessen und untersuchte, wie die Koalition Pro-

Fischereiabkommen ihre Interessen durchsetzen konnte. Nach dem Urteil des EuGH 

zum Assoziierungsabkommen und dem Fischereiabkommen 2018 beschloss die 

Kommission, beide Abkommen neu zu verhandeln, um Marokko zu besänftigen, das 

angesichts der Urteile androhte, die Kooperation auch in anderen Bereichen 

auszusetzen. Die Fischereiindustrie unter Führung ihrer Interessensvertretung 

Europêche drückte ebenfalls Bedenken aus und versuchte, noch während der 
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laufenden Verhandlungen des EuGH Einfluss auf dessen Urteil zu nehmen. In weiterer 

Folge setzte sich Europêche stark für eine Erneuerung des Abkommens unter 

Einbezug der Westsahara ein, in deren Gewässern der überragende Anteil an Fisch 

von der EU-Flotte gefangen wurde. Die Kommission wurde sich mit Marokko schnell 

einig, wie ein neues Abkommen unter Einbeziehung der Westsahara aussehen könnte 

und präsentierte dem Rat, der zügig ein neues Verhandlungsmandat erteilte hatte, 

bereits im Herbst 2018 das neue Abkommen. Im Rat wurde dieses durchgewunken 

und im Parlament wurde ein beschleunigter Prozess seitens des Projekts Pro-

Fischereiabkommen angestrebt. So wurde etwa eine öffentliche Debatte über das 

Abkommen im Plenum vom Bündnis Pro-Fischereiabkommen unterbunden. Ebenso 

fanden die Ausschusssitzungen des PECH-Ausschusses, in denen das Abkommen 

verhandelt wurde, unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. 

Von den zivilgesellschaftlichen Organisationen der EU brachte sich lediglich Human 

Rights Watch einen Tag vor der Abstimmung im EP in den Prozess ein. In einem Brief 

forderte HRW die MdEP auf, gegen das Abkommen zu stimmen. Das Schreiben fand 

jedoch wenig Gehör und mit großer Mehrheit stimmten die MdEP dem Abkommen 

schließlich zu. Dabei spielten sowohl wirtschaftliche Interessen der jeweiligen 

Herkunftsländer der MdEP als auch das Thema Migrationskontrolle und der Wunsch 

nach einem stabilen und kooperativen Marokko eine entscheidende Rolle. Auch 

scheint es der Kommission gelungen zu sein, zahlreiche MdEP davon zu überzeugen, 

dass ein expliziter Einbezug der Westsahara und der Verweis auf die Vorteile für die 

lokale Bevölkerung ausreiche, um dem Urteil des EuGH Rechnung zu tragen. In der 

abschließenden Abstimmung im Rat war es nur Schweden, das sich gegen den 

Abschluss des Abkommens aussprach.  

Nach Abschluss der Abkommen trat eine deutliche Entspannung in den Beziehungen 

zwischen der EU und Marokko ein. Die analysierten Dokumente aus dem Jahre 2019 

zeigen, dass im Anschluss an die erfolgreichen Verhandlungen zu dem 

Fischereiabkommen die Beziehungen verbessert werden konnten und die Themen 

Migrationskontrolle, Handel, Wirtschaft und Entwicklung sowie Sicherheit und Stabilität 

die weiteren Gespräche zwischen beiden Seiten dominierten. Das Projekt Pro-

Fischereiabkommen konnte seine Ziele und die Interessen seiner Lobby 

vollumfänglich umsetzen. So konnte weiterhin den Zugang der EU-Fischereiflotte 

(insbesondere der spanischen) zu den Gewässern der Westsahara sichergestellt 
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werden und eine weitere bzw. vertiefte Kooperation in den Bereichen Migration sowie 

der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Marokko, inklusive der Ausbeutung der 

Rohstoffe der Westsahara, erzielt werden. Die Akteur*innenkoalition, die sich gegen 

das Fischerabkommen aussprach, konnte ihre Interessen nicht durchsetzen. Selbst 

für die Forderung nach einer erneuten Beurteilung des Abkommens durch den EuGH 

vor der Abstimmung im EP – die nach mehreren Urteilen, die diverse Abkommen mit 

Marokko für auf die Westsahara als nicht anwendbar befanden, berechtigt erscheint – 

konnte im EP keine Mehrheit gefunden werden. Die schwedische Regierung war die 

Einzige, die sich im Rat gegen das Abkommen aussprach. Trotz der Tatsache, dass 

der EuGH mehrfach geurteilt hatte, dass die Westsahara nicht Teil der Abkommen sein 

darf, solange das Sahrauische Volk (nicht die lokale Bevölkerung) diesen nicht 

zustimme, stimmten mit Ausnahme von Schweden alle MS dem Abkommen zu. In der 

Vergangenheit wurden allerdings Fischereiabkommen auch durch andere MS im Rat 

abgelehnt. Das nun geänderte Verhalten zeugt davon, dass die MS von ihren 

normativen Standpunkten hinsichtlich der Bedeutung internationalen Rechts 

abrückten und geoökonomische und geoökologische Faktoren schwerer gewichteten. 

Zusammenfassend lässt sich folgender Schluss ziehen: Die Analyse zeigt klar, dass 

es dem Bündnis Pro-Fischereiabkommen gelungen ist, seine Interessen und seinen 

Wunsch nach einer Erneuerung des Abkommens mit Marokko voll umfänglich 

umzusetzen. Zentral war für die Koalition Pro-Fischereiabkommen insbesondere der 

Wunsch, Marokko als verlässlichen Partner im Bereich der Migration zu behalten. Dies 

trifft insbesondere für die Kommission, aber auch für die Regierungen der MS, 

insbesondere Spanien und Frankreich, zu. Das Fischereiabkommen war somit 

zuallererst ein politisch gewünschtes Abkommen, das die Kooperation Marokkos in 

diesem Bereich sicherstellen sollte. Unterstützt wurde dieses Anliegen von 

wirtschaftlichen Interessen, wobei insbesondere die spanische Regierung und 

Europêche ein tatsächliches Interesse an den Fischereirechten entlang der Küste der 

Westsahara hatten und haben. 

Es gelang der Kommission in Kooperation mit spanischen und französischen 

Regierungsvertreter*innen sowie einigen MdEPs, die Mehrheit der Abgeordneten des 

EP davon zu überzeugen, dass durch die namentliche Nennung der Westsahara der 

Rechtsprechung des EuGH Genüge getan sei. Trotz kritischer Einwände der 

Gegner*innen des Abkommens innerhalb der EU und Sahrauischer NGOs wurde das 
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Abkommen schlussendlich in allen Institutionen mit breiter Mehrheit angenommen. Die 

Stellungnahmen seitens Deutschlands, Dänemarks sowie Irlands zeigen jedoch, dass 

eine gewisse Skepsis auch unter den Regierungen der MS gegeben war. Jedoch 

wurde die Kooperation Marokkos beim Schutz der Außengrenzen der EU und im 

gemeinsamen Handel höher als die normativen Ansprüchen, die die EU an sich selbst 

und an ihre Außenbeziehungen stellt, bewertet. 

Die Kommission war während der Verhandlungen jedoch sehr bemüht, das Abkommen 

dennoch positiv darzustellen. Durch den Hinweis auf den Nutzen für die lokale 

Bevölkerung und die absichtliche Vertauschung der Begriffe Bevölkerung und Volk 

sollte der Eindruck erweckt werden, dass Selbstbestimmung und wirtschaftliche 

Vorteile für die Westsahara gesichert seien. Die angebliche Einbindung der 

Bevölkerung in den Konsultationsprozess stellt sich bei genauerer Betrachtung als 

höchst zweifelhaftes Vorgehen dar, da sich nur marokkanische Wirtschaftsbetriebe, 

staatsnahe Organisationen und lokale Beamte sowie Regierungsmitglieder an dem 

Prozess beteiligten, während Sahrauische NGOs und die anerkannte Vertretung des 

Sahrauischen Volkes, die Frente Polisario, eine Teilnahme verweigerten. 

Durch das von der Kommission und der spanischen Regierung angestrebte und vom 

spanisch/französisch dominierten Fischereiausschuss unterstützte Vorhaben, den 

Prozess möglichst rasch abzuschließen, konnte auch eine intensivere und damit 

öffentlichkeitswirksamere Debatte unterbunden werden. 

Jahrelang haben die EU und zahlreiche Regierungen ihrer MS Lippenbekenntnisse 

zur Pflicht der Nichtanerkennung der Herrschaft Marokkos über die Westsahara 

abgegeben, während sie genau diese Pflicht verletzten, indem die EU Abkommen mit 

Marokko auf die Teile der Westsahara anwendet, die unter marokkanischer 

Militärkontrolle stehen. 

8.1. Rückbezug auf theoretische Vorüberlegungen und Forschungsansatz 

Bieling  beschreibt die EU als ein von marktliberalen Kräften dominiertes Imperium, 

das seinen Gestaltungs- und Herrschaftsanspruch auf globaler Ebene eher durch eine 

hegemoniale statt eine – im klassischen Sinne – imperialistische Logik verfolgt (vgl. 

Bieling, 2010, S. 229). Das bedeutet, dass die von der EU als universal gültig erklärten 

Werte, die sich unter dem sehr weit gefassten Begriff von Good Governance 

subsummieren lassen, als Rechtfertigung für das Handeln der EU dienen. Dieses zielt 
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dabei in erster Linie auf die Schaffung von für die EU günstigen geoökonomischen und 

geopolitischen Rahmenbedingungen ab, die die von der EU angestrebte liberale und 

globalisierte Wirtschaftsordnung stützen sollen. Die EU ist laut Bieling somit selbst eine 

aktive Akteurin und Gestalterin der Globalisierung (vgl. Bieling, 2010, S. 84). Das 

bedeutet nicht, dass eine solche Politik innerhalb der EU oder ihrer Apparate selbst 

völlig unumstritten ist, jedoch hat sich seit den 1980er Jahren eine dominante 

wirtschaftsliberale Fraktion durchgesetzt, die das politische Projekt der liberalen 

Globalisierung vorantreibt. 

Das EU-Imperium verfolgt dabei, wie erwähnt, keine klassische imperialistisch-

militärische Doktrin, sondern ist geprägt durch eine hegemoniale Herrschaftsstrategie. 

Diese beruht auf kooperativ-konsensualen Formen der Herrschaft, durch die die EU 

ihre Vorstellungen einer geoökonomischen Expansion unter Einsatz von Instrumenten 

einer „weichen“ Geopolitik verfolgen kann (vgl. Bieling, 2010, S. 230). Den 

geoökonomischen Expansionsbestrebungen der EU sollen Staaten nicht aufgrund von 

Zwang folgen, sondern dies zum eigenen Wohle und freiwillig tun. Zugleich wohnt der 

Herrschaftsstrategie der EU aber stets auch ein gewisses Zwangspotential inne – 

insbesondere durch handelspolitische Strafen, aber auch im klassischen Sinne durch 

(militärische) Gewalt.  

Nicht selten jedoch stehen geoökonomische bzw. geopolitische Bestrebungen der EU 

im Widerspruch zu den normativen Werten, die von der EU selbst als universal gültig 

postuliert werden. In einem solchen Falle sind es meist die normativen Vorstellungen 

und Werte, die in den Hintergrund geraten, sollten geopolitische oder geoökonomische 

Ziele bedroht sein. Das Beispiel der Westsahara zeigt dies sehr deutlich. Trotz 

mehrfacher Urteile des EuGH, die eine Einbindung der Westsahara in die Abkommen 

zwischen der EU und Marokko untersagen, nimmt die EU das Gebiet dennoch stets in 

die bilateralen Abkommen mit Marokko auf. 

Die verschiedenen Analyseschritte der HMPA halfen, die Entwicklungen anhand des 

Nachhaltigen und partnerschaftlichen Fischereiabkommens von 2019 aufzuzeigen 

und die beteiligten Akteur*innen und deren Interessen offenzulegen. 

Mit dem Wandel der EG seit den 1980er Jahren hin zu einer treibenden Kraft der 

Globalisierung wurde Marokko zu einem wichtigen Partner der EG bzw. der EU auf 

dem afrikanischen Kontinent. Zunächst noch geprägt von der Logik des Kalten Krieges 
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betrachteten die MS der EG den Krieg um die Westsahara als einen regionalen Konflikt 

zwischen Algerien und Marokko. Da Marokko ein wichtiger Verbündeter des Westens 

auf dem afrikanischen Kontinent war, konnte das Land stets auf die Unterstützung 

seiner Verbündeten, insbesondere Frankreich und der USA, zählen. Mit dem Beitritt 

Spaniens zur EG wandelte sich diese Ansicht insbesondere im EP, das zunehmend 

als Vertreterin der Rechte der Sahrauis auftrat. Gleichzeitig schlossen in den 1980er 

Jahren bereits einige Abkommen der EG mit Marokko das Gebiet der Westsahara ein. 

Spanien drängte gleichzeitig auf den Abschluss eines Fischereiabkommens zwischen 

der EG und Marokko, das die reichen Fischfanggründe der Westsahara umfassen 

sollte. Die weiteren Abkommen, die mit Marokko geschlossen wurden, zielten auch auf 

eine Stabilisierung des Landes als Absatzmarkt für die wirtschaftlichen und finanziellen 

Interessen der EU ab. Geopolitische und geoökonomische Interessen überlagerten 

also bereits früh normative Ziele und Vorstellungen der EU-Politiken gegenüber 

Marokko.  

Die Koalition Pro-Fischereiabkommen war dabei selbst keinesfalls homogen, sondern 

die unterschiedlichen Akteur*innen verfolgten teils Eigeninteressen. Diese wurden 

aber geeint in dem Wunsch, Marokko als wichtigen Partner in verschiedenen 

Bereichen zu erhalten. Geopolitische Interessen wie ein stabiles Land in Nordafrika, 

die Bekämpfung von Migration oder die Zusammenarbeit im Bereich 

Terrorismusbekämpfung trafen auf geoökonomische Interessen wie Fanglizenzen der 

EU-Flotte außerhalb ihrer eigenen Gewässer sowie den Erhalt Marokkos als 

wichtigsten Partner für Handel, Wirtschaft und Finanzen der EU auf dem afrikanischen 

Kontinent. Im Rahmen der Europäischen Nachbarschaftspolitik ist Marokko als 

privilegierter Partner eingestuft. So kann auch die EU-Grenzschutzagentur Frontex in 

dem Land operieren, wodurch die EU-Grenze effektiv an das südliche Ufer des 

Mittelmeers verschoben wird (vgl. Cavanagh, 2021). Das Königreich erhält 

umfangreiche EU-Hilfsgelder, um die Stabilität in Nordafrika zu fördern und somit die 

Migration in Richtung EU zu unterbinden. Auch dies untermauert Bielings 

Argumentation, da Imperien oft unscharfe Außengrenzen haben (vgl. Bieling, 2019, S. 

285f). 

In den Dokumenten finden sich auch zahlreiche Verweise auf das, was hier – sehr weit 

gefasst – als Good Governance bezeichnet wird. Darunter fallen etwa 

Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit oder Transparenz. Die Stärkung dieser, wie die 
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EU-Apparate schreiben, mit Marokko geteilten Werte wird regelmäßig betont. Zugleich 

aber unterbindet Marokko das Selbstbestimmungsrecht der Sahrauis seit beinahe 50 

Jahren und plündert völkerrechtswidrig die Rohstoffe des besetzten Gebietes ohne die 

Zustimmung der Sahrauis. Zahlreiche Expert*innen des internationalen Rechts 

argumentieren, dass sich die EU durch die Abkommen mit Marokko, darunter auch das 

Fischereiabkommen, an dieser völkerrechtswidrigen Praxis mitschuldig macht. 

Mit Blick auf die Überlegungen Bielings lassen sich diese doppelten Standards im 

Umgang mit Marokko und der Westsahara dahingehend interpretieren, dass die 

unterschiedlichen Apparate der EU aufgrund geoökonomischer und geopolitischer 

Interessen gute Beziehungen zu Marokko beibehalten wollen. Insbesondere Marokkos 

Rolle in der Steuerung von Flüchtlingsströmen und seine Funktion als stabiler und 

verlässlicher Partner sind für die EU sicherheitspolitische Aspekte ihrer geopolitischen 

Strategie. Hinzu kommt ein wirtschaftliches Interesse, insbesondere der beiden MS 

Frankreich und Spanien, das über den Fischfang hinausgeht und für die 

geoökonomischen Interessen der EU ebenfalls von Bedeutung ist. Durch die 

Einbeziehung von Begriffen wie Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 

in die Verhandlungen zum Fischereiabkommen und die Betonung selbiger in 

Presseaussendungen und zahlreichen Statements von hochrangigen EU-

Vertreter*innen sollen diese geopolitischen und geoökonomischen Interessen 

normativ gestützt werden – auch gegenüber internen Kritiker*innen. 

Gleichzeitig untergräbt die EU mit ihrem Vorgehen aber gerade jene Werte, die sie zur 

Rechtfertigung ihrer Beziehungen zu Marokko heranzieht. Durch das Vorgehen der EU 

gegen die Urteile des EuGH und den wahrscheinlichen Bruch internationalen Rechts 

durch die Ausbeutung der Rohstoffe der Westsahara verliert ihre normative 

Legitimationsstrategie an Glaubwürdigkeit. Weiterhin untergräbt die EU damit auch die 

Säulen des von ihr mitgetragenen Systems internationaler und multilateraler 

Kooperation. Anstatt sich in internationalen Organisationen als aktive Kraft für eine 

dauerhafte und mit internationalem Recht vereinbare Lösung des Konflikts 

einzusetzen, verfolgt die EU partikulare Eigeninteressen, und selbst unter den MS 

herrscht nicht mehr als ein Minimalkonsens, indem auf den UN-geleiteten Prozess 

verwiesen wird. 

Wie in der Kontextanalyse gezeigt, nutzt Frankreich als ständiges Mitglied im UN-

Sicherheitsrat diese Position, um seinen Verbündeten Marokko auch in diesem 
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Gremium vor tatsächlichen Konsequenzen zu schützen. Dies unterstreicht auch das 

klassische Merkmal von Imperien, dass es nicht ein zentrales Machtzentrum gibt, 

sondern Macht diffus und von mehreren Akteur*innen ausgeübt wird. Ebenso zeigt 

sich, dass, wie Bieling schreibt, die imperialen Strukturen die nationalstaatlichen 

lediglich überlagern, nicht aber ablösen (vgl. Bieling, 2019, S. 285–287). Während also 

in den EU-Staatsapparaten eigene Interessen verfolgt werden, konkurrieren oder 

ergänzen sich diese nach wie vor mit den Interessen staatlicher Akteur*innen. Die 

Europäische Kommission, das EU-Parlament, der Rat als Organ der Mitgliedsstaaten 

der EU und der EuGH haben unterschiedliche und widersprüchliche Standpunkte zu 

diesem Thema. Die Überlegungen materialistischer Staatstheorie und die 

Überlegungen dieser zur EU verdeutlichen, dass eine solche Politik aus den 

widerstreitenden Einzelinteressen der unterschiedlichen Akteur*innen entsteht. Auch 

zeigt sich, dass die von Wissel und der Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa als 

(Quasi-)Staatsapparate bezeichneten Institutionen der EU teils eigene Interessen und 

eigene Akteursqualität entwickeln, die in Widerspruch zu den Interessen der 

Mitgliedsstaaten stehen können. 
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11. Anhang 

Anhang I 

Interview Bloom Association  
Online – 31. Juli 2023 
 

[0:00:00.0] I: HH Maybe for an easy start you could tell me what the Bloom Association does? 

[0:00:16.7] B: Bloom I have been working at Bloom since 2015 and before that I did my PHD thesis on 

Fishing Access Agreements that have been signed between the EU and about twenty countries 

throughout Africa and Oceania since the end of the 1970s. This is a topic that we are working on at 

Bloom at the moment. So, we have been working on Fishing Access agreements since 2018 and we 

have started a public campaign in November 2022. Looking at the tropical tuna fishing which are actually 

the most important fleets activities in Africa from Europe in terms of numbers. And Spain and France 

are dominating these fisheries. But as part of the fishing access agreements there are also a few other 

countries and their fishing fleets that are active in Africa, as you know as you’re working on Morocco. 

So, Morocco is quite different from other agreements because it’s the one for which there is pretty much 

no tuna in the fishing capacities that is deployed in Morocco. It is quite a particular thing about the 

Moroccan agreement. So, all the other agreements have tuna components and for Morocco, I think, 

over the past few years they have got like 200 tons a year of tuna. So, it’s pretty much nothing. It’s not 

even a day catch. So, the agreement with Morocco is focusing on demersal species and small pelagics 

like sardines, horse-mackerels are very important. And actually, if you look at the price of the agreement, 

as soon as you have just a little bit of small pelagics in the target species then the cost of the agreement 

becomes massive. So, the agreements are a bit weird in that sense because you have fleets that 

dominate the fishing efforts which target tuna but it’s not the tuna that makes the cost of the agreement, 

it’s the small pelagics component. So, when you look at the agreements with Morocco and Mauritania 

which are the main two that allow the catch of small pelagics. Over the years they are by far the ones 

that cost the most money to EU citizens. So, yeah, we do work for now on tuna agreements. Also, 

because tuna species are the most consumed in Europe. I don’t know how it is in Austria but at least in 

France or in Spain or in Germany it is one of the most consumed species, if not the most consumed 

species. I think in Europe overall it's the most consumed species with 3kg per inhabitant per year. So 

far it was quite important to start with these fleets. Also, because they have a dramatic impact on the 

environment. They use what we call fishing aggravating devices. So, they have a lot of juveniles that 

are caught and killed and sensitive species like turtles and sharks. But of course, we know that the small 

pelagics fisheries also have massive impacts on marine ecosystems and on the coastal communities 

because there is such a high demand for small pelagics that it entirely disrupts the coastal markets and 

the coastal economies. So, we have started to work on these ones as well and we will become more 

experts in the future. Maybe I can tell you more about like who is fishing in Morocco and Mauretania, 

Morocco especially. And maybe who are the key actors in European fisheries. So Morocco, as I said, 

has always been one of the most important agreements in terms of costs, in terms of annual subsidies 

given by the EU to the coastal countries to allow European fleets to be deployed there. And it’s, I think, 
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the first agreement was signed in 1988 which is exactly when Spain entered the EU. So, it makes sense 

because, of course, Morocco and Spain have a common border. So, it’s also one of the fishing 

agreements for which you have small scale fleets that are deployed from Europe. Because you actually 

have the small-scale fishers from like Tenerife and bay of Cadiz that can actually go fishing in Morocco 

without being massive vessels like the ones from the tuna fleets. So, it’s clear that it’s Spain that brought 

the agreement with Morocco. And actually, before they joined the EU they already had an agreement, 

biliteral between Spain and Morocco. So as soon as they entered the EU in 1987 they started to 

negotiate for the agreement to become an EU agreement and that was done in 1988. And it’s been an 

agreement that’s been quite controversial over the years. It’s been stopped a few times in the 1990s 

and the early 2000s because there was a very controversial issue with the small pelagic fisheries. And 

now, if you look in detail at the new agreements, it’s actually written down that it is forbidden to do fishing 

with the small pelagics that you catch. But of course, this we cannot confirm because, as you know, 

Morocco is quite a corrupt country and a corrupting country as well. You know that the Qatar gate in the 

European Parliament was actually triggered by an inquiry about Morocco and especially about the 

fishing deal between the EU and Morocco. So, we know that there are a lot of political tensions between 

Europe and Morocco and between Spain and Morocco and between Algeria and Morocco. So, Algeria 

would actually love to have an access to the Atlantic Ocean. So, it’s supporting the independence group 

in Western Sahara. So of course, there is big tension between Morocco and Algeria. And Spain and the 

EU are supporting Morocco but are going against the decision of the Court of Justice. So, it’s basically 

a mess and every time we wanted to work on the agreement with Morocco people have been saying 

just stay away from it. It’s a chaos and you will just lose your mind looking at what is going on over there. 

So good luck with that.  

[0:08:31.5] I: HH Thank you. I will try my best. If you say that the agreements with Morocco are so 

expensive, are they worth it economically for the EU? 

[0:08:42.1] B: Bloom That’s the big question. It’s definitely worth it for the industrial companies and 

actually when you look at who benefits from the agreements with Morocco, it’s overwhelmingly the small 

pelagic fleets. So, the vessels from many countries like Germany, the Netherlands, Latvia, Lithuania but 

actually all of them are owned by Dutch interests. So, the Dutch are very like an octopus in the EU fleets. 

They bought most of the industrial fleets in Germany, in France, in Spain, in the UK, in Belgium. They 

are very, very active, and they have the largest of all EU fishing vessels. So, when you look at the fishing 

authorizations in Morocco - it’s funny because I am actually working on report with a few colleagues on 

that - and in 2022 in Morocco and Mauritania there were 7 vessels from the Netherlands, Lithuania and 

Latvia that counted for 6% of the overall fishing days for all the agreements throughout Africa and 

Oceania in tons of the tonnage of the vessels. That’s basically a proxy for the size of the vessel. So, we 

are checking about massive vessels that can reach about 145 meters for the largest of the EU vessels. 

So, they are very efficient, very big, they catch a lot of fish. But they are only from just a few companies. 

So, of course, these companies are quite happy with the agreements with Morocco and Mauritania 

because they don’t have to pay for the access. And they would have to pay a lot of money to access the 

waters of Morocco if there was no agreement with the EU. So, for sure the companies benefit from the 

agreements. EU citizens I am not quite sure because it costs a lot of money for fish that we don’t really 
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see. It’s not fish that will end up in the EU market. It will likely be exported to markets like Asia or Africa 

because it’s not species that we consume, sardinellas, chub-mackerel, and so on. These are not really 

species that we consume in the EU. And because these fisheries create such massive competition with 

small scale fishers, for example, in Senegal and Mauretania, it also creates political instability and like 

ethnic tensions between the EU and coastal countries. So, I would say, economically speaking that it is 

not really beneficial to the EU because we don’t see the fish, it’s not a question of food security, it costs 

a lot of money that allows private companies to make money and these private companies from the 

Netherlands are known to be corrupt. Have you seen the fish rot papers? There was a leak, I think it 

was part of the Panama papers or something like that. And there was a link between one of the Dutch 

companies and an Islandic company in Namibia, I think, and they did corrupt officials there to buy quotas 

and this was a big mess. So, I mean of course we are not benefiting from subsidising and supporting 

massive industrial fisheries that corrupt the decision-making processes and create political instability. 

[0:13:22.2] I: HH Who are the biggest players in the EU fisheries lobby and how do they work? 

[0:13:38.7] B: Bloom It’s quite opaque actually, we see them once in a while when we go to Brussels 

or Strasbourg, they are always there. So, you are probably referring to Europêche, which is the largest 

Fishing lobby in Europe, which is composed of companies in the different member states. So, for 

example, for the small pelagics fleets you have PFA – the Pelagic Freezer Association – which is an 

association regrouping most of the fishing fleets that target small pelagics in the Atlantic Ocean or in 

West-Africa. So, you have these guys from the Netherlands, like they are members of the PFA. So, they 

are one of the main contributors, of course, of Europêche. So, I can’t really tell you how they proceed 

and how they work because it’s quite opaque. But they do have an office in Brussels. So, they can have 

access. If you look at the transparency registration of the EU you will see that they have meetings with 

the Commission quite often, while we don’t have any meetings with the Commission ever. We never see 

the Commission they barely answer to our letters and requests. But they do have meetings with the 

Commission all the time. And of course, they also have meetings with the MEPs like we do. We do have 

meetings with MEPs once in a while and one thing they have that we don’t is the link with member states 

and the administrations. Because, of course, as they are a very annoying industrial lobby they can put 

pressure on governments. So, it’s something that we have seen in France, that we see in Spain and 

that we see in every single decision that is taken in Brussels. As soon as there is a request from 

Europêche, then they obtain it with a political decision.  They don’t have to do public campaigning or 

petitions or whatever as we have to do. They just have to, you know, snap their fingers and have a 

political decision. So, of course they are quite well represented and acquainted with the decision makers. 

And they can do so because, of course, they have a lot of money from their members. They have the 

political clout because if they decide to block a port, for example, they can paralyze a country. So, in 

France like if you have a threat from the fishing lobby saying if you don’t do that, I will block the port of 

Brest then it’s a proper threat for the administration. So, they will obtain what they want. But other than 

that, we don’t know. We know that they do very shady things for example in November we made a 

complaint to the French prosecutor office because we noticed that one of the key ladies working for the 

French administration was now working for Europêche. And she is working on the same files, on tropical 

tuna fisheries. So, of course, this is forbidden according to the French law, and I am sure it also forbidden 
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according to the Austrian law. But because they have such impunity they don’t really care. So, they 

actually hired the lady from the French administration. The French administration was okay with that. 

So, they green-lightened the transfer. It was like a secondment and when we noticed that we signalled 

the secondment to the prosecutor’s office, who opened an inquiry. So, we should hear from them soon. 

But I think it speaks volumes about the very very tight link between the lobby and the administration 

when they just, you know, exchange staff and, you know, send reports every single week, so that they 

know where everyone stands. Of course, we don’t have by far that level of close work with the 

administration. So that’s one example. One another example is (unverständlich) tropical tuna fisheries, 

I warned you that I will be talking mainly about tropical tuna fishing. But in April we also noticed that one 

of the official documents that was uploaded online by the Seychelles ahead of a crucial meeting that 

was held in Mauritius in May as part of the international tuna commission. We noticed that the official 

document, the official position from the Seychelles was still commented, like, the track changes were 

still on and non-anonymized and Europêche was everywhere like throughout the official document from 

the Seychelles. And of course nobody else was consulted, like the (..). Authorities only consulted with 

Europêche and they didn’t consult other NGOs or small-scale fishers or whomever. So, basically, they 

own everyone, and they actually make the proposals. When there is a fishing proposal coming out of 

the Commission or an initiative report coming from a MEP, we know that may actually be coming from 

Europêche. They have the money, they have the staff, they have the connections. So, it’s not something 

that you will see, there is no report or anything but actually sometimes they get caught. A few years ago 

there was a report CEO, you know Cooperate Europe Observer, they published a report with Seas at 

risk. They published a report about the Council of the EU meetings that occur every December on the 

allocation of quotas and of course because it’s a Council meeting it’s only for ministers and staff of the 

ministries. And Europêche obtained a magical presspass and then they had direct access to the 

ministers during the negotiations. So yeah, they just basically corrupt the decision making process all 

the time and they feel complete impunity because they never have been prosecuted. So, they do 

whatever they want to obtain whatever they want. But it is very difficult to find prove of what they do. 

[0:21:52.8] I: HH And what is it what they want? What are their goals? 

[0:22:01.0] B: Bloom They want to make money. That’s the main goal. So, they want to, for example if 

you look at the debate that just happened in the EU on the nature restauration law Europêche was hand 

in hand with the agricultural lobby. They said we don’t want protection; we don’t want conservation. 

Basically, they want to lift any constraints that are imposed upon them by decision makers. So, if there 

is a catch limit they want to lift it. If there is a size limit, they want to lift it. If there are subsidies to be 

allocated, they want the subsidies because it will reduce the fishing costs. So, they are only interested 

in making money. Interestingly, when you look at the tropical tuna fisheries, for example, Spain has 

many many vessels in flags of convenience countries like Ecuador, Panama, the Seychelles and so on. 

So, tax heavens, so of course they will also do whatever they can to reduce their taxes. So yeah, they 

are only interested in making money. If you're working for, I don’t know, a Green MEP or a Socialist MEP 

if you want to impose constraints upon them, so that they destroy less the environment, or destroy less 

coastal communities you will be in their ways. So, I don’t think there is any other goal. We have seen 

that for years including in other sectors. There is something that we call sequential depletion. So, they 
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will go to one place, they will deplete the fish populations and then they will go elsewhere. They don’t 

care. That is exactly what is happening now in the Indian Ocean. There are two out of three tuna 

populations that are overfished because of EU fleets. We know that it is because of the EU that the tuna 

populations are in trouble and basically if the populations collapse, they will just go to the Pacific Ocean 

because there is still tuna over there. And the fact that entire coastal economies might collapse because 

of their misbehaviour they don’t really care. They will have made money in the meantime.  

[0:25:03.6] I: HH The EU always includes key words like sustainability and human rights in their new 

fisheries agreements. How credible is such language?  

[0:25:16.1] B: Bloom It’s not credible. For example, so I will go back one more time to tropical tuna 

fishing, there was just a week or two weeks ago, I think, the agreement with Madagascar was renewed. 

So that’s a purely Tuna agreement, there is no demersal species, there is no small pelagic fish in the 

agreement with Madagascar. And of course, it is called a sustainable partnership fishery agreement. 

Everything is, you know, pink and all it’s all beautiful. Everything that comes out of the commission or 

from Europêche is sustainable. But when you look at the reality Madagascar has objected to the Yellow-

Fin Tuna rebuilding plan a while ago. The EU has objected to a resolution that aims to reduce the number 

of fishing aggregating devices which are responsible for the catch of massive amounts of juveniles of 

other fish species. I mean when you have these two parties that object to common sense resolutions 

how can you deem these agreements sustainable. And we are in an area where two of the three species 

are overfished and yet we call the agreement sustainable. It doesn’t make any sense. So, it’s exactly 

the same in West Africa. For example, in West Africa you have a number of agreements that target 

deep-sea demersal species. Deep-sea bottom trawling is forbidden in the EU - Bloom let the campaign 

against deep-sea bottom trawling and we managed to obtain a ban on deep-sea bottom trawling in 2016. 

And what the EU does, it just exports its deep-sea bottom trawling capacities to Africa and pretends it’s 

sustainable. So, it’s exactly the same thing in Morocco with small pelagics. First, when you see the 

impact that small-pelagic fisheries have on eco-systems it cannot be sustainable. Especially because 

when you look at the population estimates, we know that these populations are also overfished 

throughout West Africa. So, it’s not sustainable when you look at the stats. But also, how can it be 

sustainable when you have, you know, an ongoing case that is going on at the court of justice. We know 

that there is a massive issue with Western Sahara and the EU has unilaterally decided to allow its fishing 

fleets to be active in Western Sahara. It’s illegal from an international point of view, it’s illegal according 

to the Court of Justice as well. So, it’s going to be judged shortly but I doubt that the conclusion of the 

Court of Justice will be positive for the EU fleets. So, it’s just green washing, you know. We pretend that 

everything is fine, and everything is sustainable, but we know that we have massive impact on the eco-

systems, massive impact on coastal communities, massive impact on democracy also. Because when 

you corrupt the decision-making process you have a dramatic negative impact on democracy. So, you 

actually fuel the anti-European feeling in many African countries. You actually fuel the anti-European 

feeling in Europe and the member-states. When I go to French ports and talk about the EU, all the 

fishers say: “That’s the EU, it’s all because of Brussels. They take bad decisions and if we have to close 

our companies it is because of Brussels.” But it’s not because of Brussels, it’s because of big, big lobbies 

and the links that they have with decision makers. So, for me it’s definitely not sustainable. It’s a green-
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washing language. But when you look at the realty of these agreements, it is highly, highly wrong. It’s 

been contested for years and should still be contested. 

[0:30:14.0] I: HH Great, thank you for this overview of the European fishing lobby. I will stop the 

recording now.  

 

Anhang II 

Interview Coalition for Fair Fisheries Agreements (CFFA)  

Online – 7. August 2023 

 

[0:00:00.0] I: HH What is the work of CFFA? 

[0:00:10.4] B: CFFA Right, so CFFA is the Coalition for Fair Fisheries Arrangements. It has been in 

existence since 1992 and I have been working for CFFA since 1994. So, it started when some 

Senegalese artisanal fishers came to Brussels to see some NGOs, to tell that they saw that were 

European vessels fishing in Senegal waters. And they just learnt at the time that the Senegal was 

receiving money from the European Union to do so. So, not only the vessels were taking resources but 

for the Senegal fishers being kind of competition in their fishing zone but also the government was kind 

of, yes, getting some benefits and not giving any benefits to the fishers in exchange. That was the 

starting point in 1992 and there was a conference organized over that example called “The battle for 

fish”. So, after that we started to try to have some transparency, some information about these fishing 

agreements because at this time there was not much information around. And particularly since then we 

have been able, well, not only to ensure that most information now on fishing agreements on the EU 

side anyway, is made public but also triangle with document the point of view of small-scale fisheries. 

So, what are the uses for small scale fisheries? Trying to make space in European Union decision 

making so that they can come and give their views, ask, make their proposals etc. regarding fishing 

agreements. Since the beginning we are covering more because we realized that fishing agreements in 

a way is only the tip of the iceberg in many ways. Because you also have, when it comes to fishing, you 

also have quite a few vessels of European origin which fish in these waters outside of a fishing 

agreement. In some countries there is no fishing agreement but still you have European vessels. There 

is tuna fisheries which is quite a different type but also you have what is called joint ventures or joint 

enterprises where a local person or small business makes a kind of deal or venture with a European 

vessel owner and the vessels sometimes get transferred, sometimes not but there is this kind of transfer 

of fishing capacity which then is considered like local fishing capacity. Same problems then in the fishing 

agreements but much less overseeing and much less controlled what is happening. So, we have 

expended that side and also, we realized that some other European policies also do have an impact on 

fishing communities like the trade policy like the aid policy. So, again we are also doing a little bit, always 

trying to bring about what are these used for small scale fisheries. In a nutshell that is what we are. And 

what we are, is a network of organizations where there is a secretary which is myself and one colleague 

and we do provide expertise, support mainly to fishers organisations from Africa to intervene and inform 

them about what’s happening. But also, we have a network of NGOs in Europe. Not in Austria but in 
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other countries like Germany, Sweden, France where we have member, if you like or organizations 

associated with CFFA, which we can mobilize if there is something during, for example, the presidency 

of the EU or something like that.  

[0:03:40.7] I:HH You also followed the agreement between the European Union and Morocco in 2019. 

What is your assessment of this agreement? What is most important about this agreement? 

[0:03:55.8] B:CFFA For me, again it’s more as an observer than an expert on Morocco because it's an 

agreement I follow. But for me it is clear, it is probably the only agreement where the main interest of the 

agreement is for Morocco not for the European Union. So, it’s a political agreement. Which means that 

with that agreement, I think, at least the kind of neighbouring countries like Spain for example, Spanish 

vessels could easily fish in Morocco under direct authorizations or joint ventures like we saw, because 

they are direct neighbours. So it’s also something that is covered in the neighbourhood agreement 

between the EU and Morocco. So, I don’t think there would be a need for an agreement. Just I think it’s 

a political will from Moroccan authorities to ensure that their sovereignty is kind of recognized in a way. 

I think that’s very apparent for me. And that also, I don’t know whether you follow it, but I suppose you 

did, in the last year or so there have been a lot of scandals in the European Parliament about 

Parliamentarians receiving bribes from Qataris but also from Moroccan authorities including because of 

the fishing agreement. Because I think it’s really important to Morocco to keep a fishing agreement as 

one way, like probably also with the agricultural agreement, just to show or as kind of recognition, if you 

like, of their sovereignty over Western Sahara, that's very clear. One example also to show you why it’s 

clear to me is that in fishing agreement, negotiating a fishing agreement is whole process and then you 

have the implementation of the whole fishing agreements. If you want to know I can send you a short 

explanation about that. One aspect about that is that every year the 3rd countries, so Morocco in this 

case, has to share with the European Union kind of a report about what they have done with the money 

of what is called sectoral support. So, I don't know if you have looked a bit on the structures. So every 

year the 3rd country has to share with the EU a report "okay we have done this and that with the money." 

All countries apart from Morocco don't want that report to be public because the want to keep, well 

somethings are not exactly a priority let's say for the fishing communities. So, there all sorts of. 

Sometimes such dealing or they just want some not secrecy but some yeah, they don't want to share 

that with everybody. The only country which has published this kind of report is Morocco because 

through that report they are able to show that they are doing things in Western Sahara. That they are 

doing a lot of investment. So again, I think it's kind of completely different from all the other African 

countries who generally are not very keen on publishing these reports or making them public. Morocco 

does because it does show that a lot of the money of sectoral support is spent in Western Sahara for 

the coastal communities existing there. So, yeah that's really again another sign that this is a really 

political agreement.  

[0:07:15.5] I: HH Thank you very much. I also heart that the agreement is also quite expensive for the 

EU because it focuses so much on small pelagics. So, I am wondering which actors inside the EU are 

benefitting from these agreements? 
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[0:07:38.3] B: CFFA So in the north, which is not Western Sahara, well. Again, on this I am not an expert 

so that's something you need to discuss with Europêche because they know who is fishing where. But 

as I understand it the Spanish fleets are more fishing in the north in the kind of, well, neighbouring area. 

So, you are right I think, the main fleet that is active in Western Sahara is the fleet targeting small 

pelagics. Right and they land also, yeah, there is such a good story in need to find the report from 

WSRW. Because they gave me a report, I think it was last year or maybe even later. They documented 

if I am not mistaken some of the EU vessels landing their small pelagics in Lion. And because there was 

a ban on export at that time for whatever reason all this fish was going to Mauretania to be re-baptized 

as Mauritanian and then have no problem to access the EU market. There is a report on it, let me take 

a note on the things I want to send you because this was a really good report and very well documented. 

And so i think these fleets fishing for small pelagic, they will be mainly from northern European countries. 

What I can do also, because this will make things easier, will be a bit or research for you but on the EU 

Commission's website there is a database which is updated every 15 days of which vessels have a 

license, a fishing authorization to fish where. So, if we look at the vessels that have authorization to fish 

in Morocco then eliminate all the Spanish because there is no Spanish fishing for small pelagics. But 

you see some of the other names and you check from which company they are. I think most of them will 

be part of what is called PFA - Pelagic Freezer Trawler Association. There may be others, that's why I 

am saying that I am not sure that all are part of that. Others may be from the Baltic states. But that's 

something that you can, if you have time, look at this list of fishing authorization and you'll be able to 

identify which vessels has been authorized and then if you kind of remove the Spanish which is quite 

obvious in their names also the time. Then you'll be left with a few super trawlers. You'll be able to see 

which countries they are from which are probably Holland, Poland and then the Baltic states but I don't 

think the Baltic states' vessels are part of PFA. But anyway, it's them. It's these people. Also something 

which may be of interest: It was in 2016 maybe. I don't know whether you came across this opinion of 

the European Court of Justice about Swedish vessels. So, I don't know what happened to these two 

vessels. So maybe they are still around, that maybe be worth checking whether these two vessels are 

still around. But mainly it will be countries from northern Europe.  

[0:10:58.6] I: HH I find it very interesting that the fishing lobby group, also Europêche, that they are so 

influential. Can you tell me a bit about how they work and how they try to influence policies and 

agreements? 

[0:11:26.4] B: CFFA So, they produce papers, they go and meet MEPs, they go and meet the 

Commission. I think in Brussels to what an NGO will do, that's the kind of work you do. Where the 

difference is, I think, is the influence on the level of the member states because that's where they have, 

I mean yeah Spain basically, when you have the Council of fisheries ministers around the table, Spain 

is defending the fishing industry, the industrial fishing. France is defending the industrial fishing. So I 

think why they are so powerful is not so much maybe what they are doing in Brussels which is what I 

am doing what other NGOs are doing, meeting MEPs, looking at texts, proposing some ideas, having 

fishermen coming and sharing their views, that's very similar. But I think the main power comes how 

much influence they have on the member states. Because that is something that NGOs not very good 

at unfortunately. And that's why there is a difference. And then of course they have a lot of 
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(unverständlich) in the fisheries committee obviously. Again, with the fishing states like France, Spain, 

Poland etc. Netherland. They will obviously defend their industry but that's to be expected. So even if 

Europêche wasn't there I think they would still defend their national industry. So, yeah that's that. But for 

me the main difference will be that the fact that they really have a lot of influence on the member states, 

and we don't.  

[0:13:04.4] I: HH What would you say is their main interest?  

[0:13:11.8] B: CFFA Well their main interest is to get as much access to resources at lowest cost as 

possible as for as long as possible (lacht). I mean it seems obvious. I mean, it is more complicated than 

that, but it boils down to that. they want the EU to, particularly when it comes to external fishers or the 

external dimension, they want the EUto provide them as much access as possible for as long as possible 

at lowest cost as possible which means that the EU money which goes into the EU fishing agreements 

is quite important to them. It's not subsidy in the sense of (unverständlich). If you look at the 

(unverständlich) this kind government payments will never be considered as subsidy. So that's not even 

a lost battle it's not even on the table never been on the table. But still, I think that you can argue that in 

some cases it really helps them guarantee their access to 3rd country waters. So, I think that's what 

they are after. I think there has been a change in the last 10 years maybe. Because ten years ago I think 

they didn't give a damn at all to any kind of social aspect. So, it was just purely the boat-owners kind of 

short-term interest. Well, the worst thing that you can find even are in agriculture. But I think there has 

been a bit of a change towards more sustainability or at least pretending to be more in favour of 

sustainability. And I think why that is, maybe it's for good reason but one reason I see is also because, 

particularly in the external dimension some competing powers are really coming up strongly, like China. 

So, compared to China, they like to compare themselves to China, at the level of sustainability because 

then then they can show, sometimes because there is an obligation, but they can show that from an 

environmental, social point of view the conditions are better with EU vessels than with Chinese vessels. 

So, for the external dimension there is that aspect which is there. Which means they have now at least 

in words, in actions well that's debatable in some cases, but at least in words they do care about 

sustainability. 

[0:15:36.1] I: HH As you mentioned it now at the end. How credible is it really with the EU's commitment 

to sustainability in their agreements? Are those just words that sounds nice, or does it make difference 

in the oceans?  

[0:15:47.0] B: CFFA There is a difference in the oceans, but I would say difference when the EU has 

been showing its teeth. So, yeah, for me there is a difference. I mean as we are always looking at the 

point of view our (unverständlich) fisheries, we are not only looking at what the EU is doing but generally 

what the foreign vessels are doing. Because if you have as with the case in Mauretania in 2012 where 

the whole EU fleet was kicked out for very good reasons because the fishing they were doing was kind 

of coastal trawling for octopus which was so important for the local communities and the local economy. 

But the problem was that 6 month later China started to commend that fishery. So, for artisanal fishers 

having got rid of the EU for it is 6 months later finding China coming doing the same or even worse that's 

not really a progress. So that's why we try to see across the board what the foreign vessels are doing 



   

 

X 
 

not only the EU. So, when we compare to what the EU is doing to what the Chinese, the Corean, the 

Russians are doing, I think it's better. It's more transparent again because there are some obligations 

from the EU in terms of transparency. Certainly more than transparent, certainly better in terms of social, 

again because there is some conditions in the way the crews are treated on board etc. This doesn't 

mean all is good. I don't know whether you saw but a couple of month ago there was a strike in Ivory 

Coast because of the payment, the salaries were not high enough on European vessels but on the 

Chinese vessels it's worth. But anyway, I think it's not only in words but I think it's triggered by obligations 

they are under from the EU. So, they have an obligation from the EU to do reach a certain level of 

sustainability. They will do it because they have done or most of them will do it. They may do a little bit 

more just to be able to show they are sustainable because then it plays in the kind of competition with 

others. It helps them to get eco-labels whatever. So, I think there is that. On their own if there was no 

policy to push them, on their own I don't think they would give a damn, they would not be very 

sustainable.  

[0:18:14.5] I: HH How does the process usually look like when a new agreement is negotiated?  

[0:18:30.9] B: CFFA (lacht) I should have sent you the document about that before, because that's 

something we are often asked but I made a note. But well depends on whether the renewal of an 

agreement or a new agreement. So, if it's a new agreement generally it starts with an evaluation. So, 

the Council of ministers says we want, we know our boat owners are interested to go fishing in, I don't 

know, Angola, because that's the last example we have, in Angola. So, we would like to have a first 

appraisal, a first evaluation about whether it is worth pursuing a negotiation or not. That's the starting 

point, okay. Then from there if the answer is yes, the Council will give a mandate of negotiation to the 

EU Commission. Then the EU Commission will go and see the 3rd countries and they will have one, 

two, three rounds of negotiations until they find an agreement on both the kind of framework, if you like, 

and then also the protocol. So, framework being what kind of fishery, what conditions. The protocol will 

be how many vessels etc. etc. So, all that is going on. Then signed and sealed Takes a bit of time 

because on the European side is has to go through the parliament. That all takes bit of time. So generally, 

there is a provisional application while all this is happening. Otherwise, the vessels cannot go fishing. 

And then there is the whole implementation. So, once a year they have a joint committee where both 

parties come together and look at the level of implementation of the agreement, whether there are 

problems etc. This should be preceded by a joint scientific committee. It's not always the case for various 

reasons: people do not find the opportunity to meet etc. etc. But this scientific committee should inform 

the discussion of the joint committee and then sometimes there are changes. It's not very often. 

Sometimes there are changes but most often not. And it goes like that for the whole duration of the 

agreement. Once a year the Commission comes to the EU Parliament just to make report about how 

things are going and yeah that's about it. And we as NGO, but all stakeholders, so NGOs and industry 

we are consulted during the evaluations. So, we are always consulted then. And then we give our opinion 

as well through a specific body which is an advisory council. I don't if you came across this advisory 

council, fishery advisory council. So there is one of them that is only focusing on the external dimension. 

Okay, so it's called the Long Distance Advisory Council. So, through there they meet regularly every two 

month or so. We give our opinion on a variety of things including fishery agreements. And then of course 
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when discussions come to Parliament then it's up to us to contact Parliamentarians and give our opinion 

etc.  

[0:21:17.6] I: HH Yes, I heart of LDAC and for all that I know it is composed of NGOs and industry, also 

scientific community is represented if I am not mistaken. But are there some stakeholders that are more 

influential and more powerful than others? 

[0:21:35.1] B: CFFA So, the scientist are not there in the advisory council. It's 60% value chain and 

40% civil society. So already in this 60/40 you can see that there is a kind of imbalance there which I 

personally I am not against because I always feel that those that depend on fisheries, that's our position 

for small scale fisheries anyway, those who depend on fisheries for their livelihood should have a priority 

or should have more importance in the decision making than those people who don't depend on fishing 

for a livelihood. So, in that sense I understand why it's 60/40. But i think there are 10 or 12 ACs, advisory 

councils, so I don't know the others but for LDAC I think we try to have advise by consensus then it kind 

of redress a bit the imbalance because it means if you don't agree either there no advise or there is an 

advice with a minor position etc. But I think from the Commission point of view the prefer if it is advised 

by consensus because at least it gives them a kind of idea of what is the social consensus if you like 

regarding a certain topic. If you just have a collection of positions well they already knew that, so it 

wouldn't be very useful to them. So, I think it's more important to go towards consensus and in that way 

in redresses a bit this imbalance. 

[0:23:11.3] I: HH And which countries would you say have the most influence on fishing policy in the 

EU? 

[0:23:28.9] B: CFFA Depends on the fishery. If you look for example at tuna fishery it will be Spain and 

France, it will be Portugal. If you look at small pelagics it is completely different as we were saying. It 

will be norther countries. So, it really depends but yes I would say for external fishery it will be Spain, 

France, Portugal, the PFA lot which is very well organized. Well, they seem at least from the outside 

quite well organized and having quite some influence. So, yeah, these are the countries. The thing is 

that in the LDAC what I regret is that some countries, that their vessels that are fishing outside the EU, 

like Greece, like Italy are not there. And they are the ones that are amongst the most problematic when 

we talk with fishers. These vessels really are the ones making problems for small fisheries, but they are 

not around the table because they don't want to.  

[0:24:26.4] I: HH And why are they the problematic ones? What are they doing? 

[0:24:27.3] B: CFFA Oh, because they don't follow the rules, they come into the zones which are 

reserved for artisanal fishers. Sometimes they use illegal fishing gears. There have been several court 

cases. We have that thing on our website of Italian vessels that kind of fished illegally and unsustainably 

in West African countries. But yes, it's a kind of. These member states we have another example in 

Latvia but these member states they never reply they are not interested. They just do not believe in this 

kind of party representing.  
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[0:25:10.9] I: HH So, for what I understood Spain is not so much interested in fishing in the waters of 

Western Sahara. But why are they then so interested in having new agreements with Morocco? Because 

Spain is always amongst those who pressed hardest for renewal of the agreement.  

[0:25:32.9] B: CFFA They have a lot of vessels in Morocco but as I understand it's not particularly 

interested in Western Sahara. So, it will be north of there, that's what I understand. But for that you 

should talk with Raul Garcia from WWF Spain if possible because he knows. There must be some fishing 

in Western Sahara but I think it will be mainly the North of Western Sahara because Western Sahara 

will be mainly small pelagics. So, Raul from WWF Spain will have more answers. I can't really answer. 

[0:26:23.0] I: HH What do you think the EU overall tries to achieve with their fisheries agreements? 

What is their primary goal?  

[0:26:43.2] B: CFFA Well it's less what I think but what is in the law. So, you have to look at what is 

called the CFP, the Common Fisheries Policy. So, it was reformed in 2013 and for the first time ever 

there is a chapter on the external dimension including on fishing agreements where you have the 

objectives. They are there. so, it's not what I think or what they want to do. But it's what is in the law that 

should be implemented. So, whether that's the case, again, that's debatable. There has been progress 

over the years, but I think there is still room for improvement.  

[0:27:19.9] I: HH Coming back to the agreement with Morocco. There have been a lot of critical voices 

during the whole process. Why the EU in the end decided to renew the agreement with Morocco? 

[0:27:33.4] B: CFFA Well, Parliament I think there was a mis-whatever, how do you call it? There were 

those Parliamentarians who were, yes, not playing very fair. Because the Parliament I think the time 

before when the agreement was suspended was thanks to the EP. And so, I think after that, I think, the 

Moroccan authorities really made a big effort to convince with right or not so right means parliament that 

it was a good thing. A big question, I remember, when it was suspended was whether the money that 

was being spent under sectoral support was actually serving people in Western Sahara or supporting 

Western Sahara, which is a very strange way to look at it. But anyway, that was a question to which the 

Commission was able to say yes, because for example the reports that Morocco itself was giving. I don't 

know whether you have seen this report. So, that was a big question in European Parliament. Yes, I 

think Morocco is a very important partner of the EU for reasons other than fisheries. Migration, 

agriculture etc. So, I think that's also part of the reason. Morocco, I don't know but for Mauretania, which 

is also a big agreement with a lot of problems. Some time ago the situation was really bad. In 2012 

before this Spanish fleet was kicked out and at the time we kind of were promoting the view that either 

some improvements are really made or there should be no agreement. And at the time we were 

discussing with the EU commission and director of the DG Mare at the time said: "Well see, I understand 

your views but the necessity to sign the agreement has nothing to do with fisheries because Mauretania 

at that time was really a key partner for the EU for the Frontex work and the anti-migration or the kind 

of controlled migration. I would think it may be the same with Morocco. I think the interest of an 

agreement is mostly from Morocco because I think it's a political agreement and enables them to show 

that they have the sovereignty over Western Sahara but on the EU side they need Morocco, but not for 

fisheries. They need Morocco for other things. So, it's a kind of quid pro quo where, okay we sign the 
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agreement that shows that you are kind of in charge in a way of Western Sahara but on the other side 

you help us with migration and whatever. I think it is more something like that.  

[0:30:25.5] I: HH I think that was also quite clear when Spain was more hesitant a few month ago and 

all of a sudden there where thousands of migrants at the borders in Ceuta and Melina.  

[0:30:36.4] B: CFFA Exactly, for me it's that. Because I think that's something I would like to do if I had 

time but it's not something I am focused on, but I think if you look at the diversity of agreements we have 

with Morocco. Particularly the neighbourhood agreement, the aid, etc. I think that under that there are 

possibilities for EU vessels to go fishing in Morocco. Under joint ventures, developing of the fisheries, 

you name it. I say it would be possible to do that. Especially the Spanish but that's something you can 

ask Europêche. I think the Spanish already has a kind of organisation with the Moroccan boat-owners 

for joint ventures. So, the possibility is there. So, I don't think the Spanish really do have to wait for an 

agreement to fish in Morocco. They will say yes but I don't think so because there is this possibility to 

reflag and it's not so risky because Morocco in terms of business I mean it's not Togo, it's not such a 

risky place. And also, it's a neighbouring country. So, it's not like you're sending your vessels thousands 

of kilometres away. Of course, they will prefer the agreement. It makes it easier. If there is an agreement, 

it's so much easier. But I don't think it would be solvable for the Spanish. Not the same for the Durch 

and PFA people. That's definitely not the same because they can't reflag because of the year the PFA 

fleet fishes in European waters. So, they need to have the European flag. And there is a new law which 

dates to 2018 called the sustainable management of the external fishing fleets. And in there, there are 

some elements or some rules against what they call abusive reflagging. So, for example if a Dutch 

vessel wanted to fish part of the year in EU waters and parts of the year in Western Sahara and there 

is no agreement, they don't want to take a private licence but they want to reflag that wouldn't be 

possible. So, you would only have the private licensing but that's not possible if there is a framework 

agreement. So, if the framework agreement is there but there is no protocol than it's not possible for 

them to take a private license because as soon as there is an agreement their exclusivity clause through 

which EU vessels have to fisher under the agreement. So, what I would understand from their side is 

that they would prefer, I don't know, a denunciation of the whole agreement rather than no protocol and 

an agreement because if the agreement is denounced then they can go and take private licenses. 

[0:33:26.8] I: HH Thank you, that was it from my side. Thank you very much for your time and your 

insights! I will stop the recording now. 
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[0:00:00.0] I: HH Can you tell me how the 2019 SFPA with Morocco came about? How did the process 

look like? 
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[0:00:23.2] B: EU Official Sure, I have to recall that we have not only one fishery agreement, but we 

have around 13 and they have been established since the 80s. So quite a long time ago, 50 years for 

some of them. The one with Morocco is also an historical agreement. It has been several decades that 

we have an agreement, a framework agreement with them. So, when we had back in 2019 the issue of 

negotiating with them, it was the idea of renewing and continuing a partnership which has already been 

well established. Of course, each time with different developments and we had to cope and 

accommodate for some legal issues. So, that’s why the last negotiations have been conducted, let’s 

say, a bit differently. Or the outcome has been legally already different from the previous protocol, taking 

into account of already different positions by the Court. But for us, I mean this partnership is really a 

long lasting one, and for us it’s just about finding the right conditions to renew this protocol, make the 

partnership work, provide access to our vessel, contribute to the cooperation and development of the 

fishery sector in Morocco and of course adjusting, I would say, our legal framework to the legal 

considerations, the most recent ones, that are imposed on us. 

[0:02:17.9] I: HH In 2018 there was the ruling of the Court of Justice, that the former agreement does 

not apply to the waters of Western Sahara. In the 2019 agreements the waters were explicitly mentioned. 

Why did the Commission decide to include the waters of Western Sahara in the agreement?  

[0:02:44.5] B: EU Official Well, I will note make a very refined and detailed legal analysis because it’s 

extremely sensitive, difficult and I am not really a lawyer to do that. But at the time as far as I remember 

of course we have been looking at the judgement of 2018 and we have been interpreting it and the 

interpretation at the time, which is of course not only mine but the one of the institutions, was that there 

is a different status between these waters of Western Sahara, and the other waters. And so it cannot be 

that these waters would just be included in an agreement with Morocco, but they would have to explicitly 

mentioned. With also some guarantees regarding the consultations and regarding the use of the 

financial contribution that we are providing. So that these contributions linked to the fishing activity in 

the Western Sahara waters would benefit to this territory. And that’s exactly what we have been doing 

in this negotiation process. The negotiation has been preceded by different reports about how, to which 

extent the fishery agreement was benefitting, was indeed benefitting to the Western Sahara region. We 

have been making explicit the fact that this agreement was covering these waters, and it was not pre-

empting any political opinion or decision of the EU towards the final status of this agreement. So, for us 

it was fine because we always been referring to the UN process. We have been also explicitly referring 

in the official negotiation, in the decision or the conclusion on the fact that, let’s say, the status of this 

territory is not considered the same for Morocco and the EU, that we have different views. But that the 

fisheries agreement is not taking any stance because it’s not the role of a fisheries agreement to provide 

a finale, let’s say, opinion or judgement on the political status of such a territory. So, things have been 

clear. Of course, me I am working for the Commission and from the point of view of my department what 

we want is, of course, to respect the legality. But not to interfere on the political discussions. So, the idea 

is exactly this one: Not taking any position, respecting the different opinions of everybody, of different 

sides and making sure that this fisheries partnership could continue. Because we also believe that the 

agreement is beneficial. Beneficial to Morocco and beneficial also to the population to that territory 

whatever the outcome of the process is. And that we have been even providing evidence on that through 
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different reports, also going there on mission. And seeing indeed the different investments in the social-

economic positive impact of this protocol for that region. So that would be the reasoning and based on 

that we really considered that this agreement we have been signing with Morocco with all these 

considerations is totally legal and totally in line with the international legislation, international legality I 

should say. 

[0:06:44.7] I: HH You referred to the benefits for the population in Morocco and Western Sahara. What 

are the benefits for the EU and its citizens?  

[0:06:58.2] B: EU Official I mean, like for all agreements we have and for us Morocco is one among 

others. So, it would be the same reply for Mauritania or for Greenland that it’s providing us access to 

the EU fleet. Sorry, I have some noise on my computer. So, the benefit is to have access for our vessels, 

the EU vessels, to fishing grounds because there are a number of fish species, we don’t find in our 

waters and because we have an external fleet which brings employment, which brings economic 

benefits, which brings added value. So that’s an economic activity for the EU sector. That’s also to some 

extend to secure our supply of fish to the EU market. I say to some extend because some of the fish 

can be landed on the spot in Morocco, or as I said could be Mauritania or in Ibiza or whatever. So, some 

of the fish is landed on the spot, some of the fish is going to the African market but some other fish is 

also going to the EU market. And the advantage as a citizen of course that is the social and economic 

advantage as such of these tools but that’s also to have something that is to provide access for fishing 

outside the EU in full transparency compared to what could happen if we wouldn’t have had these 

agreements. So, that’s something which is transparent, controlled, regulated and the overall objective 

is to ensure through these agreements that we have a sustainable management of the resources. So 

that’s the rules that we apply to ourselves, and you know we also have a scientific committee in this 

multi-species agreement. So, we try to ensure that the fishing is sustainable and, as I said, we also 

support financially the policy or the activities of the third countries of the partner third countries on 

science, on control, on monitoring, on development of artisanal fisheries. So, on many issues to help 

them developing their sector but also developing its sustainability. 

[0:09:51.3] I: HH You mentioned the consultations before the 2019 agreement. With whom did the 

Commission consult before the agreement? Also internally, who had a voice in the process? 

[0:10:08.8] B: EU Official Well, when we publish an initiative like this one. Like a mandate for proposing 

a new negotiation, well, first it’s on the general websites of the EU. So, every organization, every citizen 

can bring a contribution. And then we have more targeted consultations because before the negotiation 

we also have an evaluation which is made by an independent evaluator, a contractor. And 

(unverständlich) over this evaluation is a consultation which is targeted to stakeholders interested in 

fisheries, both in the EU, in Morocco, also Stakeholders which are, let’s say from the Western Sahara 

region or interested in Western Sahara. So, we really have a broad consultation. But on the fisheries 

related issues the most, not significant one, but the most regular one is through the LDAC, which is the 

Long Distance Advisory Council. So, it’s an advisory council which is set up by the EU with 

representatives of both the EU industry and the NGOs and they are also consulted about any proposals 

for SFPAs, new SFPAs or renewal. 
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[0:11:34.8] I: HH What role does Europêche play in the negotiation for new fishery agreements?  

[0:11:48.4] B: EU Official So, Europêche is the European representative, is the overall organization to 

represent the fishery sector. I think it’s normal that they are being asked their opinion and so they are 

consulted. Many Europêche members are also part of this Long Distance Advisory Committee, which I 

have mentioned. So, they are consulted but I would say as are also NGOs or other organizations. So, it 

is not only Europêche of course. 

[0:12:21.8] I: HH There were also quite a few critical voices regarding the agreement. However, in the 

end, the EU decided to go on with the agreement. What do you think were the most important factors 

that the EU decided to continue with the agreement with Morocco despite the judgement of the CJEU 

and the critical voices that voiced concerns during the negotiations? 

[0:12:54.6] B: EU Official I mean you always have critical voices. I mean fishery agreements are subject 

to many comments, many articles. So, you may have critical voices that's totally normal. But at the end 

of the day, I think we followed a democratic process because we have received a mandate. You know 

the commission is only negotiating if it received the authorization to do so by the Council. And in the 

Council, you may have diverse opinions of course among the member states of course. But the Council 

had a majority to adopt a mandate for negotiations. With negotiation directives that had been given to 

the commission at the time and the Council also had the majority to endorse and adopt even the decision 

resulting from the negotiation. So, back in 2019 the decision was taken for a new protocol. So, I would 

say it’s just democracy and legally speaking what the Commission has been trying with its lawyers is to 

adjust the reasoning and the legal text to the considerations of the Court. And it has come to the 

conclusion that it has been definitely taken into consideration the legal opinion of the Court of 2018 that 

the protocol is fully in line with international legislation or international legality. And then you may have 

different opinions but by the end of the day this process is also democratic because it is submitted to 

the vote of member states which are representing democratically elected governments and I think it was 

even a large majority which in the Council was in favour of this agreement. I don’t want to tell you any 

mistake, but I think there has been, not even sure, I think there was one state that voted against and 

one or two abstentions. The overall majority has been in favour. 

[0:15:16.0] I: HH You mentioned the Member states and their governments. How does the cooperation 

between the Commission and the member states work? 

[0:15:30.9] B: EU Official I mean there is of course a critical dimension to that. I don’t deny it. So, the 

Commission shares all the negotiation process. Before, during and after with the fisheries working group 

in the Council but also very much informs the more political working party of the Council, which is the 

MAGREB working party, dedicated to this region where it’s more the foreign affairs ministries. So, the 

Commission is using both channels to inform and discuss regularly the member states and the same 

applies to the EP because of course it also informs, in the PECH Committee notably, the EP. And I have 

to say the Commission is also open to any other request or discussion with national Parliaments or 

national organizations. The Commission has nothing to hide because, of course, there are different 

opinions, but the Commission is convinced that its reasoning is a good one.  
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[0:16:52.0] I: HH Within the Commission are there DGs involved  that see the agreement critical like it 

happened in the Parliament in 2011? 

[0:17:13.2] B: EU Official At the time that you refer to it has been the Parliament which had rejected its 

consent on one of the previous protocols. And that was indeed mostly on economic arguments that this 

agreement was not presenting good value for money. But within the Commission no. There is of course 

consultation with other DGs like DG NEAR for enlargement, Legal Service, External Service even, 

Development, Health, Environment. Sometimes they may have remarks or observations, which are 

discussed, taken into account but at the end of the day it’s a consensual approach of the Commission.  

[0:18:15.7] I: HH The 2019 agreement was the first Sustainable Partnership Fishing Agreement. How 

important is it for the Commission and the EU overall to include Human Rights and Sustainability in new 

agreements? 

[0:18:36.9] B: EU Official I mean that is an obligation and I don’t think it’s the first time because it’s 

since the reform of fishery policy in 2011/2012. So, everything that has been negotiated since includes 

sustainability criteria. It is really a guide motive I would say, and we take it seriously. We really look at 

the data, the label regarding the state of the stocks. We have joint scientific committee and sometimes 

we even took the decision to reduce the quota, especially for small pelagics. So, that’s definitely a priority 

and a Human Rights Clause is included in all protocols or agreements negotiated since 2011, 2012. For 

Morocco and for the others, we have reference to Human Rights clause which is important, and which 

is an obligation because that’s a requirement of the CFP regulation.  

[0:19:49.4] I: HH What is the opinion of the Commission on the Human Rights situation in Morocco and 

the sustainability of the live stocks in the waters of Western Sahara? 

[0:20:03.6] B: EU Official Well, really, it’s not my role to comment on the Human Rights situation in 

Morocco or Western Sahara because I am working for (...). So, it would really be out of my scope and 

role. As for sustainability I think we ensure through this agreement that the stock is well managed. All 

the stocks but in particular the small pelagic one which is fished in Western Saharan waters because it 

is the majority of the catches, and we know that this stock is under pressure. So, we are extremely 

careful with quantity, the quota, with the rules and control measures. But this is done in very good 

cooperation with Morocco’s scientific entities. And for us this is the way to ensure that in the long term 

the resources are not depleted, that they will be maintained over time. 

[0:21:14.6] I: HH Who is in charge of checking the Human Rights situation in Morocco and Western 

Sahra? 

[0:21:28.1] B: EU Official We have a clause, as I said it’s a standard clause that we have in all our 

agreements to say that we may have the possibility to denounce, terminate or suspend a fisheries 

protocol or agreement in case of serious violation of Human Rights and that’s something that we apply, 

that we have in all the protocols. But it’s not up to us to judge if it’s the case or not because we refer to 

an established mechanism. If it is an ACP country like Senegal or Ivory Coast, we refer to the 

consultation and monitoring process of the Cotonou convention. Now, in the case of Morocco we have 

that capacity or obligation to care for Human Rights and to draw conclusions in case there is something 
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happening and in the field of Human Rights. But it is not up to us to judge and in the case of Morocco 

since it is not an ACP country, we refer to the consultation mechanisms in the Association Agreement. 

So, there is the Association Agreement, there is, I think it’s called Committee for Human Rights. In other 

words, there are mechanism established by the Association Agreement. And it is through these 

mechanisms that you can assess the situation. And based on that, if these mechanisms would draw 

some conclusions, we could translate that or take that into account in the fisheries sector. But it is not 

up to us to judge. 

[0:23:23.3] I: HH The agreement mainly focuses on small pelagics which usually makes it an expensive 

agreement. So, is the agreement worth it economically for the EU? Does it pay off? 

[0:23:54.0] B: EU Official Oh yeah, I think really before the negotiations we have an observatory of the 

fisheries market. We look at the prices of different fish and you know it’s not that simple because you 

have different species also within small pelagics. And prices vary a lot at times. But we do our 

calculations, we do our estimations. And what we negotiate, I think, is just paying a fair price in line with 

the international market prices of these species. It’s not rocket science because you can have 

evaluations, viability, but we base the negotiations on objective economic criteria to be fair to the third 

country but also not to pay an overprize. I mean usually we are accused of paying less than we should. 

You’re saying the contrary that maybe some people think we pay too much. We have different opinions, 

but we try to have an objective reference price and pay a fair share to the third country.  And of course, 

it’s not only the EU budget that pays but also the ship owners. And ship owners, okay, I don’t know if 

they complain or not but what they pay I think is probably okay because they go fishing and they are 

private companies and they make money on that. 

[0:25:33.8] I: HH What was the reason to not negotiate a new agreement despite the pressure from 

Spain and other countries?  

[0:25:45.3] B: EU Official Now we are in a different situation because there has been an appeal to the 

last judgement of 2021 regarding the legality and validity of this protocol. So, we want to come to be 

sure that we are in line with what the final decision of the Court of Justice will be. So, we prefer to wait 

for the result of the appeal before we engage further.  

[0:26:20.1] I: HH Okay, if I remember it right the judgment is expected within the next 6 month or so? 

[0:26:28.8] B: EU Official Yes at the beginning of next year.  

[0:26:36.3] I: HH Depending on the judgment, is it planned to then continue with the fisheries 

agreement?   

[0:26:42.8] B: EU Official That is the one-million-dollar question. Because we have to see step by step 

you know. I am not there to look in a crystal ball. First, we wait to see the result of the appeal. The 

Commission and the Council did an appeal. So, since they are convinced that our protocol was legal, 

but we want to wait for the outcome and then based on that we will look at the next steps.  

[0:27:16.2] I: HH Thank you very much for your time. You said you only have thirty minutes, so I am 

afraid our time is up.  
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[0:27:28.7] B: EU Official No, thanks to you. I think the question were also extremely clear. So, making 

the discussion nice and precise. I am happy to see the results of your work on that and to discuss with 

you further if you wish so. We are indeed now in a phase where we are going to continue. Of course, 

with Morocco we have the agreement which is still valid. So, we may continue like the scientific 

cooperation with them for example. Or the cooperation in technical areas. But for possibly starting we 

have to wait for this final judgment. So, that's the situation where we are but just to highlight that this 

framework agreement is still valid and we still consider of course that Morocco is a very important 

partner.  

[0:28:32.2] I: HH Yes, I first wanted to take a look at all the agreement between the EU and Morocco 

but there are so many that I narrowed it down to fisheries. So once again thank you very much for your 

time, your statements and your insights.  

[0:29:18.0] B: EU Official You're welcome, good luck with your thesis. In case you have any further 

questions feel free to contact me. Bye bye. 

Anhang IV-1 

Interview Western Sahara Resource Watch (WSRW)  

Online – 15. September 2023 

 

[0:00:00.0] I: HH Before we start maybe a few words about myself. I am working in the Austrian 

Parliament as a Parliamentarian Assistant for MP Harald Troch who is in the Foreign Affairs Committee 

of the Austrian Parliament from the Social Democratic Party. So, he is a colleague of Andreas Schieder 

who, I suppose you know as he is the chairperson of the Western Sahara intergroup of the European 

Parliament. The focus of thesis will be on the role of EU actors in the conflict who influenced the position 

of the EU. As it is a vast field, I decided to focus on the fisheries agreement of 2019. As it is hard to find 

documents, I was hoping you could help me with your insights.   

[0:01:15.0] B: WSRW Well, it is hard to find let's say written material about it. I think what I could offer 

you is information that we have obtained through talks with, you know, people in the institutions. So, 

maybe that helps shed some light on your research that you're doing.  

[0:01:31.1] I: HH Yes, that would be very helpful. As a first question and for an easy start, can you tell 

me about the history of WSRW and what it does? 

[0:01:43.8] B: WSRW So, our organisation essentially researches and campaigns for business interests 

in Western Sahara. Our view is that, as long as Morocco is allowed to financially gain from its illegal 

military presence in Western Sahara it is not going to take the UN peace process seriously. It is not, you 

know, not creating the necessary atmosphere of mutual trust that is needed for such talks to succeed. 

So, we have been around since 2004, I think is the first time that we came together. At that point it was 

very much a lose network of people working on Western Sahara in different capacities and different, 

mainly European member states. So, it would be the Brits, it would be the Dutch, a few Norwegians in 

there as well. And we first got together on the back of Morocco starting to hand out licences for oil 
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exploration offshore Western Sahara. In 2002 there has been of course the legal opinion in the United 

Nations that you could only explore and exploit the reserve if in accordance with the wishes and interests 

of the people of Western Sahara. So, that for us was, let’s say, our signal that we should maybe explore 

the angle of the natural resources a bit more. And that over time has developed to what is now Western 

Sahara Resource Watch. Fairly soon we started working on the phosphate issue, but then also the 

fisheries issue. Because this was also on the table back in 2005/2006 when it was once again up for 

renewal. At that time that almost went automatically, you know, without too many people asking too 

many questions about Western Sahara. So, that’s why we really started to make it a focal point. We 

even had like a campaign on it, called Fish Elsewhere. We still have it on an outdated website that we 

no longer update but we just keep it. It’s a nice reference to still have for ourselves. We established a 

formal organisation in 2011, yes, as a Nonprofit Organisation under Belgium law. Because by that time, 

you know, all of us were doing this on a voluntary basis. So, we would come home from work, and we 

would start look at ship traffic in Western Sahara, we would start writing letters to companies, all in our 

spare time. And by that time, it had grown out of proportion for any of us to keep doing on a voluntary 

basis. So, we started looking for funding and by 2011, you know, we had something to hire someone for 

six months. We are not making it easy for ourselves because we have the agreement that we are not 

looking for funding from any actor that has a link to the conflict and for us that would include Algeria as 

well. So, obviously, you know, it’s a bit of uphill struggle to keep finding fundings. We are to this day 

being funded mainly by other NGOs, by trade unions and, you know, by individual donations that we get 

from people that think the work we are doing has some value. And that how we managed to scrape by 

up to now. (lacht) So, I am the only staff and we still work very much as we did in the beginning. We 

have a lot of volunteers in about 35 countries worldwide today who help, you know, on campaign issues 

that is to their personal interest. So, some people will focus only on the phosphate issue. Other people 

have a focus on a particular company. Other people look more, you know, at the political angle to it. And 

this is valuable. That obviously means that, you know, what ends up on our website, there is not always 

necessary a logic to it for the outside world I’d say. It also has to do with the material and the research 

that we have been able to conclude, you know, just inside of the organisation. And that's why, you know, 

a story ends up that people might say “oh but doesn’t it make more sense to focus on, I don’t know, the 

trade agreement right now” and it ends up something else. (lacht) That’s just how it goes, and we have 

to work with the means we have available. That’s more or less who we are. So, we have a board which 

is comprised also of voluntary activists that is being elected every single year and yeah, I think those 

are the main things to say.  

[0:06:58.8] I: HH Thank you for the great overview. Let’s switch to fisheries. Maybe you can explain me 

on how the cooperation with Morocco came about. When the agreements started in 1988 why did the 

European Union act the way it did? Who influenced its position? 

[0:07:27.3] B: WSRW Yeah, so obviously there is a big role of Spain in how these all came about. Spain 

being the former colonial power in Western Sahara which eventually withdrew from Western Sahara in 

1975. There was of course the signature of the Madrid agreement with Mauritania and Morocco where 

Spain basically agreed to withdraw from the territory and the north would go to Morocco and the south 

would go to Mauretania. Of course, the United Nations said, you know, you can’t do this, there is a right 
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to self-determination which applies here. You know the story. But when withdrawing Spain had also 

made like a deal with the Moroccan government that it would keep an interest in both the phosphate 

industry and also you know special rights to the fishing grounds which were very interesting for the 

Spanish fleet and continue to be to a certain extend to this date. So, I think the first agreement covering 

those waters was between Morocco and Spain and as such, when Spain entered the European Union, 

because fisheries is considered a domain of the Union and not of the individual member states, the 

agreements ended up in the European Union. So, Spain does have a very important role in the history 

behind the agreement. I’d say still has a very important role today because in Council when there are 

talks between the member states specifically about fisheries, there is this gentleman’s understanding, 

that, you know when there are talks about the black sea that people will primarily listen to the interest of 

the Rumanians because this is an agreement that is important to them. And when it comes to the deal 

with Morocco there is the understanding that Spain has a special interest there. Therefore, a lot of 

confidence and trust is placed in Spain that it will do most of the bidding there also behind the scenes. 

And other member states will take that into consideration. Because the understanding is of course if I 

give you what you want, then you are also likely to give me what I want when my issue is on the agenda. 

So, that’s a bit how that works. I think as a historical background that is the main issue. 

[0:09:57.7] I: HH And what about France? 

[0:10:00.7] B: WSRW France of course has always had up to recently a special relation with Morocco 

which stems back to of course the French colonial period. The French colonialization of Morocco was 

of course very different from the colonialization of Algeria, the neighbouring country. Where there was 

more, you know, the view was more Algeria is part of France and Morocco is more a colony. There were 

more opportunities, let’s say, for Moroccan elites to have an education in France etc. So, that has really 

developed over the years and when Morocco gained its independence, that special relationship has 

been maintained. There was very little friction compared to, let’s say, the French relation with Algeria. 

That was a very different story. So, there has always been this very good relationship between the 

French political elites and the Moroccan political elites. A lot of collaborations along those lines and 

cooperation. So, for France Morocco has always been important, has always been a special partner. 

And so, France has for a long time done Morocco’s bidding, both, in the UN security council when it 

came to Western Sahara but then also increasingly so in the context of the European Union. So, while 

France does not necessarily have an interest in the fisheries agreements. I mean France is listed as 

one of the countries where operators can apply for fishing licenses, but they don’t actually do a lot of the 

fishing there. But because of the importance that they attach to their relationship with Morocco, France 

has always been very much pushing for, you know, the continuous renewal of these agreements as 

including Western Sahara. So, the French position is of course very important there as well and this is 

pick up when you speak with the different members states about the council meetings that are on 

fisheries. The debate is very much dominated by the Spanish French permanent representations. 

[0:12:16.9] I: HH Does it make a difference which party is ruling in those two countries? 

[0:12:30.1] B: WSRW In practice it doesn’t because you always see in Spain whenever a party is in 

opposition, one of the two bigger parties. Whenever one of them was in opposition all of a sudden 
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Western Sahara is an issue. And as soon as they end up in government it changes completely. And you 

can be cynical about it I guess but it also of course has to do with the fact that Spain has this geopolitical, 

geographical proximity to Morocco. They are very very closely located and, therefore, you know, there 

are specific issues that Spain has to do deal within its relation with Morocco. In recent years migration 

has been a very important issue there. There is also Ceuta and Melilla which is very important for Spain 

to have a cooperation with Morocco for. So, there as well you have to see it in a wider context for Spain 

on, you know, the geopolitical topics that are considered important for Spain in its relationship with 

Morocco. And therefore, you know regardless of who ends up in government those issues will tend to 

dominate the political agenda, I think. You occasionally see a Spanish minister who will deviate a bit or 

who will make statements about Western Sahara referring to, you know, the historical responsibility of 

Spain and etc. etc. But ultimately when it comes down to it, when it comes to policy those will be shoved 

of the table and more importance will be given to maintaining a good working relation with the Moroccans 

and that means, you know, there are certain issues you cannot go into and one of them is Western 

Sahara. 

[0:14:24.2] I: HH How about non state actors, like lobby groups and NGOs? Do they have an influence 

on not only the Spanish position, but the EU as a whole? 

[0:14:37.7] B: WSRW In Spain there is of course the Cepesca which is, let’s say, the organisation that 

groups together the different ship operators, the Spanish fleet so to say and it is essentially a lobby 

group for their interests. You know, as such the Spanish fleet is very big and therefore for Spain of course 

fisheries is an important issue. Therefore, Cepesca does have some weights in this debate, both in 

Madrid and in Brussels where they seem to have, you know, a continuous presence. They are always 

here for every council meeting on fisheries, they are always in the corridors of Parliament. So yeah, 

that’s a very important actor in this whole debate. That is not something that you see replicated in other 

member states like, for instance, the Latvians also have a special interest in the agreement with 

Morocco, because Latvia is also one of the countries that particularly is interested in pelagic fisheries. 

Therefore, they primarily focus on the agreement with Morocco and Mauretania because of the 

dominance of the pelagic species there. But you don’t see the same presence let’s say of the Latvian 

fishermen as you would see from Spain. The same can be said, I think, for the Netherlands. The 

Netherlands have been fishing quite a lot under the recent agreement. But there seems to be sometimes 

this disconnect between the fish interest and the political position. Like for the Netherlands, let’s say in 

the last 15 years, has been one of the countries which has been asking very critical questions in council 

at times even voting against or abstaining on a specific agreement. Yet, at the same time you did see 

that the Dutch fishermen, you know, are also quite interested in the agreement. In recent years that has 

changed again. So now you have the Dutch government being very much in favour of the agreement. 

And there it depends on who is in government. In Spain it is regardless, you know, it would appear. So, 

it is a bit different in every member state, let’s say. 

[0:17:04.1] I: HH One name I came across many times is Europêche. Do you know what they do and 

how they are working? 
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[0:17:12.8] B: WSRW I have to say that I have less experience with them than with any of the other 

actors. So, I don't think I can comment too much specifically on what they are on with this agreement. 

[0:17:25.5] I: HH Okay, then let’s talk about the 2019 agreement. After the Court of Justice declared in 

2018 that the agreement is not applicable to the Western Sahara region, why do you think the 

Commission decided to explicitly mention it in the 2019 agreement? 

[0:17:51.7] B: WSRW Well, your guess is as good as mine. It would appear that the legal services of 

the Commission have come to the conclusion that if henceforth they would explicitly refer to Western 

Sahara in both, the trade agreement and the fisheries agreement, they have both been announced, that 

that would be sufficient to pass, let’s say, the benchmarks set by the Court. That and benefits to the local 

population that was another issue. More so on the trade agreement than on the fisheries agreement, I 

think, but the same rational was applied to both. Whereas of course, you know, another interpretation 

of the ruling would be: Well no, the Court talked about consent, you know, the people of Western Sahara 

have not consented to this agreement being applied to Western Sahara and therefore, you know, it 

should not apply to Western Sahara. So you have these two readings and the Commission was very 

much focused on: Okay now let’s just explicitly say we are fishing in Western Sahara and, you know, we 

will also make sure that there is some reporting from the Moroccans on how, you know, the money that 

has been given under the agreement how that has been used geographically so we have an 

understanding on, you know, where the benefits might be. So that’s the approach that they took. Why 

they came to that approach? As a first and foremost that for the Commission the decision was made 

that we need to continue with this agreement and then we would look later on, on what explanation we 

might give.  You know, as to how we could do it. Because of course they had seen when the trade 

agreement was first annulled in 2015 the Moroccans were furious. It was incredible, they no longer 

wanted to cooperate on a range of different programs, it was very very intense. There were threats being 

made like we are no longer cooperating on migration, we are no longer going to stop migrants for you, 

you know, we gonna go Erdogan style, whenever you don’t do what we want we will open the flood 

gates. That was essentially what was made understood to diplomats in the Commission and in Council. 

And of course that being a very important topic for the Europeans. I think they fairly understood, okay 

we need to do the best we possibly can to preserve the important relation we have with Morocco. First, 

you know, we need to make that clear in the statements that we make. We will continue with the 

agreement and then we will look at, you know, what might potentially make sense in reference to the 

Court ruling. I think that is the sequence of events. And then of course, you know, as we saw in the 

recent ruling again that’s not exactly how the Court saw things. Again, coming to the issue of consent. 

But my understanding is after some talking to people in both the Commission and the Council it was 

very much about let’s not try to upset the Moroccans and just find a way around it and then, you know, 

we will see with the next judgement. Some people literally said that, you know, we will see with the next 

judgement. And now once again, you know, when we have another judgment, we’ll see how we proceed. 

It was very much the focus on continuing with business as usual rather than, you know, how can we 

address this situation once and for all in a way that would align our position with our Court system and 

our, you know, rule of law-based order that we have. Well balancing that with, you know, obviously the 
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important relationship with Morocco. It seems like nobody wants to go there. It’s still to this date that no 

one want to talk about alternatives. There is no plan b. Still today. 

[0:22:18.3] I: HH Besides Morocco, who do you think is influencing the Commission's and Council's 

position internally? And why are they always doing more of the same but expecting different results? 

[0:22:40.6] B: WSRW We have come of course to the issue, you know, of how important the relation 

with Morocco is. There is the blind focus on Morocco being the one stable country in that area of the 

world and therefore you know it is very important for us to have them as a partner. We would like to one 

day have more unification in the Maghreb and then Morocco is going to play an important role. It’s a 

narrative that is very questionable, you know, you can have criticism, you can raise many questions 

about that. But that is very much how Morocco is viewed, how Morocco has been able to present itself. 

So, for a very long time that made sense to me. So, okay there is a lot of importance that we attach to 

Morocco in terms of counterterrorism, migration, you know, creating a market over time in the Maghreb 

even though I don’t see how you do this without resolving Western Sahara but okay, that’s their view. 

And then of course we had the whole scandal last December where it became very very clear that 

different members of the European Parliament were, you know, working for Morocco’s interests. 

Specifically on the issue of Western Sahara and trying to get it off the agenda as much as possible and 

were taking bribes for it. And that scandal is, of course, much bigger than just a few parliamentarians. I 

can’t point fingers but undoubtedly there are also people in the Commission that have been doing the 

exact same thing. There is, you know, zero doubt in my mind about that now. It just makes a lot more 

sense now. 

[0:24:34.2] I: HH Yes, I know when I read the news, I found it unbelievable. 

[0:24:41.1] B: WSRW Yeah, I know, if that would have been a movie scenario, you’d have said that’s 

not credible, that is too much Hollywood. In a black suitcase, in a baby pram even. How on earth. But 

you know, this is still ongoing, the investigation is still ongoing. And they keep finding more money. You 

know, they just found another bunch of money this Sunday with another MEP. Yeah, and you could very 

much sense that in Parliament as well. The focus was very much on Qatar, you know. Qatar, those were 

the bad guys in relation to FIFA. Whereas if you really start to study this it became apparent, I think, that 

Qataris were simply using a structure that has already been created by the Moroccans. And since quite 

same time. I think what happened there was like a friendship favour. Like the Qataris say okay we need 

to brush up our human rights record here because of the world cup and everything else and the 

Moroccans say: Oh use a few names, talk to these people. I think that’s how it went but yeah, that’s 

speculation on my part but I would not be surprised. 

[0:25:59.3] I: HH Okay, coming back to fisheries.  

[0:26:02.4] B: WSRW Yeah and then on top of that of course you end up with a situation where you 

have these fake NGOs which were created in the process. And this is also something that we have seen 

through the years. You will often get like Moroccan NGOs, we call them GONGOs, you know, 

Government Orchestrated NGOs which then pretend to be Saharawi. Whereas actual Saharawi fairly 

quickly recognize whether you speak the same language or whether, you know, the traditional dresses 
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put on the wrong way, or you know that kind of stuff. They pick up on that fairly rapidly. And these people 

would just come to the institutions all the time to talk about the importance of the agreements and how, 

you know, pretty much everyone in the area was depending on the fish sector and the importance of 

employment. And you know that that is not true. I mean Moroccan settler yes but Saharawi is a different 

story. But the whole thing is so smoke and mirrors to a certain extend. 

[0:27:15.4] I: HH What also surprised me was the consultation process. And then there is a list of almost 

100 NGOs… 

[0:27:26.1] B: WSRW Yes! That was so shocking! Absolutely shocking. 

[0:27:28.1] I: HH Simple question: Why did the Commission do that? 

[0:27:35.1] B: WSRW I think, again, because the decision was already made that we need this 

agreement to appease the Moroccans. Then we are going to look for a legal narrative that would sort of 

make sense or at least for the time being and then we are just going to create a consultation process 

that proves the initial decision. And in order to prove the initial decision you don’t want to talk to people 

who say no, we don’t want your agreement. You want to hear from people who say: Yes, this is the best 

agreement of all time and it’s creating economic development in the region, and it is great for 

employment, and we all love it. Those are people you want to hear from. So, they only spoke to 

Moroccan elected politicians, which is questionable in itself. Because you know, do you therefore think 

that it is reasonable that Morocco organizes elections in Western Sahara. That is one thing. Moroccan 

enterprises and then somebody’s fake NGOs which no one had ever heart from. And then Saharawi, 

that is very difficult to do, the Saharawi NGOs, there is a lot of them, don’t necessarily get along but the 

fact that they all agreed to this one letter is significant in itself. So, they sent that letter and that is then 

news, like oh well you have been consulted. It’s just so insulting, it’s incredible insulting. Our name was 

on the list, and we have never met anyone from the Commission on this topic. It’s shocking, it’s just so 

shocking. And that went through Parliament, you know, zero questions asked. That went through 

Council, yeah sure all fine. Unbelievable, you know, if you look at the guidelines that the Commission 

has set for itself on how to conduct the consultation process, it meets none of them. None of its 

requirements. The whole is thing is just a, you know, a joke. 

[0:29:36.0] I: HH Do you know how the decision was made in the Council? Because for former 

agreements some countries especially from the North voted against the agreements. But for the 2019 

agreement the results are not public. 

[0:30:04.6] B: WSRW I’ll have to look up the statements. I have a few statements. Sweden was against. 

Issued a statement, clearly explaining: No, we don’t think this aligns with what the Court had said. And 

therefore, we cannot agree to this. And then I think it was the Germans and the Irish and maybe one 

other member state but I’d have to look it up, who also came out with a statement saying: Okay we will 

support this agreement but we will pre-suppose that the research that has been done by the legal 

services meets you know the requirements set by the court. So, they inserted that sentence there to 

say, you know, okay we are just going to trust, you know, on the legal services which sort of hints we 
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have still have some questions, but we have to you know come to a position here somewhere. But those 

were the only ones. So, it wasn’t an awful lot of countries this time. 

[0:31:11.5] I: HH Where there any protest organised at time that were clearly aimed against the 

agreement? 

[0:31:26.6] B: WSRW It’s, I have to say, it’s a bit disappointing to see how the issue is not picked up on 

by major NGOs. Human Rights Watch did. Human Rights Watch issued a letter, I think, on the trade 

agreement. One day before the vote they send a letter to all the Members of Parliament arguing why 

you should not vote for this amended version of the agreement. Which was useful, which was helpful, 

maybe a bit late on process but okay. But other than that, there are no major NGOs that speak out on 

the subject. For some of them it has to do because they have partners in Morocco, they have local 

partners, and they don't want to upset that relation. That's a bit the eternal story with Western Sahara. 

It always comes down to, you know, the importance of the Moroccans or the Moroccan partners or the 

Moroccan government or whatever. So yeah, there wasn't an awful lot of protests let's say from NGOs. 

There were protests from Saharawi I think I had never seen a Saharawi protest like the one they had 

organized in Brussels in 2018. That was the first time that Saharawi actually came to protest in front of 

the European Commission in that size. You know, there are not so many Saharawi. So, to have that 

amount in Brussels was, you know, very significant. But other than that, I don't think there any major 

protest. 

[0:33:15.2] I: HH I saw that WWF and Green Peace published something elsewhere but that was more 

on the ecological effects of the fisheries agreement. 

[0:33:29.4] B: WSRW Yes that is indeed more there take on it like for instance we, you know, we 

sometimes meet with these organisations. And they do sympathise because Green Peace in the past 

was more outspoken when it came to Western Sahara. we even at one point did a report together with 

them. But you know organizations change internally as well and I think they at one point made that 

strategic choice to tend to focus more, purely on ecological aspects. There is a lot that can be said as 

well on ecological aspects of course. But they would not necessarily take a political position. 

[0:34:27.0] I: HH Maybe you tell me also a bit more about the process within the EU Parliament? After 

the negotiation was completed by the Commission the agreement was referred to the fisheries 

committee. Do you have some insights how the consultations worked in there?  

[0:34:45.7] B: WSRW Well the fisheries committee is of course not a representation of the peoples of 

Europe. It's a representation of the nations with the most interests in fishing agreements. So, you know, 

any debate that you will have there is going to be dominated by the Spanish MEPs, by the French MEPs. 

Very few critical questions asked from the Commission. Many MEPs not even asking any questions from 

the Commission. More taking the floor to make statements to issue why we should continue with this 

agreement and how important it is. Pointing even to this fake consultation process, saying the 

Commission has done everything in its power, this makes perfect sense, it's important for the economic 

development in the area. Some even going as far as accusing the Saharawi of, you know, being a 

breeding ground for terrorism. I think there was one MEP that actually went to that horrific link. So, no 
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you did have a few MEP I think from different political parties. It is usually always the Greens and the 

GUE who will ask questions, but you know you have the occasional Socialist and Liberal in there. Usually 

not EPP unfortunately. But who did issue statement like no in my opinion this does not meet the 

requirements of the Court. But in the fisheries committee, it's gonna be very very hard to majority to vote 

against a fish agreement. Just because of the composition of the committee. We have had it in the past. 

Well, we have had rapporteurs, the MEP that is appointed to analyse the agreement and to come up 

with an opinion as to why they vote for or against an agreement. We have had a rapporteur in the 

fisheries committee years ago who said: "No we can't support this". But was overturned in the 

committee. So yeah, unfortunately that's just the reality in the fisheries committee. Usually, they also 

always take supporting opinions from other committees and when it comes to fisheries agreements 

that's usually also the agricultural committee and the budget committee and there you might have 

different views because they would focus of course on the financial aspects. But yeah, the fisheries 

committee is not necessarily the place to have an honest (Verbindung unterbrochen). 
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[0:00:00.0] I: HH Sorry for the interruption. Seems like we lost connection. 

[0:00:15.7] B: WSRW Well yeah (lacht). The fisheries committee, I'd say is not a fair representation of 

the interests of, let's say, the peoples of Europe but rather of the interest of the fish industry. And that is 

what then predicts the outcome of the votes usually. 

[0:00:39.5] I: HH And then in the Parliament itself in the plenary it was also agreed with quite a vast 

majority. 

[0:00:48.9] B: WSRW Yes shocking, it was just shocking. Because here you have an agreement which 

the highest court has struck down with a very clear explanation as to why. And then it just go through 

parliament with quite a majority. I was shocked by that. We have seen votes on this agreement in the 

past. I mean this agreement has been rejected in the past. I remember I was in the room; it was one of 

the most shocking moments of my life. I didn't see it coming. But yeah, I was just shocked by it. I would 

have expected it to go through because I mean it's, for Saharawi or for our organization, you know, this 

is a very uphill puzzle because you ultimately you are arguing against the European Commission, the 

Moroccan government, the fish industry, a couple of member states. And all of these actors have 

continuous access to Parliament which we don't, you know. So, it is very very hard to get the message 

through or to even have your voice heart. That was always going to be a very hard thing to reach but 

that it would be to this extend, that it would be a loss in this size, to this proportion that was truly 

unanticipated at least for me. I would have expected that there were more parliamentarians to say: “Look 

we have heart from our Court now, this is important to us, ultimately that is the case we are making to 

Mr. Orban. That he has to respect the Court system that we have, that he has to respect the rule of law 

and the rulings of the Court but in this case, you know, we just going to ignore it as well.” 
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[0:03:10.7] I: HH Any idea why the MEPs behaved in such a way, besides bribery in some cases? 

[0:03:19.2] B: WSRW Well in some cases but you know the very important cases because let's say if 

you look at someone like Panzeri. Imagine you are in his political group, you are in the S&D group, and 

you have never heart of Western Sahara, that you are coming together to decide on the votes next week 

in Strasbourg. You have a group meeting on that, and you have never heart of Western Sahara, you 

have no interest in the fisheries agreement but then you have Mr. Panzeri who has been chair of the 

Foreign Affairs Committee, of the Human Rights Sub-Committee, of the delegation for Morocco. You 

know, you would think of him as someone who has the necessary background to have an influential 

voice on that particular subject. And, you know, he will always package it well. He is not gonna outright 

say: “Hey, let's all support the king of Morocco". You know, he is gonna do this in a sophisticated way. 

Those are voices that matter in these meetings of political groups, to come to a joint understanding of 

what are we going to vote, yes, no, whatever. You will always have to be a member of the intergroup of 

Western Sahara to even have heart of opposing views. For many MEPs Western Sahara is not on the 

radar and they placed their trust in their colleague who, you know, just by his resume will know an awful 

lot more about this than you are. So, I think if you are able to bribe the right people in different political 

groups than that of course has a very important effect. And then of course you know I mean if you look 

at the composition of Parliament with the bigger groups, I mean the EPP traditionally has always voted 

for agreements with Morocco. Their position has usually been pro-business and don't come with any of 

the other stuff. The S&D group has traditionally been very divided on the issue. Almost like a north-south 

division. The same in the liberal group, in RENEW. So, yeah, it's very hard as it is. Let alone when you 

have an incredible campaign that is being implemented by the Commission, by Council, by a few 

member states, by the Moroccan government. You know this is very important, that is very hard to 

counter.  

[0:06:21.4] I: HH I find it actually very interesting that the conflict is so little known. Not just in public but 

also in politics. And I am no exception until a few years ago I haven't even heart of it. I mean it's often 

called a forgotten conflict and it is very true it seems. And it is interesting if you get a bit into it, how one 

sided it is. 

[0:06:57.6] B: WSRW I have stopped referring to it as a forgotten conflict. I used to call it a forgotten 

conflict as well. I am now usually calling it a neglected conflict. There is a lot of money and political 

power being thrown at keeping it a neglected conflict. But yeah, that's just the reality. But that is one of 

the main problems with Western Sahara and that is also, you know, why even people writing a thesis 

about it are so important. Because it may just reach a few more people that never heard about it. That's 

the main issue. No one ever heard about it, so who cares.  

[0:07:44.5] I: HH Yes, even at university I met a lot of people who do not know about the conflict at all. 

Political scientists.   

[0:08:05.3] B: WSRW Yeah! But I get it. I mean I am a political scientist myself and I graduated, and I 

went on to do an internship in the Belgium Parliament and one of the senators I was doing my internship 

for, she had an interest in Western Sahara. She thought it was interesting and it was through her that I 
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heart of Western Sahara and then I was thinking back, you know, I had courses about international law, 

geopolitics. Never once was there any mention of this conflict on our doorstep.  

[0:08:52.4] I: HH Yes but especially for international law it would be a very interesting conflict to analyse.   

[0:08:54.1] B: WSRW There is now. You see that with, ever since the first ruling in 2015 we get so much 

more interest from jurists and lawyers. I don't want to (unverständlich) on the whole development and 

that is good I think but we also have sometimes people who want to initiate legal proceedings. And that 

is sometimes a bit more tricky for us to advice on because ultimately, we ourselves are not involved in 

the conflict. And we still do believe that it is important, given the right of self-determination, that you need 

the consent of the Saharawi to start this kind of legal case on their behalf. I mean it's absolutely clear to 

me. But you do see that there is more interest in that particular field. Which is good because this how 

you, I suppose, further develop the narrative of Western Sahara and have more facts becoming certain 

in the debate. So that is very useful. 

[0:10:00.7] I: HH Just out of interest and that is something that of course you only need to answer if you 

feel comfortable about it. Have there ever been any threats against WSRW?  

[0:10:10.2] B: WSRW Oh yeah, yeah yeah. I think our website, we have about 20.000 hacking attempts 

per day, just on the Website. We have had the whole Pegasus thing. But you know that was very obvious 

from the start. I remember when after my internship I moved on to Oxfam Solidarite here in Belgium and 

they have projects in the camps, humanitarian assistance. So, even though I was learning about the 

politics behind it, the focus was still very much on the humanitarian assistance and I remember at one 

point we went to speak to member of the European Parliament and I ran into, I did not know, members 

of the Moroccan embassy and they approached me, I didn't have a name tag on, and they said: "Oh, 

hey Sara. How are you?" And, you know that is just to show you we know who you are, we know what 

you're doing. So, it is like this intimidation. That kind of stuff. That has become less. I think they sorted, 

you know, it's probably depended on the character of the person in this case but, you know, we work on 

the assumption that every email that we send is being read by someone. I mean the Moroccan secret 

services are quite good. They have been trained by the Israeli secret services. But then again, nothing 

that we do is state secret. They should probably know what we are working on. I mean, there is no secret 

stuff behind it. So yeah, you do have, you know, these attempts to you know intimidate a little bit. You 

know create obstacles in the work that you do. 

[0:12:58.3] I: HH Thanks. coming back to the actual topic. To summarize a bit so far for the role of the 

MEPs. MEPs from the EEP tend to lean stronger towards the Moroccan position, while groups on the 

left are generally more in line with the Frente Polisario and the S&D being divided by north and south. 

Is that overall, the right idea I got? 

[0:13:33.3] B: WSRW Yeah, overall. I mean you can't of course generalize this completely. There are 

differences in different member states but yeah overall that is a bit how that plays out. You do 

occasionally have the far-right voting against these agreements for all the wrong reasons. That is also 

something that happens of course.  
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[0:14:04.0] I: HH The judgements of the European Court of Justice, they are also a bit strange. The 

sentences in general saying that the agreements are valid because they do not apply to Western Sahara 

while in reality they are being applied to the waters of Western Sahara. Do you have an idea what might 

have influenced the Courts' judgements?  

[0:15:00.6] B: WSRW Well I am not a lawyer myself. So, I am a bit out of my field to comment much on 

it. What I understand from people who are lawyers is that it was in that sense a bit of a sensitive issue 

for the Court to pronounce itself on because on the one hand it could be argued that a lot of the Court 

content belongs in the area that is regarded as something that you leave to the diplomatic side. Where 

you accept that certain things are being negotiated not necessarily by the rule of law but just because it 

has to do with overriding diplomatic concerns, you know. There is a certain discretion that is being 

respected in the field of diplomacy. And then on the other hand as well because essentially what you 

have here is a non-European entity. That is taking the European Union institutions to Court and winning 

may potentially lead to an avalanche of applications of other entities. Which the Court is not necessarily 

waiting for or even mandated to look at. It's a very peculiar issue that of Western Sahara which may 

potentially down the line led to other developments which will be difficult for the Court to deal with. At 

least that is my understanding. Western Sahara of course you can argue is still legally speaking under 

Spain's responsibility. So, as such there is a European angle to this. But from what I understand it has 

been a bit of a balancing act of the Court to come with judgement the legal criteria but that it had to be 

in its explanation sometimes it had to make some twists and turns. That is at least what I am told. I don't 

know whether that is the case. So, on the one hand you have the, you know, the argument that the 

Commission and the Council are always willing to make this fall under the diplomatic discretion and you 

should not pronounce yourself on it and then on the other hand what box of pandora are we legally 

opening actually. So, that's something. Although it is true I remember reading the very first judgment and 

thinking right, so, Polisario in the end appeared to be the loser but then actually won. It was a weird 

explanation which everyone got wrong. I mean the whole media coverage on the first ruling. They had 

just read like the final paragraph. So, it was like oh victory for Morocco. And it took a week for everyone 

to sort of catch on that no this (unverständlich). Very very weird situation.  

[0:18:39.5] I: HH Also saying the agreement does not apply to Western Sahara when 90% of the catches 

come from these waters.   

[0:18:54.4] B: WSRW Well yeah, it's a tough case to argue but yeah.  

[0:19:05.5] I: HH For the fisheries agreement, could you give me an overview of which interests are 

playing into the fisheries agreement because it seems not just to be about fish.  

[0:19:26.8] B: WSRW I'd almost say migration today. I think if people were going to be honest about 

this, then this is about the importance that Morocco plays in the whole migration debates. And that is 

something that has to be preserved at all costs, I think is the line of reasoning in the heads of many EU 

diplomats. I mean yeah it is also about fisheries, but you know that's just the shape it takes at this point 

in the overall relation with Morocco. That's just that. 
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[0:20:17.9] I: HH Besides migration, also in light of what happened with earlier agreements and the war 

on terror after 2001. Is security in that sense still important today? 

[0:20:29.2] B: WSRW Yes, I'd say today migration is more of the burning issue but yes that is definitely 

in the top 5 of issues considered most important in the relation considered most important with Morocco, 

definitely.  

[0:20:48.4] I: HH What would be these top 5 issues?  

[0:20:58.9] B: WSRW Migration, anti-terror, energy security is growing, viewing the Maghreb over time 

as maybe a source to import energy from, renewable energy also for Western Sahara, very important 

issue. For certain member states it also has to do with the size of people with Moroccan heritage in their 

countries like in my country this is an issue in France as well. There is now the second or third generation 

of Moroccans in the country and well Morocco is one the biggest recipients of, you know, EU supports. 

On a number of issues. So, it's a country with a specific status for the European Union.  

[0:22:15.2] I: HH I also find it very interesting that Morocco creates a lot of renewable energy then 

exports it mainly to Europe but also other countries and itself remains completely depended on fossil 

fuels.  

[0:22:33.3] B: WSRW Yeah, I know it. And then you also see the development in Western Sahara with 

the wind and solar projects that are being enrolled there and Moroccan think-tanks are very clear about 

that. This is the area where we can create the (unverständlich) because there are less people living 

there than in the north and not too much industry compared to Morocco. So that's where we can generate 

the surplus that we can sell off. So, you know, it's always about packaging Western Sahara in a business 

proposal which then makes the partner less inclined to ever mention it.  

[0:23:23.2] I: HH Why do you think the whole Western Sahara is so important to Morocco? 

[0:23:28.5] B: WSRW Right, that is a good question. We'd almost have to look at historical reasons. 

You know up until the 70s you still had more political debate in Morocco. You had, there was more a 

multitude of differences between the different political parties immediately after decolonization up until 

the 70s. And the king was very much a contested figure up until this point. There have been several 

attempts of coup d’état against the king of Morocco. So, how convenient was it to then come up with 

that project where, you know, this common project to say we need to reclaim our south and hey I can 

give, you know, the generals of the army, who were the ones doing the Coup d’état, fishing licences, 

special rights to exploit the resources there. There was also the interest that the Moroccan had in the oil 

potential and then the phosphate reserves. That has always been one of the driving forces I think even 

noted at one point by the UN mission that went to Western Sahara in the 70s where they observed that 

if Morocco had upheld of Western Sahara's phosphate reserves it would certainly become the world's 

leader on phosphate exports. So, they understood that quite well and it has, you know, it has become 

this rallying thing in Morocco, where it is, you know, these three things you do not discuss and it's the 

king and it's the religion and it's the Southern Provinces. Whereas in the 50s and the 60s and the first 

part of the 70s that was not yet a given Western Sahara, that came later. It's almost like it became like 

a political unifying issue. Where all of a sudden, the king is no longer a contested figure more like the 
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father of the believers as they label themselves. I think those are definitely things that come into play. 

And, you know, some people have commented, I don't know to what extend that play today, but there 

has always been in the minds of the Moroccan political elites the (unverständlich) as they are referred 

to, the idea of the Greater Morocco which is like a historical Moroccan Kingdome which then comprises 

parts of even Algeria, Mali and Mauritania. I don't know to what extend that still plays into today’s politics, 

but it may have been something in the beginning of the annexation.  

[0:26:39.5] I: HH For the Saharawi how is for them? Because what we discuss today as Western Sahara 

is not the only place where Saharawi are native. Why is the only contested area that one Morocco and 

not the other parts?  

[0:27:04.0] B: WSRW Yeah, that's a good question. And of course, this then all goes back to a time 

where, you know, we have very little legal source material that we can actually study and say yeah this 

was the reality of the time. It almost goes back to a time where you had a lot of, or mainly people were 

living in tribal constellations. And some worked together, and some did not, and some worked with 

Moroccan tribes and Moroccan sultans and others did not. Yeah, I think it comes to are we going to base 

the debate on historical constellations that no one can ever really prove because then it comes down to 

what points in history do you take as the point of departure. Or are we going to look at things that have 

been documented in political and legal texts. And even then, you know there is always a right to self-

termination that a people has. This is now not viewed as a conflict of separation because, you know, 

Western Sahara is seen (unverständlich). You know it's a colonial carving up of Africa, Western Sahara 

is seen like this big territory. But you know there are probably cases in the world where you could argue 

that people have a legitimate right to say, you know, we would like a special status for this region because 

of a number of reasons, you know, these are rights reserved to peoples. It's about finding what basis 

are we gonna have that debate on.  

[0:29:09.7] I: HH It is overall a very complex situation. There are some many interests playing into this 

conflict. I mean we are actually speaking about fish and in the end it is about so much more.  

[0:29:52.6] B: WSRW Yeah, it was described to me once by a former diplomat, former British diplomat, 

he wrote a book at one point about his time at the United Nations and specifically on Western Sahara. 

He had this beautiful sentence like: "On the crossroad of international law and geopolitics, right in the 

centre, that's where you have Western Sahara." And yeah, there is some truth to that. On the one hand 

it is, let's say from a legal perspective pretty clear. If you throw in all of the interests and this particular 

relation then, you know different groups and different layers of the societal hierarchy then yeah it 

becomes complex. 

[0:31:07.8] I: HH Yeah, thank you very much for talking to me. It was really a pleasure talking to you. I 

will now stop the recording. 

Anhang V 
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[0:00:00.0] I: HH Maybe for a start could you give me an overview of your work, especially regarding 

Morocco? 

 

[0:00:12.8] B: Molina Fernandez So, I originally worked or started working on International Relations 

and Foreign Policy in the Maghreb region and I did my PhD on Moroccan Foreign Policy which is why I 

became interested in the Western Sahara conflict.  Because I realized, as you of course already know, 

that this a top priority and cross-cabin issue in Moroccan foreign policy. So, after my PhD I devoted 

some more effort and specific projects to the Western Sahara conflict. One of the issues I have looked 

at is the European Union's policy towards this conflict. I also did field research in Western Sahara 

territory and the Moroccan controlled part, focusing on activism and civil society, resistance groups that 

operated there. This was in 2014. Since then, I haven't been able to go back, it's really difficult. Also, I 

have my own constrains because I have a lot of teaching, a small daughter as well but it has become 

really really difficult to access the territory of Western Sahara for any researcher, journalist, foreign 

observer of any kind. And another area in which I have done some research in relation to this conflict 

has to do with putting it in relation with looking at this conflict in more of a comparative light because I 

think that there has always been a lot of. The academic literature on this conflict is very limited. It always 

treats it as a very exceptional case which it is of course but at the same time I think there are some 

benefits to approach through the lens of contested statehood, comparing the case of the SADR as a 

case of contested statehood, meaning a state that has some statehood features but at the same time 

doesn’t enjoy full sovereignty or full international recognition. I have also looked at the Western Sahra 

conflict from the perspective of frozen conflicts.  It's no longer that frozen but it has been frozen for a 

long time. So, this is trying to do, some kind of comparative work, trying to look at this very specific case 

in relation to broader phenomena. 

 

[0:03:31.0] I: HH Thank you! Can you give me an overview how the relationship between the European 

Union and Morocco developed through the decades? Especially after 1975 when Morocco took over 

control over the Western Sahara from Spain. 

 

[0:03:55.0] B: Molina Fernandez Yeah, basically Morocco has always been a very important priority 

partner for the European Community and then the European Union in the southern Mediterranean. This 

has been the case since the time of decolonization.  The former French colonies in the Maghreb became 

linked to the European Community by trade agreements that involved some preferential conditions. This 

is something that was negotiated by France because the two things, the treaty of Rome and the 

decolonization of the Maghreb, were negotiated more or less at the same time in parallel. So, when 

Morocco took over the territory of Western Sahara there wasn’t any big change. This is important 

because what I have seen in my research is that the EC and then the EU have never had a policy. So, 

the policy, the EU policy, towards Western Sahara is a non-policy. This is an issue that has been 

neglected or maybe purposefully put aside for a couple of reasons. One of them being that this was 

never a top priority, like very bloody conflicts that had an impact on the European security itself. Another 

reason being that the EU's policy towards the Maghreb has always been strongly influenced by member 

states such as France in the first place and, to a lesser extent, Spain and this created some sort of bias 
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in favor of Marocco. At the time Morocco took over Western Sahara, Spain of course was not yet a 

member of the European Community. So, this was a secondary issue. I have never seen, this is 

something I haven't looked into in detail, but I have never seen any sort of statement or official position 

from the European Commission or the Council in the late 70s or so about Western Sahara. So basically, 

we are talking about a non-policy, and this has remained the case until very recently I would say.  

 

[0:06:59.5] I: HH Great, thank you for the short overview. When doing my research, I was also surprised 

to not find much until 1981 when the Parliament published its first resolution. Yet the Commission was 

very quiet about the conflict at least until the 90s. So, what was the role of the Commission during the 

early state of the conflict? 

 

[0:07:12.5] B: Molina Fernandez I think the Commission shows to not play a role. I think, well, what 

the Commission negotiates with 3rd states such as Morocco are trade agreements and other sorts of 

economical cooperation agreements. And what happened in this case is that all of the trade agreements 

between the European Community and then later the European Union and Morocco included the 

territory of Western Sahara by default without ever mentioning it and without ever raising the issue or 

acknowledging it, without ever anyone raising the issue whether this was wrong or right. Simply, there 

is no statement in any bilateral statement between the EU and Morocco. There is no official demarcation 

of the territory of Morocco.  This has been interpreted by the Moroccans and accepted by the European 

side as involving that the territory of Morocco covers or de-facto controls also the territory of Western 

Sahara. So, basically it is really odd and there are some parallels with what has happened for a long 

time in the bilateral relation between the EU and Israel. There was never a clear, in any of the bilateral 

agreements, there was never a clear delineation of what the territory of Israel was. So, this was 

interpreted in practice in favor of, in an extensive way let's say, by the Israelis. So, yeah, the issue of the 

legality of including Western Sahara in bilateral deals between the EU and Morocco has emerged 

relatively recently in the 21st century and it has been emerged because the Polisario Front and pro-

Sahrauis civil society organizations have made this an issue. Until 2000 there was never an official, 

even in the EU Parliament, which has always been the institution that has been more concerned with 

this conflict. Even there, there was never a discussion, a debate about it, I think there wasn't even a 

realization that this might be problematic from a legal and political point of view.  

 

[0:10:24.7] I: HH But after the judgements of the Court of justice this must have changed. I mean it 

declared it to be against international law several times for several agreements. How do you think can 

we explain that the Commission still tries to renew all kind of agreements with Morocco? 

 

[0:10:47.6] B: Molina Fernandez Yeah well, first of all this started to change before the Court of Justice 

of the EU got involved. Well, it got involved because there were several actions taken by the Polisario 

Front. So, before that, what would happen was a, this is quite important, it's a milestone. In 2002 we 

had at the UN level the legal opinion required by the, I think it was the Security Council, I hope I am not 

wrong. This let to lawyers from the UN looking up the legality of economic activities and economic 

resource exploitation activities in the territory or the territorial waters of Western Sahara and the legality 
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of contracts undertaken by Morocco in order to, for instance, explore for oil resources in the waters of 

Western Sahara. So, there was a legal opinion, which is known as the Corell opinion because this was 

the lawyer, Hans Corell, who drafted it.  That was released in 2002 and it was a really important milestone 

because it made very clear that the people of Western Sahara retain sovereignty.  Sovereignty means 

that there is a legal requirement for their consent to any economic exploration and exploitation activities 

in the territory because this territory, whatever its final status will be, for now remains non-self-governing 

according to international law and the UN. So, that was very clear. And from then onwards this is what 

pushed the Polisario Front and other aligned Civil Society organizations to put a stronger focus on the 

issue of natural resource exploitation. Through parliamentary as well as judicial routes. So, this is what 

started to bring the Western Sahara conflict to the Brussel arena because from an economic point of 

view of course the EU is the main economic partner for Morocco and people started to discover that 

there were all these bilateral agreements that included Western Sahara by default, through the back 

door without ever considering the legal and political implications of this. So, first of all we have a first 

consequence of this which was the Parliament's no-vote on the fisheries protocol between the EU and 

Morocco in December of 2011. This was quite surprising because normally the European Parliament 

consents to all of these bilateral agreements. And there was a whole campaign organized by Saharawi 

organizations such as Western Sahara Resource Watch and there was a campaign to rise awareness 

and it worked quite well and the fisheries protocol was rejected. On the grounds among other things 

there were serious legal doubts about the legality of including the waters of Western Sahara. So, that 

was in 2011 and since then there haven't been any similar votes in the EP.  But the other strategy 

pursued by the Polisario Front, which was to take legal action against all the EU-Morocco bilateral 

agreements that include Western Sahara, that started to be very fruitful. So, we have seen this series 

of decisions, rulings which have already created a substantial jurisprudence quite consistent, quite clear 

in establishing that, basically that Western Sahara cannot be treated as part of Morocco. For now, it 

remains a non-self-governing territory and so on. So, why do the Commission and the Council still try to 

sort of circumvent this legal, this case law. I think that for the Commission, it negotiates all of these 

agreements on behalf of the member states, on behalf of the Council. The member states, some 

particular member states, especially the southern ones as France and Spain to start with, are still 

prioritizing good relations with Morocco over, even over legality, if need be, in relation to the Western 

Sahara issue. As you know well Morocco has always been a vital partner for the EU and some EU 

member states. It has become even more so in terms of security, migration control, as well as economic 

relations. There are also some particular economic sectors in these countries that rely on relations with 

Morocco. So, the main two agreements that have been at stake have to do with fisheries, fishing 

activities in the waters of Morocco as well as Western Sahara until recently, and the agricultural trade 

agreement. The Council, meaning the member states, wanted to keep and were convinced of or seem 

to be persuaded of the legality of continuing the existing relationship and the existing inclusion of 

Western Sahara in the deals because the last time after the rulings of 2015 and 16 the two agreements 

were re-negotiated and there was a whole process of consultations with a range of civil society and 

governmental and non-governmental actors. And in this was the Commission and the EEAS, who 

claimed to have got consent from the local population or the Sahrawis to the agreements. This is a very 

contentious process. Because there are two very tricky elements here. One of them is consent, how do 



   

 

XXXVI 
 

you define consent? Which are the actors that are entitled to represent a population, or a people here 

and how can they provide this consent so that it is legally valid. And the other tricky element here is 

people or population of Western Sahara. Because what does this mean? Does this mean the local 

population currently living in the territory which is a mix of indigenous Sahrawis and what people call 

settlers from Morocco who were transferred or encouraged to re-settle to this territory after 1975. Is it 

the local population or are we talking about the people of Western Sahara in the sense of the indigenous 

Sahrawis which are partly in the Tindouf refugee camps in Algeria since 1975 and partly in the diaspora. 

So, basically the Commission and the Council try to make up this whole consultation process, hoping 

that it would be enough for them to meet the legal criteria set by the Court of Justice of the EU. The 

process was flawed and, I think, many people believed from the beginning that this would not be enough 

or valid. But this was like the last shot because now they ran out of ideas. So, now we are in a very 

complicated situation. You know the fisheries agreement has expired. It will not be re-negotiated for now 

until we hear the final judgment from the court. But basically, the case-law or the jurisprudence is very 

consistent. And there is no way to get around that. I don't see how without involving the Polisario Front 

which has been internationally recognized as a national liberation movement, as the representative of 

the people of Western Sahara. I don't think it's possible to achieve what the Court expects in terms of 

consent criteria. And the problem is that without including Western Sahara, Morocco is not willing to 

negotiate the new agreements with the EU. So, this is like a redline, it's national territory integrity. The 

king himself, a couple of years ago, made is very clear in a speech that the country would never 

negotiate any agreement that does not cover its whole territory as Morocco understands it. So, that 

means if they have to choose between all this economic cooperation deals with the EU, which of course 

are really vital to the Moroccan economy, or the national territorial integrity, they will prioritize the latter.  

So, this is the situation in which we are now. I don't expect any big change in the final ruling of the Court. 

And it is like squaring the circle, there is no way to get around this. 

 

[0:23:09.0] I: HH You mentioned the Council now several times. If you look on how the member states 

vote in the Council there are usually only a few countries, normally northern or Scandinavian countries 

to vote against the agreement. Why do so many states vote in favor of the agreements even though 

they themselves have only limited or no interest in fishing in Morocco or Western Sahara, especially if 

they know that it is most likely illegal? 

 

[0:23:44.0] B: Molina Fernandez It's a good question, I am not sure if I have the final answer, but I 

think it's a mix of two things. One is that in EU foreign policy you normally have some sort of areas of 

influence that are left for specific member states. It's always been accepted that central and eastern 

European member states would have a greater say on the EU's policy towards Ukraine, for instance, 

and that southern EU member states which have as well a lot of interests, colonial entanglements and 

so on, will have a greater say on the EU's policy towards the Maghreb. That's always been the case. 

So, it's sort of a division of labor, something like this. Unless there is strong objection or a very strong 

reason, the consensus in EU foreign policy goes with the preferences of the member states that are 

more directly concerned, that have a better knowledge and that made more effort, probably show more 

interest in different parts of the world. So, that's one thing I guess. The other reason is the reality 
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regarding the fisheries agreement. Although traditionally these fisheries agreements were historical 

between Spain and Morocco and then when Spain became a member of the European Community, they 

became Europeanized and traditionally the vessels that operated in these waters were almost 

exclusively Spanish and to some extend Portuguese. This has changed a lot. So, now there is some 

sort of diversification. Depending on the type of fishing, you also have some Baltic states or even the 

Netherlands that have some activities there. So, this doesn’t mean that all member states have a strong 

interest in fishing in the waters of Morocco or Western Sahara, of course not. But there has been some 

sort of diversification. So, it's not just about Spanish fishermen any longer.  

 

[0:26:49.2] I: HH Yes, I was actually surprised when I heart in another interview that actually the 

Netherlands or at least Dutch owned companies and vessels are actually amongst those who fish the 

most in these waters.  

 

[0:27:14.2] B: Molina Fernandez Yes, I think there are two main types of fishing activities.  One is 

fishing in like shallow waters and this is mainly sort of traditional fishing, small vessels and so on. This 

is what the Spanish fishermen have done historically and remain doing in some cases. But then you 

have the deep waters, there is another term for it that I don't remember. The deep-water fishing mainly 

octopus. And that fish is normally frozen and then there are even like international, non-European 

companies involved. Because it's frozen it can be exported to Japan or anywhere  

 

[0:28:23.3] I: HH Besides the member states which groups like NGOs or lobby groups usually have an 

influence on the EU's policy towards Morocco? 

 

[0:28:35.6] B: Molina Fernandez I'd say, I think the main concern in recent years and that has overtaken 

almost anything else is migration control. This a top priority for all governments, especially Southern 

member states' governments. But in that regard, I think it's mainly the governments that are concerned. 

Then when it comes to more economic issues. You have business associations that play a role.  In some 

cases, there have been presenting some of the legal (unverständlich). There are also business 

associations which at times have been against the agricultural trade agreement because they thought 

it was competition, especially, again, for the Southern European member states. But yeah, I think there 

are some business associations and then specific business networks that are very difficult to assign to 

one single state. So, for instance, some of the companies that export agricultural products, such as 

tomatoes to Morocco are actually fully or partly Spanish companies that have relocated or invested in 

the country. So, it has become unclear nowadays to say this are Spanish business interests or Moroccan 

business interests. It's of more transnational nature. So, I'd say that are the main actors that are non-

governmental. Then when it comes to lobbying in Brussels you have some civil society actors who are 

mainly concerned with, on the one hand migration policies, on the other hand the Western Sahara issue.  

But their influence depends a lot on contextual circumstances. So, they have been successful at times 

but not enough as to change the course of EU policy. 
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[0:31:45.4] I: HH And on the other side, in Morocco, who plays the most important role there?  Who sets 

the policy towards the European Union in Morocco?  

 

[0:31:59.2] B: Molina Fernandez Well, all Moroccan foreign policy remains under the direct control of 

the palace, of the monarchy. Formally speaking it's supposed to be a parliamentary monarchy although 

of course it remains an authoritarian and becomes increasingly authoritarian state in some regards. 

There have been always some strategic policy areas and ministries that even when government enjoyed 

some autonomy, had a direct control from the palace and from the royal cabinet and the foreign affairs 

committee is one of them, together with the ministry of interior. So, I'd say that the key decisions, the 

strategic decision are made in the royal cabinet. Doesn't mean that they are directly made by the king. 

We don't know what happens there but not in the government itself. At the same time in recent years, I 

think that the influence of the current foreign affairs minister Nasser Bourita has been quite visible. Not 

sure, but I don't think he is the one making the decisions, but I think he has a strong influence in 

producing new strategic ideas. And he has been responsible to a large extend for the recent Moroccan 

foreign policy. This turned to a more active foreign policy towards traditional partners such as the EU, 

France, Spain, Germany and so on. I don't think he is the decision maker, but he produces some of the 

ideas and he has strong support of some of the key members of the royal cabinet.  

 

[0:34:19.6] I: HH  Last question, going a bit further back in history, regarding the role of France. Why 

was France always so strongly pro-Moroccan and still is to this day?   

 

[0:34:43.2] B: Molina Fernandez Well, I think that the colonial network of elite relationships has stayed 

very stable. France has always seen Morrocco, since its independence, as a very loyal partner in a sort 

of paternalistic way. And France has always taken up the role of defending Moroccan interests in the 

international sphere. Both at the EU level and the UN level at the UN security council. I think basically 

thanks to elite networks and post-colonial or neo-colonial interest I think there is a convergence of 

interests. The Moroccan vision of stability in the Maghreb has been adopted almost naturally by most of 

the French establishment. And this includes both conservatives or republican party and the socialist 

party when they were in power. So, what is really striking is the current crisis between France and 

Morocco. This is almost unheard of because there have been several short crises between France and 

Morocco in history, but this one has already been lasting for quite a few years. It's quite exceptionally I 

feel. Despite of that I think even at one of the lowest points in the relationship we cannot expect France 

to go against Morocco. Yeah, France has always been a strong backer and France has remained the 

reason why the UN security council has never tried to enforce anything on Morocco. So, the Western 

Sahara conflict has always remained under Chapter VI and any measures or any potential solutions, 

broker tried by UN negotiators had to get the consent from both parties. This was what has made UN 

mediation and UN peace-making very weak because they enforce anything on either of the parties. And 

in this case the stronger party is Morocco. It's never been imaginable to enforce anything on Morocco 

or the Polisario Front. And this is how the whole peace process has come to a deadlock a long time ago 

back in the 1990s. Yeah, I guess France has always seen Morocco (unverständlich) has always closely 

relied on the two foreign policies. The French foreign policy towards the whole African continent relied 
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sometimes on Moroccan support. The positions and interests of the two countries were assumed to 

align during the cold-war and beyond. So, yeah, I understand that France to take up the role of defending 

Moroccan interests at the UN. And now we are in that extensile situation of crisis. But I still think this is 

not going to bring about structural change. This is still a transition stage.   

 

[0:39:49.2] I: HH Just to make it clear, I suppose France was also defending Morocco within the 

European Community? 

 

[0:40:00.3] B: Molina Fernandez I don't know if anyone has looked into that in detail. It would be 

interesting, if you want to conduct further research on this, to look whether there is anything in the 

archives of the Commission or the European Community archives from that time. But yeah, basically 

the EU or the Commission never made any statement, never took any position. So, if there was any 

French influence which wouldn't be surprising, the outcome or the goal they sought was to just keep this 

issue at a very low profile and keep this a non-issue rather than an issue.  

 

[0:41:03.4] I: HH How about Spain. Historically, you see that overall, they also take the Moroccan side 

but yet it was the Spain joining the European Community and Spanish MEPs who then brought the issue 

to the table. How does this work together? 

 

[0:41:24.2] B: Molina Fernandez  Yeah, the role of Spain in relation to this conflict is very paradoxical 

because on the one hand there is the colonial relationship. And as a result of that a strong concern at 

the civil society and party level about the Western Sahara conflict. That has remained quite consistent 

over time. But all of the Spanish governments, even governments from parties that were very pro-

Polisario before getting into government, have swinged rather quickly to pro-Moroccan policies. The 

most straight-forward explanation is that they have prioritized a sort of realism in the sense of prioritizing 

good relations with a neighbor that has always been at the same time vital and predictable and with lots 

of territorial, economic and security cooperation linked with some points of tension with Spain. That's 

always been the case. So, I think that in the end all the Spanish governments have more or less openly 

or passively prioritized the good relations with Morocco. That doesn't mean that the Western Sahra 

conflict has become forgotten or less politicized. It has remained and remains now relatively salient on 

the agenda. It's one of the foreign policy issues that regular people care about or have an opinion about 

in Spain. So, at the political party level you have supporters of the Polisario Front or people who are 

concerned about this conflict in pretty much all the parties. There is no clear left-right divide. It's even, 

sometimes it looks like an issue that mobilizes a lot at the extremes of the political landscape. The far-

left and the far-right. The far-right because of the historical role of the Spanish military in the Wester n 

Sahara and then the (unverständlich) gets transmitted to the families of those people who felt humiliated 

when Spain withdrew from Western Sahara. So, the political party level it's totally logical that different 

Spanish MEPs have taken the issue to Brussels. And at the same time, and this is contradictory, but it 

has remained compatible with a broadly pro-Moroccan position. I mean the position of the Spanish 

government has been officially described as positive neutrality in relation to the Western Sahara. When 

it comes to the conflict itself the Spanish governments have tried to remain, to always say: “We stick to 
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the UN positions and to the UN process”. But in parallel to that and we see that very clearly at the EU 

level and in the case of the Court cases, Spain has sided with Morocco. So yeah, the formal position 

has been positive neutrality, whatever that means because it doesn't have a clear meaning, but in terms 

of practices in many regards the Moroccan position has been prioritized. 

 

[0:46:18.3] I: HH Great thank you. From my side that's it. I will stop the recording now. 

 


